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Verhand lungsgegenstand   

Neubau der Bundesautobahn A 98 zwischen Karsau und 
Schwörstadt (A 98.5) 
Planfeststellungsverfahren nach §§ 17 ff FStrG i. V. m. §§ 72 
LVwVfG 
Stellungnahme der Stadt zum Planfeststellungsverfahren 

 
Besch lussvo rsch lag  
 
Nach Vorberatung in den Ortschaftsräten Minseln und Karsau verabschiedet die Stadt 
Rheinfelden (Baden)  im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens den beigefügten 
überarbeiteten Stellungnahmeentwurf der Rechtsanwaltskanzlei Spahn, Uhl, Schöneweiß 
mit den nachfolgenden Gutachten: 
 

- Büro faktorgrün, Freiburg, Überprüfung der Umweltbelange UVS, LBP, Artenschutz 
und Natura2000  

 
- Rapp Regionalplan GmbH, Lörrach, Beitrag zur Stellungnahme im Zuge der 

Offenlage 
 

Hinweis: 
 
Die Änderungen gegenüber der Ursprungsvorlage vom 20.12.2017 sind auch in den 
beigefügten Gutachten farblich hervorgehoben.  
 

 
An lagen  
Entwurf der Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei Spahn, Uhl, Schöneweiß, Freiburg 
Gutachten des Büros faktorgrün, Freiburg 
Gutachten des Büros Rapp Regioplan, Lörrach 
 

 

Bereich | Amt Vorlagen-Nr. Anlagedatum 

Bauverwaltungsabteilung 600/08/2017/1 22.01.2018 
   Verfasser/in Aktenzeichen  

Lauer, Wolfgang 
Schweizer, Martin 

66.11.10  
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Er läu te rungen  

Das Regierungspräsidium Freiburg hat das Planfeststellungsverfahren für den 
Autobahnabschnitt zwischen Karsau und Schwörstadt (A 98.5) eingeleitet 
 
Die öffentliche Auslegung der Planunterlagen erfolgte in der Zeit vom 14.11.2017 bis 
einschließlich 13.12.2017. 
 
Gemäß dem Schreiben des Regierungspräsidiums Freiburg vom 13.11.2017 erhält die Stadt 
Rheinfelden (Baden) Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Planunterlagen bis zum 
09.02.2018. 
 
Der Entwurf der Stellungnahme mit Anlagen ist der Beschlussvorlage beigefügt. Dieser 
wurde nach den Vorberatungen in den Ortschaftsräten Minseln und Karsau überarbeitet.  
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Neubau der Bundesautobahn A 98 zwischen Karsau und 
Schwörstadt (A 98.5) 
Planfeststellungsverfahren nach §§ 17 ff. FStrG 
Anhörung der Träger öffentlicher Belange u.a. 
Ihr Zeichen:  24-0513.2/1.454.02 
Unser Zeichen:  2016-303 
 
Freiburg, den …2017 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
unter Versicherung ordnungsgemäßer Bevollmächtigung zeigen wir die Vertretung der Stadt 
Rheinfelden im o.g. Planfeststellungsverfahren an. Die Vollmacht liegt bei. 
 
Namens und im Auftrag der Stadt nehmen wir zu dem in der Offenlage befindlichen 
Feststellungsentwurf Stellung: 
 
Die Stadt stimmt dem Weiterbau der A 98 grundsätzlich zu. 
 
Zum Schutz der Ortsteile Karsau und Minseln und zum Schutz des Landschaftsbildes im 
Naturraum Dinkelberg sowie der dortigen Arten und Biotope fordert die Stadt jedoch, die 
Überführung der Kreisstraße K 6336 (Bauwerk-Nr. 98/201) sowie die Überführung der 
Nordschwabenstraße (Bauwerk-Nr. 98/202) durch ein Tunnelbauwerk mit einer Länge von 390 
Metern zu ersetzen und durch Sichtschutzmaßnahmen im Bereich „Letten“ (ca. Bau-Km 17+500) 
zu ergänzen. 
 
Die offengelegte Planung weist erhebliche Unklarheiten und Mängel bei der Abwägung der von 
dem Vorhaben betroffenen öffentlichen und privaten Belange auf. Eine Nachbesserung der 
Planung um den geforderten Tunnelbau zwischen Karsau und Minseln ist rechtlich zwingend. Sie 
ist auch wirtschaftlich zumutbar und verbessert die Planung nachhaltig. 
 
Im Einzelnen: 
 
I. Bisherige Entwicklung und Stand der Planung 
 

RAe Spahn Uhl Schöneweiß  Tivolistr. 33  79104 Freiburg i. Br. 
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Die Stadt Rheinfelden hat den zwischen Karsau und Minseln geplanten Autobahnneubau bereits 
früh zum Anlass genommen, alternative Bauausführungen zu überprüfen. 
 
Die durch das Ingenieurbüro Rapp Regioplan GmbH vorgelegte Machbarkeitsstudie „A 98.5 
Rheinfelden – Schwörstadt – Wehr, Tunnel Karsau/Minseln“ (2012) hat aufgezeigt, dass der Bau 
einer Autobahn in offener Bauweise (Einschnitt) zwischen beiden Ortsteilen die hohe 
Landschaftsbildqualität des Landschaftsbildraumes „Äcker, Grünländer und Obstwiesen zwischen 
Minseln und Karsau“ zerstört und die Siedlungsqualität in den angrenzenden Wohnbereichen 
erheblich verschlechtert. Diese negativen Auswirkungen ließen sich vermeiden, wenn die 
Autobahn im Bereich zwischen Karsau und Minseln überdeckelt wird. Eine solche Überdeckelung 
ist technisch und rechtlich mit einem Standard-Bauverfahren ohne Änderung der Trasse in Lage 
oder Höhe möglich. Insoweit konnte auch auf den im Bauabschnitt A 98.7 in ähnlicher Situation 
zwischen Murg und Niederhof bereits realisierten Präzedenzfall des Tunnels Groß Ehrstädt 
verwiesen werden. 
 
In der Folge hat das Regierungspräsidium Freiburg eine Studie zur Überdeckelung der A 98.5 im 
Bereich Karsau/Minseln vorgelegt, mit der vorgeschlagen wurde, die K 6336 auf einer 80m breiten 
Grünbrücke (oder einem 80m langen Tunnel) über die A 98.5 zu überführen. 
 
Demgegenüber hat das Ingenieurbüro Rapp Regioplan GmbH für die Stadt Rheinfelden 2014 eine 
weitere „Machbarkeitsstudie Stadtentwurf“ vorgelegt. Darin wurden verschiedene Tunnelvarianten 
beschrieben, die jeweils deutliche Verbesserungen beim Lärmschutz und beim Landschaftsbild 
sowie geringere Eingriffe in den Wald nördlich der A 98.5 mit sich bringen würden. 
 
Nach anschließenden Verhandlungen mit dem Bund und dem Regierungspräsidium Freiburg hat 
der Gemeinderat der Stadt Rheinfelden am 26.2.2015 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
- Auf Grundlage des Vorschlags des Regierungspräsidiums Freiburg vom 21.11.2013 beteiligt 

sich die Stadt Rheinfelden (Baden) bei dem Bau einer mindestens 80m breiten Brücke im 
Zuge der K 6336 mit bis zu 1 Mio. Euro an der Maßnahme. 

 
- Der Gemeinderat und die Verwaltung setzen sich im Rahmen der Offenlage 

/Planfeststellungsverfahren weiter für eine längere Überdeckelung im Sinne des 
Gemeinderatsbeschlusses vom 24.7.2014 ein. 

 
Das BMVI hat einer Überdeckelung auf einer Länge von 80m im Hinblick darauf zugestimmt und 
diese (verkürzt auf 79 Meter) in die offengelegte Planung aufgenommen (Bauwerk-Nr. 98/201). 
 
 
II. Mängel der offengelegten Planung 
 
Die offengelegte Planung weist Unklarheiten und Mängel bei der Abwägung der von dem 
Vorhaben betroffenen öffentlichen und privaten Belange auf. 
 
1. Unklare technische Ausgestaltung des Bauwerks Nr. 98/201 
 
Dir Ausgestaltung der „Grünbrücke“ (Bauwerk-Nr. 98/201) ist unklar. Ein Brückenentwurf 
(abgeschlossene Leistungsphase 3 nach HOAI) wird nicht vorgelegt. Unklar bleibt insbesondere, 
ob es sich bei Bauwerk-Nr. 98/201 um eine Brücke oder um eine gestalterisch vorteilhaftere 
„Überdeckelung“ mit Einschnitt, Seitenwänden, „Deckel“ und anschließender Verfüllung mit 
Erdboden handelt. Damit kann die Stadt nicht abschätzen, wie das Bauwerk in der Landschaft 
wirken und ob es zu einer Verminderung der Trennungswirkung in Bezug auf das Landschaftsbild 
beitragen wird  (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.1 und 3.3). 
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Die in den Feststellungsentwurf übernommene Variante ist insoweit auf der Stufe Entwurf 
(abgeschlossene Leistungsphase 3) zu planen. 
 
 
2. Unzureichende geologische Untersuchungen 
 
Der Planung liegt keine hinreichende Kenntnis der Geologie im Bereich der geplanten Grünbrücke 
(Bauwerk-Nr. 98/201) zugrunde. Insbesondere sind „Tiefe, Länge und Mächtigkeit des 
Schichtwasserhorizontes sowie dessen Ruhewasserspiegelverlaufs“ nicht bekannt, so dass auch 
der „Umfang der erforderlichen Entwässerungs- und Sicherungsmaßnahmen“ nicht festgelegt 
werden kann. Damit sind die Auswirkungen und Risiken der Planung insoweit offen und eine 
qualifizierte Stellungnahme der Stadt nicht möglich (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.2). 
 
Als Grundlage für die Planung im Bereich Karsau/Minseln sind die vom Vorhabenträger als „sollte“ 
empfohlenen Grundwasserbeobachtungen daher durchzuführen und alle erforderlichen 
Entwässerungs- und Sicherungsnahmen im Einzelnen festzulegen. 
 
 
3. Keine Vorlage kalkulatorischer Grundlagen für eine Kostenbeteiligung der Stadt 
 
Die Planung zeigt die Mehrkosten für das Bauwerk Nr. 98/201 nicht auf, die Grundlage für die 
Zusage einer Kostenübernahme durch die Stadt bis zu € 1 Mio. waren. Zwar verfügt der 
Vorhabenträger über eine Kostenberechnung nach AKVS 2014 (Anweisung zur Kostenermittlung 
und zur Veranschlagung von Straßenbaumaßnahme). Er macht diese im Einzelnen jedoch nicht 
zum Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen. Das Ergebnis der Kostenberechnung für den 
Zwischenausbau des Bauabschnittes A 98.5 liegt mit € 76,425 Mio. allerdings deutlich unterhalb 
der Kostenschätzung für die Variante 2 dieses Bauabschnitts mit – hier sogar noch ohne 
Grünbrücke – € 99,215 Mio. In der Kostenschätzung, die Grundlage für die Zusage einer 
Kostenübernahme durch die Stadt war – wurde daher offensichtlich mit zu hohen Einheitspreisen 
gerechnet (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.4). 
 
Die Kosten sind daher realistisch zu berechnen und die verwendeten Einheitspreise sind 
nachvollziehbar vorzulegen. Die Berechnungswege und die für die Berechnung verwendeten 
Unterlagen sind transparent darzustellen, weil die Stadt nur so erkennen kann, in welchem Umfang 
sie sich an welchen Mehrkosten beteiligt. 
 
 
 
4.  Mangelhafte Berücksichtigung von Umweltbelangen 
 
4.1 Die besondere Bedeutung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln wurde hinsichtlich der 
Schutzgüter Landschaftsbild (einschließlich der natürlichen Erholungsfunktion), Arten und Biotope 
(einschließlich des Biotopverbundes) sowie speziell im Hinblick auf den Artenschutz und den FFH-
Gebietsschutz nicht hinreichend gewürdigt. Entsprechend wurden die zu erwartenden 
Beeinträchtigungen durch die massive Zerschneidung des Offenlandbereichs nicht angemessen 
berücksichtigt (vgl. im Einzelnen Anlage 2, Ziff. 2.1 bis 2.7). 
 
4.2 Die aktuelle Bedeutung der Flächen im Bereich der geplanten Erddeponie Mausloch wurde 
insbesondere hinsichtlich der Schutzgüter Arten und Biotope, Boden, Wasser und Landschaftsbild 
sowie des Artenschutzes und des FFH-Gebietsschutzes nicht hinreichend gewürdigt. 
Entsprechend wurden die zu erwartenden Beeinträchtigungen ebenfalls nicht angemessen 
berücksichtigt (vgl. im Einzelnen Anlage 2, Ziff. 3). 
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4.3 Die Ermittlung und Bewertung der Umweltbelange ist im Hinblick auf die in Ziff. 4.1 und 4.2 
aufgezeigten Mängel zu überarbeiten. Die Planung sollte daher dahingehend geändert werden, 
dass die Inanspruchnahme der Flächen im Bereich Mausloch deutlich reduziert oder auf diese 
vollständig verzichtet werden kann.  
 
 
5. Keine hinreichende Auseinandersetzung mit alternativen Planungen, auch im Hinblick auf 

Umweltbelange 
 
Die vorgelegte Planung setzt sich für den Bereich zwischen Karsau und Minseln in keiner Weise 
mit alternativen Planungen auseinander. 
 
5.1 Die im bereits vorgelegten Stadtentwurf vom 11. Februar 2014 aufgezeigten Vorteile werden 
nicht bewertet (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.3). 
 
5.2 Die Möglichkeit, die zu erwartenden Beeinträchtigungen von Umweltbelangen durch eine 
großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs weitestgehend zu vermeiden, wurde nicht 
geprüft. Aufgrund der besonderen Bedeutung des Offenlandbereichs und insbesondere aufgrund 
der erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausnahmen sowie einer Ausnahme bezüglich des FFH-
Gebietsschutzes, die auch die Einholung einer Stellungnahme der EU-Kommission erforderlich 
macht, ist die großräumige Überdeckelung des Offenlandbereichs jedoch als Alternative mit 
deutlich geringeren Beeinträchtigungen hinsichtlich der genannten Aspekte zwingend zu wählen. 
 
Unter Berücksichtigung der beschriebenen spezifischen Situation und des sehr hohen 
umweltrelevanten Nutzens handelt es sich dabei auch angesichts der Mehrkosten (vgl. insoweit 
jedoch auch III.) um eine zumutbare Alternative, weil  
 

- die anfallenden Mehrkosten für die großflächige Überdeckelung den in Anlage 2 
genannten Aspekten der Vermeidung von Beeinträchtigungen der Schutzgüter 
Landschaftsbild und Erholungsfunktion, Boden, Wasser, Klima und Luft, Arten und Biotope 
sowie den positiven Auswirkungen hinsichtlich des Biotopverbunds, des Artenschutzes und 
des Gebietsschutzes nicht jeweils einzeln, sondern in ihrer Gesamtsumme 
gegenüberzustellen sind, 

 
- sich durch die Überdeckelung erhebliche Kosteneinsparungen für nach der derzeitigen 

Planung erforderliche umfangreiche Vermeidungs-, Gestaltungs- und 
Kompensationsmaßnahmen sowie für artenschutzrechtlich erforderliche CEF-Maßnahmen 
und kompensatorische FCS-Maßnahmen sowie (im Hinblick auf das FFH-Gebiet) 
Maßnahmen zur Schadensbegrenzung und Kohärenzmaßnahmen ergeben; 
entsprechende Einsparungen sind bei der Bilanzierung der Mehrkosten zu 
berücksichtigen, 

 
- sich durch die Überdeckelung erhebliche Kosteneinsparung für den andernfalls 

erforderliche Transport und die Entsorgung von Bodenmaterial auf der Erddeponie 
Mausloch ergeben, deren Anlage ebenfalls mit erheblichen Eingriffen einhergeht und 
weitere Kompensationsmaßnahmen und Kosten nach sich zieht, die zu berücksichtigen 
sind, und 

 
- den Mehrkosten sonstige wirtschaftliche Faktoren wie die Möglichkeit der Fortsetzung der 

landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen, Einnahmen durch Nutzungen im Hinblick auf 
Tourismus, Freizeit und Erholung sowie die Vermeidung von Wertverlusten bei Immobilien 
gegenüberzustellen sind. 
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5.3 Der Vorhabenträger hätte prüfen und abwägen müssen, ob er eine begründete Abweichung 
vom Regelquerschnitt RQ 31 (kleinstmöglicher Querschnitt für Autobahnen der Entwurfsklasse 
EK1 nach Richtlinien für die Anlage von Autobahnen – RAA –, 2008) vornehmen und den alten, 
fünf Meter schmaleren Regelquerschnitt RQ 26 (RAS-Q, 1996) hätte anwenden können. Hierfür 
spricht, dass die bereits gebauten Abschnitte der A 98 nach dem RQ 26 trassiert wurden, dass 
eine Verbreiterung des innenliegenden Teilabschnittes A 98.5 keinen direkten Nutzen bringt, dass 
mit einer Verkleinerung des Regelquerschnitts aber erhebliche Verbesserungen beim Kriterium 
Umwelt und Natur erreicht werden können. Dies gilt nicht nur unmittelbar durch geringere Eingriffe, 
sondern auch mittelbar durch entsprechend geringere Kosten, die für einen verlängerten Tunnel 
zwischen Karsau und Minseln eingesetzt werden könnten. Mit den so eingesparten Beträgen 
ließen sich die massiven Eingriffe in das Landschaftsbild auch ohne Kostenbeteiligung der Stadt 
weitestgehend vermeiden (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.6). 
 
Vor dem Hintergrund, dass im Rahmen der aktuellen Planung 
 
- entsprechend dem artenschutzrechtlichen Fachgutachten artenschutzrechtliche 

Ausnahmen für 15 Fledermausarten und für 19 besonders planungsrelevante Vogelarten 
erforderlich sind, 

 
- entsprechend der Beurteilung in der FFH-Verträglichkeitsstudie für den FFH-LRT 9130 und 

den prioritären FFH-LRT *9180 sowie für das Grüne Besenmoos erhebliche 
Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele zu erwarten sind, die eine Ausnahme nach § 34 
BNatSchG erforderlich machen, und 

 
- entsprechend der FFH-Ausnahmeprüfung ermittelt wurde, dass mangels des Vorliegens 

zwingender Gründe öffentlichen Interesses im Zusammenhang mit der Gesundheit des 
Menschen, der Öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landesverteidigung und des 
Schutzes der Zivilbevölkerung die Planung nur ausnahmsweise nach Einholung einer 
Stellungnahme der EU-Kommission zugelassen werden kann, 

 
kann letztlich nur der Schluss gezogen werden, dass eine Trassierung entsprechend der Richtlinie 
RQ 26 auch im Bauabschnitt 5 zwingend realisiert werden muss. Andernfalls ist die Planung 
insbesondere vor dem Hintergrund des FFH-Ausnahmeverfahrens nicht genehmigungsfähig. (vgl. 
im Einzelnen Anlage 2, Ziff. 4). 
 
5.4 Die Planung berücksichtigt den Sachverhalt der „längsgeteilten Dringlichkeit“ und dessen 
Auswirkungen nur unzureichend. Hinsichtlich des Eingriffs in das Landschaftsbild als auch 
hinsichtlich der Kosten verursacht eine Verwirklichung der Bauwerke Nr. 98/201 und 98/202 einen 
Eingriff, der teilweise (zu breite Einschnitte, zu lange Brücken) bis auf weiteres nutzlos sein wird. 
Vor diesem Hintergrund hätte sich die Planung mit der Frage auseinander setzen müssen, ob 
durch eine Fahrbahn mit einem verlängerten Tunnel bei gleichzeitigem Entfall der beiden 
Brückenbauwerke nicht derselbe Nutzen bei deutlich geringeren Eingriffen in Natur und 
Landschaftsbild und bei deutlich höherer Akzeptanz in der betroffenen Bevölkerung erreicht 
werden könnte (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.5). Auch vor dem Hintergrund des erforderlichen 
FFH-Ausnahmeverfahrens ist die Planung andernfalls nicht genehmigungsfähig (vgl. Ziff. 5.3 und 
im Einzelnen Anlage 2, Ziff. 4). 
 
5.5 Die Planung lässt schließlich mögliche Verbesserungen beim Sichtschutz unberücksichtigt. Im 
Bereich von etwa Bau-km 17+500 verläuft die Tasse auf heutigem Geländeniveau, liegt somit nicht 
in einem Einschnitt und ist dadurch einsehbar. Insbesondere in Richtung des Ortsteils Karsau 
(südliche Autobahnseite) könnte eine einfache und kostengünstige Verbesserung erzielt werden, 
indem dort ein Schutzwall aufgeschüttet wird, der sich möglichst harmonisch in das anstehende 
Gelände einfügt. 
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6. Sonstiges 
 
6.1 Die in den Antragsunterlagen mehrfach erwähnte „Nordschwabener Straße“ ist eine frühere 
Bezeichnung, die bis zur Eingemeindung von Karsau im Jahre 1975 Gültigkeit hatte. Wegen 
Namensgleichheit wurde die damalige Nordschwabener Straße in Karsau (nichtöffentliche 
Ortsverbindungsstraße zwischen Karsau und Nordschwaben) in „Forststraße“ umbenannt. Es wird 
angeregt dies im weiteren Verfahren zu berücksichtigen, auch um Verwechslungen mit der 
„Nordschwabener Straße“ im Stadtteil Minseln (Ortsdurchfahrt der K 6336) zu vermeiden. 
 
6.2 Die Überführung der K 6336 über das vorgeschlagene Tunnelbauwerk (bzw. das Bauwerk Nr. 
98/201) muss – auch hinsichtlich dort vorgesehener Ausgleichsmaßnahmen – so ausgestaltet sein, 
dass dort die spätere Anlage eines parallel zur Straße geführten Fuß- und Radweges möglich 
bleibt. 
 
6.3 Bei der Planung der Verkehrsflächen zu den Sportanlagen Karsau über die Forststraße (siehe 
oben 6.1) sind die tatsächlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen, die sich durch die 
Standortverlegung des Sportheims ergeben haben. 
 
6.4 Die Position der Sende- und Empfangsanlagen für Mobilfunk (D2-Basissation) am 
Panoramaweg ist im Feststellungsentwurf (Blatt 1) nicht verortet. Dies sollte im weiteren Verfahren 
berücksichtigt werden (vgl. den Bebauungsplan Sportanlagen Karsau). 
 
 
III. Fehlende Verkehrswirksamkeit im Abschnitt A 98.5 
 
Das in den Planunterlagen dargestellte Bauende bei KM 23+663,960 kurz vor dem Wolfsgraben 
lässt nur mit dem Abschnitt 98.5 keine Verkehrswirksamkeit zu. Der Abschnitt 98.4 wird 2021 in 
Betrieb gehen. Ab diesem Moment werden die Teilorte Minseln und Karsau  durch den Anschluss 
bei Minseln mehr belastet. Ohne den Abschnitt 98.6 bzw. einen verkehrswirksamen Abschnitt  98.5 
gibt es für diese Teilorte keine Entlastung. Im Bundesverkehrswegeplan ist der Abschnitt A 98.5 im 
Vordringlichen Bedarf eingeordnet. Die Stadt Rheinfelden fordert daher, dass der Abschnitt A 98.6 
umgehend ebenfalls in die Planfeststellung geht, um einen möglichst nahtlosen Weiterbau der 
Autobahn zu gewährleisten. Ebenso fordert die Stadt, dass der Vorhabenträger aufzeigt, wie die 
Verkehrswirksamkeit zeitnah hergestellt wird, falls sich die Planung des Abschnittes A 98.6 
verzögert.  
 
 
IV. Vorschlag zur Verbesserung der Planung 
 
Aus der vorgelegten Studie „Stadtentwurf“ vom 11. Februar 2014 geht hervor, dass das 
Regierungspräsidium Freiburg eine Lösung vorgeschlagen hat, die im Vergleich zu früheren 
Planungen € 5,04 Mio. (Grünbrücke) bis € 6,34 Mio. (Tunnel) an Mehrkosten verursacht.  
 
Dieser Mehraufwand für eine schonende Lösung der Situation zwischen Karsau und Minseln 
könnte deutlich sinnvoller für einen einröhrigen Tunnel mit 390 Meter Länge (ergänzt durch einen 
Erdwall im Bereich Bau-km 17+500) eingesetzt werden: ein solcher Tunnel könnte ohne 
zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen im Gegenverkehr durchfahren werden. Mit ihm wäre das im 
BVWP 2030 im vordringlichen Bedarf angegebene Ziel „1. Fahrbahn“ realisierbar. Denn nur dieses 
Ziel ist finanziert, während die Umsetzung weiterer Maßnahmen insbesondere mit Bezug auf das 
Gutachten von PTV (Karlsruhe, 25.10.2013) ungewiss ist. Zudem wäre eine solche Änderung der 
Planung auch wirtschaftlich vertretbar. Bei einem Ansatz von Einheitspreisen auf Basis des 
Bürgerforums und des Aubinger Tunnel (vgl. im Einzelnen Anlage 1, Ziff. 3.4) kann mit Kosten von 
ca. 20.000 Euro/m für einen einröhrigen (halben) Tunnel in offener Bauweise ausgegangen 
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werden. Damit würde eine 390 m lange Röhre € 7,8 Mio. kosten. Setzt man entgegen, dass zwei 
Brücken entfallen, erhebliche Kosten für Ausgleichsmaßnahmen und die Entsorgung von 
Bodenmaterial eingespart werden können und die Stadt sich mit € 1 Mio. Euro beteiligen würde, 
wäre ein solcher Tunnel finanziert. 
 
Dies wäre eine schonende und sinnvolle Lösung, die im Einklang mit dem Konzept der 
„längsgeteilten Dringlichkeit“ steht, die keine unnötigen Eingriffe verursacht, die modular 
ausbaufähig ist und somit nichts verbaut, die jetzt planfeststellbar ist und das Baurecht für morgen 
sichert und die – nicht zuletzt – den Bedürfnissen der betroffenen Menschen entgegenkommt und 
die Akzeptanz der Maßnahme deutlich erhöht. 
 
Zur vorgeschlagenen Lage eines solchen 390 Meter langen Tunnels vgl. Anlage 1, Ziff. 3.7 sowie 
Ziff. 1 in Verbindung mit der dort als Anlage beigefügten Studie “A 98.5, Tunnel Karsau / Minseln – 
Machbarkeitsstudie Stadtentwurf (2014)“, dort Ziff. 5.2 mit Anlage 5. 
 
  
V. Anlagen zur Stellungnahme 
 
Die Einzelheiten zu den Ziff. II und III können den beigefügten Anlagen 1 und 2 entnommen 
werden. Diese Anlagen sind mit ihrem gesamten Inhalt Gegenstand dieser Stellungnahme der 
Stadt Rheinfelden. Auf ihren Inhalt wird vollumfänglich Bezug genommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Dirk Schöneweiß 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht  
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1. Ausgangslage 

Das Regierungspräsidium Freiburg hat am 14. November 2017 die Offenlage im Planfeststel-
lungsverfahren „A 98.5 Karsau – Schwörstadt“ begonnen, am 15. November in Schwörstadt 
Unterlagen öffentlich vorgestellt und anschließend ins Internet gestellt. 

Die Trasse der geplante Autobahn führt über den Dinkelberg zwischen zwei Ortsteilen der 
Stadt Rheinfelden, Karsau und Minseln, und trennt diese durch einen ca. 10 m tiefen Graben. 
Zur Überwindung dieses Grabens sind im Bereich der beiden Ortsteile zwei neue Brücken 
vorgesehen. Eine für die Minselner Straße (K 6336) und eine für die Nordschwabenstraße.  

In den ersten Planunterlagen, die im Zuge der Voranhörung der Träger öffentlicher Belange 
gezeigt wurden, waren beide Brücke als Standardbrücken dargestellt. Aufgrund von erhebli-
chen Bedenken und Widerständen gegen die vorgelegte Planung, insbesondere aufgrund der 
massiven Trennungswirkung des ca. 10 m tiefen und ca. 70 m breiten Grabens, haben die 
Stadt Rheinfelden und eine örtliche Bürgerinitiative eine Überdeckelung der Autobahn im 
Bereich zwischen Karsau und Minseln gefordert.  

Im Jahr 2014 hat der Vorhabenträger zwei Varianten vorgestellt, die eine 80 m lange Über-
deckelung im Bereich der K 6336 vorsieht, in der ersten Variante mit einer Grünbrücke, in 
der zweiten Variante mit einem Tunnel.  

Daraufhin hat die Stadt eine eigene Studie für eine 275 m lange Überdeckelung vorgelegt, 
bei der im Gegenzug beide vorgesehen Brücken entfallen können. Dadurch würden deutliche 
Verbesserungen hinsichtlich der Trennungswirkung erreicht. Die Stadt hat zudem eigene 
Kostenschätzungen vorgelegt und Fragen aufgeworfen, die in den Varianten des Vorhaben-
trägers unbeantwortet bleiben. Zudem werden in der Studie noch zwei Alternativen für eine 
550 m lange und eine 390 m lange Überdeckelung genannt, allerdings ohne diese tiefer zu 
untersuchen.   

Die Studie „A 98.5 Tunnel Karsau-Minseln, Machbarkeitsstudie Stadtentwurf“, aufgestellt von 
Rapp Regioplan GmbH am 11. Februar 2014, ist als Anlage zum vorliegenden Bericht beige-
fügt.  

Im nun vorgelegten Feststellungsentwurf hat der Vorhabenträger die Variante mit der 80 m 
breiten Grünbrücke aufgegriffen und entwurfsreif geplant. Die Stadt Rheinfelden ist aufgefor-
dert, bis zum 9. Februar 2018 eine Stellungnahme zu den offengelegten Unterlagen einzu-
reichen.  

2. Aufgabenstellung 

Als Beitrag zur Stellungnahme der Stadt soll herausgearbeitet werden, welches die Auswir-
kungen der nun konkretisierten Planung sind und ob die Fragen und Vorschläge der Stadt 
aus der Studie von 2014 beantwortet beziehungsweise aufgegriffen wurden. Gegebenenfalls 
sollen verbleibende Unklarheiten aufgezeigt werden.  
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3. Der Feststellungsentwurf 

3.1 Technische Ausgestaltung 

Der Feststellungsentwurf zeigt im betroffenen Bereich einen ca. 10 m tiefen und ca. 70 m 
breiten Graben, der die Ortsteile Karsau und Minseln durchtrennt. Die Minselner Straße (K 
6336) wird mit einer 80 m breiten Grünbrücke verbunden, die Nordschwabenstraße mit einer 
Brücke mit seitlichen Heckenstreifen. Zwischen den Brücken ist die Autobahn offen geführt, 
es gibt keine Überdeckelung.  

 
Abbildung 1: Ausschnitt als Lageplan Unterlage 5 Blatt 1 
 
Pläne zu den Brückenbauwerken, insbesondere zur Grünbrücke, wurden keine vorgelegt.  

Die Informationen, die der Vorhabenträger zur Grünbrücke gibt, sind nur sehr rudimentär. 
Im Lageplan ist folgendes Schriftfeld enthalten 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus Höhenplan Unterlage 6 Blatt 1 

 
aus dem abgelesen werden kann, dass die Grünbrücke 79,00 m breit, 75,00 m lang und 4,70 
m hoch sein soll. Wie sich die Grünbrücke in der Ansicht ins Gelände einfügt, ob die Grünbrü-
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cke in der Mitte auf Stützen steht oder frei über die gesamte Autobahn führt, ist nicht er-
kennbar.  

Die Grünbrücke ist auch im Höhenplan dargestellt und ebenfalls beschriftet. Sie zeigt im 
Schnitt einen unregelmäßigen Verlauf mit zwei Knicken.  

 
Abbildung 3: Ausschnitt aus Höhenplan Unterlage 6 Blatt 1 

 
Höhen sind nicht angegeben, können aber aus dem Plan abgegriffen werden. An der tiefsten 
Stelle sind es 5,30 m, an der höchsten 7,90 m. Die Angaben im Schriftfeld, wo eine lichte 
Höhe von 4,70 m angegeben sind, beziehen sich somit nicht auf die gesamte Grünbrücke. 
Wie diese tatsächlich aussehen wird, kann allenfalls erahnt, aber auf keinen Fall qualifiziert 
beurteilt werden.  

Im Erläuterungsbericht sind im Kapitel „4.7 Ingenieurbauwerke“ auch die Brückenbauwerke 
beschrieben (siehe dort, Seite 21ff). Es wird pauschal ausgeführt: „Die Überführungsbauwer-
ke der querenden Straßen und Wege sind als Zweifeldkonstruktionen geplant.“ Wenn dies 
auch auf die Grünbrücke zutrifft, dann würde es bedeuten, dass sie auf Mittelstützen steht. 
Im Lageplan sind jedoch weder Stützen noch Widerlager eingezeichnet.  

Ferner wird ausgeführt: „Aufgrund umwelttechnischer Gesichtspunkte wurde die Lage der 
Trasse der A 98.5 zwischenzeitlich verschoben, weshalb die vollständige Übereinstimmung 
der damals [1980er Jahre] bodentechnisch begutachteten Trasse und der heutigen Planungs-
trasse nicht mehr gewährleistet ist.“ Inwieweit dies auch die Grünbrücke betrifft und welche 
Auswirken dies auf Gründung und Gestaltung der Stützen und Widerlager hat, beantwortet 
der Vorhabenträger nicht.  

Der Vorhabenträger bleibt hinsichtlich der Grünbrücke sehr vage und lässt offen, wie er sich 
deren Ausgestaltung vorstellt. Hier hätte er einen Brückenwurf (abgeschlossene Leistungs-
phase 3 nach HOAI) vorlegen müssen, damit die Stadt abschätzen kann, welche Auswirkun-
gen und Betroffenheiten sich ergeben. Insbesondere ist nicht ersichtlich, wie die Grünbrücke 
im Gelände wirken wird und ob sie damit dem Hauptanliegen der Stadt – dies ist die Vermin-
derung der Trennwirkung, insbesondere in Bezug auf das Landschaftsbild – entgegenkommt.  

3.2 Geologie 

Die geplante Grünbrücke soll bei Bau-km 17+634.951 liegen. Für diesen Bereich gibt der 
Vorhabenträger im Erläuterungsbericht Kapitel „4.11.3 Bautechnische Angaben“ unter dem 
Abschnitt „Einschnitte“ auf Seite 30 an: „In den von Schichtwasserhorizonten beeinflussten 
Einschnittsbereichen zwischen Bau-km 17+550 und Bau-km 17+650 … sollte ein dichtes 



Seite 6 | Projekt 1037.35 
Stadt Rheinfelden (Baden). A 98.5 Karsau – Schwörstadt. Beratung im Zuge der Offenlage 

 

 
 
 
 
Rapp Regioplan GmbH | Ein Unternehmen der Rapp Gruppe 
 
 

Netz von Grundwasserbeobachtungspegeln erstellt werden. Hiermit könnten Tiefe, Länge und 
Mächtigkeit des Schichtwasserhorizontes sowie dessen Ruhewasserspiegelverlauf genauer 
erkundet und der Umfang der erforderlichen Entwässerungs- und Sicherungsmaßnahmen im 
Einzelnen festgelegt werden.“ 

Übersetzt heißt dies: Der Vorhabenträger weiß nicht, was ihn im Bereich des Einschnittes 
zwischen Karsau und Minseln erwartet, plant dort aber einen ca. 10 m tiefen und ca. 70 m 
breiten Einschnitt mit einer Grünbrücke. Er kennt nicht die „Tiefe, Länge und Mächtigkeit des 
Schichtwasserhorizontes sowie dessen Ruhewasserspiegelverlaufs“ und ist sich unklar über 
„den Umfang der erforderlichen Entwässerungs- und Sicherungsmaßnahmen“, die er „im 
Einzelnen“ nicht festlegen kann.  

Hier genügt der Feststellungsentwurf nicht den Anforderungen, weil er sich über die Auswir-
kungen seiner der Planung nicht im Klaren ist. Mögliche Risiken werden mit einem lapidaren 
„sollte“ auf spätere Planungsphasen verschoben und damit der Abwägung im Planfeststel-
lungsverfahren entzogen. Damit kann auch die Stadt keine qualifizierte Stellungnahme abge-
ben.  

3.3 Begründung der Grünbrücke  

Der Vorhabenträger begründet im Erläuterungsbericht, warum er eine Grünbrücke vorgese-
hen hat. Dazu schreibt er auf Seite 3 eine länger Passage, die hier vollständig zitiert werden 
soll: 

„Weiterhin ist die rd. 80 m lange Überdeckelung der A 98.5 (Bauwerk-Nr. 98/201) im Zuge 
der Überführung der Kreisstraße K 6336 bei Bau-km 17+635 gesondert zu nennen. Grund-
sätzlich ist nach gesamtplanerischen Gesichtspunkten zwischen Karsau und Minseln eine rd. 
20 m breite Heckenbrücke vorzusehen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
dass diese rd. 80 m lange Überdeckelung gesamtplanerisch nicht erforderlich ist, sondern 
lediglich das Ergebnis von Verhandlungen zwischen dem Bund, dem RP Freiburg und der 
Stadt Rheinfelden und somit planerische Grundlage für das anstehende Planfeststellungver-
fahren ist. Die Stadt Rheinfelden hat sich auf Grundlage eines Gemeinderatsbeschlusses vom 
26.02.2015 auf die 80 m lange Überdeckelung geeinigt und zu einer Kostenbeteiligung von 
bis zu 1 Mio. €  für diese Überdeckelung des Zwischenausbaus der A 98 bereit erklärt. Das 
BMVI hat mit Schreiben vom 02.07.2015 dieser längeren Überdeckelung unter Hinweis der 
vorausgegangenen Vereinbarungen zwischen Land und Bund zugestimmt. Insbesondere un-
ter der Bedingung, dass sich die Stadt Rheinfelden mit 1 Mio. € an den Herstellungskosten 
der Überdeckelung beteiligt.“ 

Zuerst fällt auf, dass insgesamt fünfmal der Begriff „Überdeckelung“ verwendet wird, im 
Feststellungsentwurf aber keine Überdeckelung dargestellt ist, sondern nur eine Brücke oder 
Grünbrücke (für eine genaue Abgrenzung sind die vorgelegten Unterlagen zu ungenau). Zur 
Verdeutlichung der Begriffe soll folgende Klarstellung dienen. 

Unter „Überdeckelung“ versteht man in der Regel, dass eine Straße mit einem Tunnel in of-
fener Bauweise „überdeckelt“ wird. Das heißt: Zuerst wird ein Einschnitt hergestellt, dann 
werden seitliche Wände gebaut, dann kommt ein Deckel drauf und anschließend wird alles 
wieder mit Boden aufgefüllt. Die Straße „verschwindet“ somit im Tunnel, das Landschaftsbild 
wird (fast) nicht beeinträchtigt, die Fläche oberhalb der Überdeckelung ist landwirtschaftlich 
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wieder nutzbar. Das untenstehende Bild zeigt eine Überdeckelung an der A 98.7, Tunnel 
Groß-Ehrstädt bei Murg.  

 
Abbildung 4: Tunnel Groß-Ehrstädt. Bild aus Google Maps 

 
Etwas in dieser Art legt der Text nahe, wenn er vom „Ergebnis einer Verhandlung zwischen 
dem Bund, dem RP Freiburg und der Stadt Rheinfelden“ und vor allem vom „Gemeinderats-
beschluss vom 26.02.2015“ mit Bezug auf „Überdeckelung“ spricht.  

Im Gegensatz dazu erfüllt eine Grünbrücke nicht den Anspruch, das Landschaftsbild so zu 
schonen, dass die Autobahn „überdeckelt“ wird. Ein typisches Beispiel hierfür kann ebenfalls 
an der A 98 im Abschnitt 4 zwischen Lörrach und Rheinfelden in Augenschein genommen 
werden. Die beiden unten aufgeführten Bilder zeigen, dass die Trennungswirkung der Auto-
bahn eben nicht, oder nur unzureichend kaschiert wird. Der tiefe Graben ist nach wie vor 
deutlich wahrnehmbar und wirkt störend.  

         
Abbildung 5 Fotos Grünbrücke A 98.4 
 
Noch eingeschränkter ist die Wirkung einer Brücke. Unten aufgeführt ist eine Situation von 
der A 98.7. 
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Abbildung 6: Foto Brücke A 98.7 

 
Da der Vorhabenträger im Feststellungsentwurf nicht genau zeigt, wie die Grünbrücke aus-
sehen wird und da bei der Beschreibung der Ingenieurbauwerke im Erläuterungsbericht auch 
nicht mehr von einer „Überdeckelung“ die Rede ist, bleibt anzuzweifeln, ob die vorgelegt 
Lösung tatsächlich dem entspricht, was die Stadt Rheinfelden als „Ergebnis der Verhandlung“ 
verstanden hat und für die sie bereit war, eine Kostenbeteiligung zu übernehmen.  

Zweitens fällt auf, dass sich der Vorhabenträger in keiner Weise mit dem Stadtentwurf vom 
11. Februar 2014 beschäftigt. Der Alternativvorschlag der Stadt mit einer „richtigen“ Überde-
ckelung von 275 m Länge wird nicht aufgegriffen. Die dort aufgezeigten Vorteile (Erhalt des 
Landschaftsbildes, Vermeidung sichtbarer Kunstbauten, besserer Lärmschutz, geringerer 
Eingriff, Schonung der Streuobstwiesen) werden nicht bewertet. Hier unterläuft dem Vorha-
benträger zumindest ein Abwägungsdefizit, weil er naheliegende Varianten in der Abwägung 
nicht berücksichtigt.  

3.4 Kosten 

Das wesentliche Argument des Vorhabenträgers, eine längere Überdeckelung abzulehnen, 
besteht in erwarteten Mehrkosten. Deswegen ist es für die Abwägung im Planfeststellungs-
verfahren entscheidend, mit welchen Kosten gerechnet wird. Dies insbesondere, weil eine 
Kostenbeteiligung der Stadt in Höhe von bis zu 1 Mio. Euro zugesagt wurde. Hier ergeben 
sich aus den Feststellungsunterlagen einige Widersprüche.  

Der Vorhabenträger führt im Erläuterungsbericht unter dem Kapitel „7. Kosten“ auf Seite 42 
aus: „Für die gesamte Baumaßnahme im Planfeststellungsabschnitt der BAB A 98.5 Karsau – 
Schwörstadt wurde im Rahmen eines RE-Vorentwurfs (Zwischenausbau) eine Kostenberech-
nung nach AKVS 2014 (Anweisung zur Kostenermittlung und zur Veranschlagung von Stra-
ßenbaumaßnahme) aufgestellt, die jedoch nicht Bestandteil der Feststellungsunterlagen ist.“ 
Der Vorhabenträger kennt also genauere Kosten, weiß, was die Grünbrücke an Mehrbelas-
tung ausmacht, gibt dies aber nicht bekannt. Somit bleibt der Stadt Rheinfelden bei Ihrer 
Stellungnahme nicht anderes übrig, als in den Raum der Spekulation zu gehen – ein unbe-
friedigender Zustand für eine sachliche Argumentation.  

In den Feststellungsunterlagen findet sich eine Kostenschätzung (Unterlage 1.2) mit dazuge-
hörigem Lageplan für die Vorzugsvariante 2 (deckungsgleich mit Variante 3).  
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Abbildung 7: Ausschnitt aus Lageplan Variante 2 Unterlage 1.2 Blatt 2.1 

 
Es ist gut zu erkennen, dass in der Variante 2 bei der K 6336 eine Grünbrücke eingezeichnet 
ist, die allerdings wesentlich schmäler ist als die im Feststellungsentwurf. In der Kosten-
schätzung werden die Gesamtkosten für die Variante 2 für den Abschnitt Karsau - 
Schwörstadt mit 99.214.500,00 Euro (brutto) angegeben. Die gezeigte Brücke ist mit einem 
Einheitspreis von 2.000 Euro/m² angesetzt. Weitere relevante Einheitspreise: Freie Strecke 
6.000 Euro/m; Tunnel offene Bauweise 60.000 Euro/m. 

In den Vorbemerkungen zum Erläuterungsbericht auf Seite III schreibt der Vorhabenträger: 
„Die Brutto-Gesamtkosten für den Zwischenausbau des Bauabschnittes A 98.5 Karsau-
Schwörstadt belaufen sich auf 76,425 Mio. EUR.“ Sie liegen somit deutlich (ca. 23 Mio. Euro) 
unterhalb der Kostenschätzung, was ein Indiz dafür ist, dass in der Kostenschätzung mit zu 
hohen Einheitspreisen gerechnet wurde.  

In der Studie „Stadtentwurf“ vom 11. Februar 2014 wird erwähnt, dass das Regierungspräsi-
dium Freiburg die Baukosten für eine 80 m breite Grünbrücke mit 5,04 Mio. Euro und für 
einen 80 m langen Tunnel mit 6,34 Mio. Euro angibt. Es wäre als zu erwarten gewesen, dass 
sich die Kosten gegenüber der Kostenschätzung um ca. 5 Mio. Euro erhöhen, weil in der Kos-
tenschätzung die Grünbrücke noch nicht berücksichtigt war. So wurde auch die Kostenbetei-
ligung der Stadt begründet. Nun zeigt sich, dass die Kosten trotz Grünbrücke deutlich sinken.  

Ein weiteres Indiz dafür, dass vor der Planfeststellung mit falschen Einheitspreisen operiert 
wurde, wird bereits in der Studie „Stadtentwurf“ aufgeführt. Im Zuge des Bürgerforums am 
Hochrhein hat der dort bestellte Tunnelgutachter für einen Tunnel in offener Bauweise (eine 
„Überdeckelung“) Einheitspreise von 44.000 Euro/m genannt. Dies liegt deutlich unterhalb 
der vom RP Freiburg genannten Einheitspreise von 60.000 Euro/m.  
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Dieses Indiz lässt sich erhärten mit Zahlen aus einer vergleichbaren Situation (Überdecke-
lung) an der A 99 beim Autobahntunnel Aubing. 
(Quelle: http://www.stadtgrenze.de/b/ver/tunnel/tunnel-aubing.htm) 

 
Abbildung 8: Aubinger Tunnel. Bild aus Google Maps 
 
Die Gesamtkosten für den 1.956 m langen im Jahr 2007 fertiggestellten Tunnel, „den man 
wohl besser als landschaftlich gestaltet Einhausung bezeichnen sollte“ (Überdeckelung), wer-
den mit „rund 73 Mio Euro (nach Lit: Brücken und Tunnel, S. 145; andere Angaben: 66,5 Mio 
Euro)“ angegeben. Nimmt man den höheren Wert (der niedrige könnte der Netto-Preis sein), 
so ergibt sich ein Einheitspreis von 37.321 Euro/m, der noch deutlicher unter den vom RP 
Freiburg angegebenen 60.000 Euro/m liegt. Wenn man zudem berücksichtigt, dass der 
Aubinger Tunnel im Grundwasser liegt und als wasserdichte Wanne ausgeführt werden muss-
te, könnten die Kosten für die Überdeckelung in Karsau – Minseln sogar noch tiefer liegen.  

Rechnet man mit 30.000 Euro/m, so würde ein 80 m langer Tunnel nur noch 2,4 Mio. Euro 
kosten und nicht 6,34 Mio. Euro, wie vom RP Freiburg im Jahr 2014 angegeben.  

Dies ist alles spekulativ und wenig belastbar – aber wenn die Stadt sich mit 1 Mio. Euro an 
den Mehrkosten beteiligen soll, dann muss transparent vorliegen, wie sich die Kosten erge-
ben. Es müssen die möglichen Varianten (80 m Grünbrücke, 80 m Tunnel, 275 Tunnel mit 
Entfall der Brücke für die Nordschwabenstraße) realistisch mit Vor- und Nachteilen verglichen 
und einer nachvollziehbaren Abwägung zugeführt werden. Dies alles tut der Vorhabenträger 
nicht. Es unterläuft ihm hier möglicherweise ein zweites Abwägungsdefizit.  

3.5 Längsgeteilte Dringlichkeit 

Der Vorhabenträger geht nicht ein auf die Sondersituation der „längsgeteilten Dringlichkeit“. 
Zumindest berücksichtigt er sie nicht bei der Abwägung bei der Auswahl der Grünbrücke. 
Damit unterläuft ihm möglicherweise ein Abwägungsfehler.  
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Die „A 098 Rheinfelden – Tiengen“ ist Teil des aktuellen Bundesverkehrswegeplanes (BVWP) 
2030 und hier als Gesamtmaßnahme ohne Abschnittbildung aufgeführt. Der zur Feststellung 
anstehende Abschnitt Karsau – Schwörstadt ist ein Teil davon. Im vordringlichen Bedarf mit 
gesicherter Finanzierung ist allerdings nur die „1. Fahrbahn“ mit dem Bauziel „N2“ (das 
heißt: zwei Fahrstreifen) enthalten. Die „2. Fahrbahn“ mit dem Bauziel „N4“ (das heißt; vier 
Fahrstreifen) ist nur im weiteren Bedarf mit Planungsrecht aufgeführt. Das heißt: Aktuell darf 
zwar eine ganze Autobahn geplant werden (wie im Feststellungsentwurf), aber gebaut wird 
vorerst nur eine halbe Autobahn (längsgeteilte Dringlichkeit).  

Ob und wann die zweite Fahrbahn kommt, ist zurzeit unklar. Der Vorhabenträger erwähnt in 
den Vorbemerkungen zum Erläuterungsbericht, Seite III: „Aufgrund neuer verkehrspoliti-
scher Erkenntnisse nach einem Gutachten von PTV (Karlsruhe, 25.10.2013) war eine erneute 
Aktualisierung der Planung erforderlich.“ Nun benennt genau dieses zitierte Gutachten, dass 
am Hochrhein möglicherweise eine dreistreifige Straße ausreichen würde, um die prognosti-
zierten Verkehrsmengen aufzunehmen. Dies ist auch der Grund, weshalb der Vorhabenträger 
das an keiner anderen Autobahn praktizierte Konzept der „längsgeteilten Dringlichkeit“ ein-
setzt. Zuerst wird eine Fahrbahn gebaut (so bereits im Abschnitt 7 geschehen, wobei auf der 
Fahrbahn drei Fahrstreifen markiert werden), dann schaut man, ob es reicht.  

Der Vorhabenträger muss folglich das Szenario betrachten, das eintritt, wenn er die zweite 
Fahrbahn nicht baut. Er hat seine Planung hierauf auszurichten und darf die eindeutigen Vor-
gaben des BVWP 2030 und des PTV-Gutachtens nicht missachten. Idealerweise gelingt ihm 
eine modular aufgebaute Planung, bei der nur so viel Eingriff erzeugt wird, wie in der ersten 
Stufe notwendig, mit der Option, in einer zweiten Stufe erneut einzugreifen.  

Genau dieses tut der Vorhabenträger nicht. Der Bau einer Grünbrücke oder Brücke bedeutet, 
gleich im ersten Schritt den gesamten Eingriff zu machen, der für den Endausbau erforderlich 
ist (siehe hierzu die oben unter Abschnitt 3.3 gezeigten Bilder zu Grünbrücke und Brücke). 
Soweit es um die Schonung des Landschaftsbildes zwischen Karsau und Minseln geht, so 
„nimmt“ sich der Vorhabenträger mehr, als er eigentlich braucht. Die Lösung mit einer Über-
deckelung ist im Bild zum Tunnel Groß-Ehrstädt ebenfalls unter Abschnitt 3.3 gezeigt und 
deutlich schonender. Hier ist der Eingriff nur so groß, wie er gebraucht wird (eine Fahrbahn, 
eine Tunnelröhre). Der Platz für die zweite Fahrbahn (die zweite Tunnelröhre) ist zwar vorge-
sehen und planrechtlich gesichert, aber in der Natur noch nicht vollzogen. Zur Verdeutli-
chung ist dieses Bild hier nochmals dargestellt.  
 

Abbildung 9: Tunnel Groß-Ehrstädt. Bild aus Google Maps 
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Wie groß im Gegenzug der Landschaftsverbrauch (und damit der Eingriff ins Landschaftsbild) 
ist, zeigen die beiden nachfolgenden Bilder aus dem nach dem Konzept der „längsgeteilten 
Dringlichkeit“ bereits gebauten Abschnitt A 98.7. Diese Situation liegt seit 10 Jahren vor, es 
ist sicher, dass sie im Laufe des BVWP 2030 nicht verändert wird, und es ist fraglich, ob die 
zweite Fahrbahn jemals kommt. Dem für die zweite Fahrbahn getätigten Eingriff steht über 
Jahrzehnte kein Nutzen gegenüber.  

         
Abbildung 10: Fotos zu längsgeteilte Dringlichkeit (1. Fahrbahn) im Abschnitt A 98.7 

 
Es ist fraglich, ob ein solcher Eingriff ohne Nutzen auf dem Dinkelberg, der immerhin Be-
standteil des Naturparks Südschwarzwald ist und als profilierte Naherholungsregion mit einer 
erhaltenswerten Kulturlandschaft gilt, zulässig ist. Zumindest fehlt die Betrachtung des 
Sachverhalts „längsgeteilte Dringlichkeit“ und dessen Auswirkungen in den zur Feststellung 
eingereichten Unterlagen und Abwägungen. Dies gilt insbesondere, weil mit dem „Stadtent-
wurf“ vom 11. Februar 2014 eine Variante vorliegt, die diesen Aspekt ausdrücklich behan-
delt.  

Bezogen auf die Kosten kann gefragt werden, ob es gerechtfertigt ist, Kosten für Eingriffe 
auszugeben, die bis auf Weiteres (Jahrzehnte) keinen Nutzen haben (zu breite Einschnitte, 
zu lange Brücken), wenn mit denselben Kosten ein Eingriff getätigt werden könnte (Überde-
ckelung bei Entfall beider Brücken), der aktuell denselben Nutzen bringt (eine Fahrbahn) 
aber deutlich geringere Eingriffe in Natur und Landschaftsbild nach sich zieht und eine deut-
lich höhere Akzeptanz bei den betroffenen Einwohner erhält.  

3.6 Querschnittsgestaltung 

Der Vorhabenträger teilt im Erläuterungsbericht im Kapitel „4.4 Querschnittsgestaltung“ mit, 
dass er die A 98.5 im Abschnitt Karsau – Schwörstadt nach dem Regelquerschnitt RQ 31 
geplant hat. Dieses sei nach RAA (Richtlinien für die Anlage von Autobahnen, 2008) der 
kleinstmögliche Querschnitt für Autobahnen der Entwurfsklasse EK1. Im Detail: 

„Der RQ 31 setzt sich aus je zwei 3,75 m breiten Fahrstreifen pro Fahrtrichtung zusammen. 
Hinzu kommen noch befestigte Randstreifen mit einer Breite von jeweils 0,75 m und je ei-
nem Seitenstreifen mit einer Breite von 3,00 m. Der Mittelstreifen hat eine Breite von 4,00 
m. Die Bankettbreite liegt im Dammbereich bei 1,50 m und im Einschnittsbereich bei 1,0 m. 
Somit ergibt sich die Kronenbreite der A 98,5 im Bereich der Dämme von 31,00 m und im 
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Bereich der Einschnitte von eine Sohlenbreite von 30,00 m. Die Breite der befestigten Fahr-
bahn beträgt pro Richtungsfahrbahn 12,00 m.“ 

Das nachstehende Bild zeigt den genannten RQ 31. 

 
Abbildung 11: RQ 31 gemäß RAA 2008 

 

Nun ist es aber so, dass die A 98.5 zwischen zwei bereits gebauten Abschnitten des Gesamt-
projektes A 98 liegt. Gemeint sind die Abschnitte A 98.4 und A 98.7, die beide mit dem Re-
gelquerschnitt der Richtlinien trassiert und gebaut wurden, die vor der Einführung der RAA 
im Jahre 2008 gültig waren. Dieses waren die Richtlinien für die Anlage von Straßen – Quer-
schnitt (RAS-Q, 1996), die mittlerweile außer Kraft gesetzt wurden.  

Nach der RAS-Q war ein um 5,00 m schmalerer Regelquerschnitt empfohlen, der RQ 26. 
Dieser ist im folgenden Bild dargestellt.  

 
Abbildung 12: RQ 26 gemäß RAS-Q 1996 

 

Es ist zu erkennen, dass mit der Einführung der RAA insbesondere die befestigten Fahrbah-
nen von je 10 m Breite auf je 12 m Breite erhöht wurden, was einer Zunahme der dauerhaft 
versiegelten Flächen um 20 % entspricht. Ferner wurde der Abstand der Fahrbahnen um 1 m 
von 3,00 m auf 4,00 m vergrößert. 

Es stellt sich die Frage, ob es sinnvoll ist, innerhalb einer durchgehenden Straße (eines Ge-
samtprojektes A 98) den Querschnitt in einem Teilabschnitt zu vergrößern, wenn vor und 
nach diesem Teilabschnitt ein geringerer Querschnitt bereits gebaut wurde. Weder nimmt der 
Verkehr auf diesem Teilabschnitt zu, noch gibt es zusätzliche Sicherheitsbelange zu berück-
sichtigen.  
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Ganz im Gegenteil. Es gibt zwei Belange, die Umweltbetroffenheit und die Kosten, in deren 
Lichte die Wahl des Querschnittes betrachtet und abgewogen werden muss. Dies tut der 
Vorhabenträger nicht, und hier unterläuft ihm möglicherweise ein weiterer Abwägungsfehler. 

3.6.1 Umweltbetroffenheit 

Das Projekt „A 098 Rheinfelden – Tiengen“ ist im BVWP 2030 im Kriterium „Umwelt- und 
Naturschutzfachliche Beurteilung“ mit „hoch“ eingestuft. Die Einstufung kann im Projektin-
formationssystem (RRINS) zum BVWP 2030 nachvollzogen werden (im Internet einsehbar 
unter www.bvwp-projekte.de). Mit der Einstufung „hoch“ gibt der Bund vor, mit Umwelt und 
Natur im Projekt besonders schonend umzugehen.  

Eine Vergrößerung der befestigten Flächen um 20 %, ohne dass sich daraus ein direkter Nut-
zen ergibt, stellt aber gerade keinen schonenden Umgang mit Natur und Umwelt dar. Der 
Vorhabenträger hätte prüfen und abwägen müssen, ob er eine begründete Abweichung von 
den Richtlinien vornehmen und den alten RQ 26 hätte anwenden können. Die Begründung 
hätte sich darauf berufen müssen, dass die bereits gebauten Abschnitte nach dem RQ 26 
trassiert wurden, dass eine Verbreiterung des innenliegenden Teilabschnittes keinen direkten 
Nutzen bringt, dass aber erhebliche Verbesserungen beim Kriterium Umwelt und Natur er-
reicht werden können – und somit der Forderung mit der Einstufung „hoch“ Rechnung tra-
gen. All dieses unterlässt der Vorhabenträger. 

Dies wirkt sich auch direkt auf den Einschnitt zwischen Karsau und Minseln aus, der um 5,00 
m schmaler ausfallen könnte und somit das Landschaftsbild etwas weniger beeinträchtigen 
würden.  

3.6.2 Kosten 

Eine um 20 % breitere Fahrbahn ist auch um 20 % teurer. Dies wirkt sich auch auf die Inge-
nieurbauwerke aus, seien es Brücken oder Tunnel, weil diese den breiteren Querschnitt be-
rücksichtigen müssen.  

Es stellt sich die Frage, ob diese Mehrkosten ohne direkten Nutzen nicht sinnvoller eingesetzt 
werden können, beispielsweise um eine „richtige“ Überdeckelung im Bereich Karsau – Min-
seln zu bauen. Eine etwas vereinfachende Rechnung zeigt die Größenordnung auf: Die Ge-
samtkosten des Abschnittes A 98.5 Karsau – Schwörstadt werden mit 76,425 Mio. Euro be-
ziffert (siehe Erläuterungsbericht, Vorbemerkungen, Seite III), wobei der um 20 % 
vergrößerte Querschnitt RQ 31 angesetzt wurde. Wählt man den RQ 26, der in den vor- und 
nachgelagerten Abschnitten A 98.4 und A 98.7 bereits gebaut wurde, verringern sich die 
Kosten. Wenn sich diese in derselben Größenordnung von 20 % reduzieren, dann sprechen 
wir von ca. 15 Mio. Euro, die nur ausgegeben werden, um einen breiteren Querschnitt ohne 
direkten Nutzen zu bauen. Dieses ist insbesondere in Verbindung mit der Aussage des PTV-
Gutachtens zu sehen, wonach eine dreistreifige Straße ausreichen würde, um den Verkehr 
auf der A 98 aufzunehmen. Den um 20 % verbreiterten Querschnitt braucht es aufgrund der 
erwarteten Verkehrsstärke nicht.  

All diese Überlegungen stellt der Vorhabenträger nicht an und führt sie keiner Abwägung zu. 
Mit 15 Mio. Euro ließen sich die Eingriffe in das Landschaftsbild auch ohne Kostenbeteiligung 
der Stadt Rheinfelden vollständig „überdeckeln“. 
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3.7 Sichtschutz 

Schließlich soll noch auf einen Aspekt des Sichtschutzes hingewiesen werden. Im Bereich 
von ca. Bau-km 17+500 verläuft die Tasse auf heutigem Geländeniveau, liegt somit 
nicht in einem Einschnitt und ist dadurch einsehbar. Insbesondere in Richtung des Orts-
teils Karsau (südliche Autobahnseite) könnte eine einfache und kostengünstige Verbes-
serung erzielt werden, indem dort ein Schutzwall aufgeschüttet wird, der sich möglichst 
harmonisch in das anstehende Gelände einfügt.  

Wie eine solche Lösung in Verbindung mit einem 390 m langen Tunnelbauwerk aussehen 
könnte, zeigt das nachfolgende Bild.  

Abbildung 13: Lösungsvorschlag mit 390 m langer Überdeckelung und Schutzwall 

4. Forderungen 

In der Stellungnahme der Stadt Rheinfelden sollte der Vorhabenträger zur Nachbesserung 
seiner Unterlagen aufgefordert werden: 

 Als Grundlage für die Planung im Bereich Karsau/Minseln sind die vom Vorhabenträ-
ger als „sollte“ empfohlenen Grundwasserbeobachtungen durchzuführen und alle er-
forderlichen Entwässerungs- und Sicherungsnahmen im Einzelnen festzulegen. 

 Von den Empfehlungen der Richtlinien RAA 2008 hinsichtlich der Wahl des Quer-
schnittes RQ 31 ist abzuweichen, und dafür ist der bisher geltende Querschnitt RQ 26 
für die gesamte A 98 von Rheinfelden bis Tiengen beizubehalten. Die erreichten Kos-
teneinsparungen sind für eine Reduktion der Trennungswirkung im Bereich Karsau - 
Minseln einzusetzen.  

 In einem Variantenvergleich sind alle bisher diskutierten Varianten (Brücke, Grün-
brücke, Überdeckelung mit verschiedenen Längen) darzustellen und im Lichte der 
Vor- und Nachteile, insbesondere auch hinsichtlich der „längsgeteilten Dringlichkeit“ 
zu vergleichen und abzuwägen. Ferner ist aufzuzeigen, welches Einsparpotential be-
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züglich Erdbewegungen im Bereich der Fahrbahn, aber auch im Bereich der entfal-
lenden Böschungen bei einer Überdeckelung besteht.  

 Die Kosten für die Varianten sind realistisch zu berechnen und die verwendeten Ein-
heitspreise sind nachvollziehbar vorzulegen. Die Berechnungswege und die für die 
Berechnung verwendeten Unterlagen sind transparent darzustellen, weil nur so die 
Stadt erkennen kann, in welchem Umfang sie sich an welchen Mehrkosten beteiligt.  

 Die in den Feststellungsentwurf übernommene Variante ist auf der Stufe Entwurf 
(abgeschlossene Leistungsphase 3) zu planen, dies gilt insbesondere auch für das 
gewählte Ingenieurbauwerk bei Karsau/Minseln. Nur so lässt sich erkennen, welche 
Auswirkungen der geplante Eingriff hat und nur so ist eine qualifizierte Stellungnah-
me erst möglich.  

 Bei der Abwägung ist zu berücksichtigen, dass eine Autobahn ein Eingriff ist, der die 
betroffene Region dauerhaft beeinflusst und verändert. Aus ethischen Gesichtspunk-
ten sollte ein solches Vorhaben nur realisiert werden, wenn es auf Akzeptanz der be-
troffenen Region stößt. Dies hat der Vorhabenträger zu berücksichtigen, wenn er 
über die Zumutbarkeit oder Nichtzumutbarkeit von Mehrkosten entscheidet. Zumin-
dest hat er seine Entscheidung transparent vorzulegen, und nicht – wie im Feststel-
lungsentwurf – mit Hinweisen auf „Ergebnisse von Verhandlungen“ und Kostener-
mittlungen, die „nicht Bestandteil der Feststellungsunterlagen“ sind, zu verdecken.  

5. Diskussionsvorschlag  

Aus der Studie „Stadtentwurf“ vom 11. Februar 2014 geht hervor, dass das RP Freiburg eine 
Lösung vorgeschlagen hat, die 5,04 Mio. Euro (Grünbrücke) bis 6,34 Mio. Euro (Tunnel) 
mehr kostet. Der Bund ist also bereit, für eine schonende Lösung der Situation bei Kar-
sau/Minseln und zur Steigerung der Akzeptanz bei der betroffenen Bevölkerung eine Summe 
von ca. 6 Mio. Euro auszugeben.  

Ein einröhriger Tunnel mit 390 m Länge, könnte ohne zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen im 
Gegenverkehr durchfahren werden. Mit ihm wäre das im BVWP 2030 im vordringlichen Be-
darf angegebene Ziel „1. Fahrbahn“ realisierbar. Nur dieses Ziel ist finanziert, alles weitere 
ist – insbesondere mit Bezug auf das PTV-Gutachten – ungewiss.  

Bei Ansatz von Einheitspreisen auf Basis Bürgerforum und Aubinger Tunnel (siehe Abschnitt 
3.4) kann mit Kosten von ca. 20.000 Euro/m für einen einröhrigen (halben) Tunnel in offener 
Bauweise ausgegangen werden. Damit würde eine 390 m lange Röhre 7,8 Mio. Euro kosten. 
Setzt man entgegen, dass zwei Brücken entfallen und dass sich die Stadt mit 1 Mio. Euro 
beteiligt, dann ist der Tunnel finanziert.  

Es wäre ein schonende und sinnvolle Lösung, die im Einklang mit dem Konzept der „längsge-
teilten Dringlichkeit“ steht, die keine unnötigen Eingriffe verursacht, die modular ausbaufähig 
ist und somit nichts verbaut, die jetzt planfeststellbar ist und das Planrecht für morgen si-
chert und – nicht zuletzt – die den Bedürfnissen der betroffenen Menschen entgegenkommt 
und die Akzeptanz der Maßnahme deutlich erhöht.  

Rapp Regioplan 

gez. ppa. J. Brandsch 
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Johannes Brandsch 
Lörrach, 17. Januar 2018 
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1 Einleitung 

Prüfumfang Das vorliegende Gutachten hat das Ziel, die im Rahmen der Offenlage (Plan-

feststellungsentwurf 2017) zum Neubau der A 98 Bauabschnitt 5 Karsau-

Schwörstadt zur Verfügung gestellten, umweltrelevanten Unterlagen einer 

überschlägigen Prüfung zu unterziehen. Die Ergebnisse sollen der Stadt 

Rheinfelden als Grundlage für die Stellungnahme im Rahmen des Planfest-

stellungsverfahrens dienen. 

Es erfolgte sowohl eine Überprüfung hinsichtlich der angewandten Methodik 

als auch hinsichtlich der Plausibilität der Inhalte und Ergebnisse. 

Zudem wurde geprüft, inwiefern weitergehende Maßnahmen zur Reduktion 

umweltrelevanter Beeinträchtigungen auf Rheinfeldener Gemarkung erforder-

lich sind. 

Ein Schwerpunkt der Prüfung lag auf dem Offenlandbereich zwischen den 

Ortschaften Karsau und Minseln. Hier fordert die Stadt Rheinfelden eine deut-

lich längere Überdeckelung, als die in den Offenlage-Unterlagen aktuell ge-

planten 79 Meter. Zu diesem Themenfeld wurde von faktorgruen bereits 2012 

ein Gutachten (Artenschutzfachliche und landschaftsplanerische Stellung-

nahme zur Überdeckelung der A 98 zwischen Karsau und Minseln) auf 

Grundlage der damals verfügbaren Unterlagen erstellt. 

Ein besonderes Augenmerk wurde zudem auf die Prüfung der Unterlagen 

hinsichtlich der geplanten Erddeponie Mausloch (Gewann Mäusmatten, süd-

westlich von Minseln) gelegt. 

Datengrundlage Folgende vom Regierungspräsidiums Freiburg Abteilung 4, Referat 44 offen 

gelegte Unterlagen wurden geprüft: 

 Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) 

 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) mit 

- Vergleichender Gegenüberstellung Eingriff / Kompensation 

- Maßnahmenblättern 

- Kartierberichten 

 Forstrechtlicher Ausgleich 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag einschließlich Formblätter zur Ermitt-

lung der Schädigungen und Störungen 

 FFH-Verträglichkeitsprüfung "Dinkelberg und Röttler Wald" 

 FFH-Ausnahmeprüfung "Dinkelberg und Röttler Wald" 

 Machbarkeitsstudie 

2 Überdeckelung zwischen Karsau und Minseln 

Aktuelle Planung In den aktuellen Planunterlagen ist die Führung der A 98 im Bereich zwischen 

Karsau und Minseln - mit Ausnahme eines 79 m langen Abschnitts auf dem 

die K 6336 überführt wird - offen vorgesehen. Hierfür sind sehr tiefe und breite 

Einschnitte in das natürliche Gelände erforderlich. Die geplanten Böschungs-

höhen betragen auf der Grundlage der Darstellung in Unterlage 5, Blatt Nr.1 

(Lageplan) zumeist zwischen ca. 7-12 m (maximal bis zu ca. 25 m), die Breite 

des gesamten Einschnitts variiert zumeist zwischen 60 und 80 m (maximal bis 

zu 105 m). Querschnitte der entsprechenden Bereiche sind den Offenlage-

Unterlagen nicht beigefügt. 

Forderung der 

Stadt Rheinfelden 

Die Stadt Rheinfelden fordert eine großflächige Überdeckelung der geplanten 

A 98 im Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln. Dem Vorhabensträ-
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ger wurden seitens der Stadt entsprechende Variante bereits vorgelegt. 

Zusammenfassende 

Begründung der 

Erfordernis 

Im Folgenden wird zunächst zusammenfassend begründet, weshalb eine 

großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs zwischen Karsau und 

Minseln aufgrund von Umweltbelangen planerisch erforderlich ist. Detaillierte-

re Ausführungen zu den einzelnen Punkten finden sich in den Kapiteln 2.1 bis 

2.7. 

 Eingriffe in Natur und Landschaft 

Der Offenlandbereich Karsau-Minsel ist von landesweiter Bedeutung, auf-

grund seiner Lage am südlichen Ende der einzigen durchgängigen, zentra-

len Offenlandverbindung zwischen Wiesental und Hochrhein im hochwer-

tigen und vergleichsweise kleinen Naturraum Dinkelberg, der insbesonde-

re aufgrund der geologischen Situation und seines Arteninventars für den 

Südwesten Baden-Württembergs einzigartig ist. 

Eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs ist geeignet, er-

hebliche Beeinträchtigungen des Schutzguts Landschaftsbild und der na-

türlichen Erholungsfunktion, des Schutzguts Boden, des Schutzguts Klima 

und Luft sowie des Schutzguts Arten und Biotopen einschließlich des Bio-

topverbundes in diesem Abschnitt zu vermeiden. Die Überdeckelung ent-

spricht somit dem naturschutzrechtlichen Gebot, Beeinträchtigungen vor-

rangig zu vermeiden bzw. zu vermindern und wird der oben beschriebe-

nen, besonderen Bedeutung des Landschaftsbereichs gerecht. 

 Kompensation / EA-Bilanz 

Im Rahmen der aktuellen Planung werden die zu erwartenden Beeinträch-

tigungen - entgegen den Darstellungen im Landschaftspflegerischen Be-

gleitplan - trotz der vorgesehen Maßnahmen bislang nicht vollständig 

kompensiert. Es verbleiben erhebliche Beeinträchtigungen, die einer Plan-

genehmigung entgegenstehen. Durch eine Überdeckelung könnte der er-

forderliche Kompensationsumfang deutlich reduziert werden. 

 Artenschutz 

Entsprechend dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sind aktuell für 15 

der 17 nachgewiesenen Fledermausarten sowie für 19 von 32 nachgewie-

senen Vogelarten mit besonderer artenschutzrechtlicher Relevanz und 

weitere 30 allgemein verbreitete, häufige Brutvogelarten der geschlosse-

nen und lichten Wälder, artenschutzrechtliche Ausnahmen erforderlich. 

Im Rahmen der Prüfung der fachlichen Ausnahmebedingungen nach § 45 

BNatSchG sind Alternativen zu prüfen, die mit geringeren Beeinträchti-

gungen der jeweiligen Art einhergehen. Eine großflächige Überdeckelung 

vermindert die Beeinträchtigungen hinsichtlich zahlreicher Fledermaus- 

und Vogelarten erheblich und ist daher auch aus artenschutzrechtlichen 

Gründen erforderlich. 

 FFH-Gebiet "Dinkelberg und Röttler Wald" 

Entsprechend der FFH-Verträglichkeitsprüfung zum FFH-Gebiet "Dinkel-

berg und Röttler Wald" verbleiben trotz der bislang geplanten Maßnahmen 

zur Schadensbegrenzung erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- und 

Erhaltungsziele des FFH-Gebiets im Hinblick auf den LRT 9130 "Wald-

meister-Buchenwald" und den prioritären LRT *9180 "Schlucht- und 

Hangmischwälder" (einschließlich ihrer jeweils charakteristischen Tierar-

ten). Entgegen der Beurteilung in der FFH-Verträglichkeitsprüfung ist zu-

dem eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutz- und Erhaltungsziele 

hinsichtlich der Arten des Anhangs II Bechsteinfledermaus, Wimperfle-

dermaus und Großes Mausohr sowie hinsichtlich des FFH-LRT 6510 

"Flachland-Mähwiesen" anzunehmen. 

Im Rahmen der Prüfung der fachlichen Ausnahmebedingungen nach § 34 
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BNatSchG sind Alternativen zu prüfen, die ohne oder mit geringeren Be-

einträchtigungen der für die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes maßgebli-

chen Bestandteile einhergehen. Eine großflächige Überdeckelung vermin-

dert die zu erwartenden Beeinträchtigungen erheblich hinsichtlich der für 

den LRT 9130 und den prioritären LRT *9180 charakteristischen Fleder-

maus- und Vogelarten, sowie den entsprechenden Fledermausarten als 

betroffene Arten des Anhang II. Auch die Beeinträchtigungen gegenüber 

dem LRT 6510 einschließlich seiner charakteristischen Tierarten werden 

deutlich reduziert. Insgesamt ist daher eine Überdeckelung auch aus 

Gründen des FFH-Gebietsschutzes erforderlich. 

Kosten / 

Zumutbarkeit 

Neben den oben beschriebenen, fachlichen Gründen aus denen eine Über-

deckelung aufgrund der spezifischen Situation als zwingend erforderlich an-

gesehen werden muss, sind auch die Kosten im Verhältnis zum (sehr hohen) 

Nutzen der Maßnahme zu betrachten. 

Aus folgenden Gründen stellt die großflächige Überdeckelung auch eine hin-

sichtlich der Mehrkosten zumutbare Alternative im Hinblick auf die oben ge-

nannten Umweltbelange dar: 

 Die anfallenden Mehrkosten für die großflächige Überdeckelung sind den 

oben genannten Aspekten der Vermeidung von Beeinträchtigungen der 

Schutzgüter Landschaftsbild und Erholungsfunktion, Boden, Wasser, Kli-

ma und Luft, Arten und Biotope, sowie den positiven Auswirkungen hin-

sichtlich des Biotopverbunds, dem Artenschutz und Gebietsschutz nicht 

jeweils einzeln, sondern in ihrer Gesamtsumme gegenüberzustellen. 

 Durch die Überdeckelung ergeben sich erhebliche Kosteneinsparungen 

für aktuell erforderliche, umfangreiche Vermeidungs-, Gestaltungs- und 

Kompensationsmaßnahmen sowie artenschutzrechtlich erforderliche 

CEF-Maßnahmen und kompensatorische FCS-Maßnahmen sowie (im 

Hinblick auf das FFH-Gebiet) Maßnahmen zur Schadensbegrenzung und 

Kohärenzmaßnahmen. Entsprechende Einsparungen sind bei der Bilan-

zierung der Mehrkosten zu berücksichtigen. 

 Durch die Überdeckelung ergeben sich erhebliche Kosteneinsparung für 

den andernfalls erforderlichen Transport und die Entsorgung von Boden-

material auf der Erddeponie Mausloch (vgl. Kapitel 3), deren Anlage 

ebenfalls mit erheblichen Eingriffen einhergeht und weitere Kompensati-

onsmaßnahmen und Kosten nach sich zieht, die zu berücksichtigen sind. 

 Sonstige wirtschaftliche Faktoren, wie beispielsweise die Möglichkeit der 

Fortsetzung der landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen, Einnahmen 

durch Nutzungen im Hinblick auf Tourismus, Freizeit und Erholung sowie 

die Vermeidung von Wertverluste bei Immobilien sind den Mehrkosten 

gegenüberzustellen. 

 Die von der Stadt Rheinfelden in Aussicht gestellte Beteiligung an den 

Mehrkosten der großflächigen Überdeckelung ist in der Bilanz zu berück-

sichtigen. 

2.1  Schutzgut Arten und Biotope 

Artenschutz Ausführungen zum speziellen Artenschutz finden sich in Kapitel 2.6. 

Bestands- 

beschreibung 

Biotoptypen 

In Unterlage 16.2, Blatt Nr. 3 der UVS ist in Karte 3 der Bestand und Bewer-

tung für "Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt" dargestellt. Die Darstel-

lung entspricht dem Kartierungsstand 2011. 2012/14 wurden die Biotoptypen 

nochmals in einen erneuten Kartierdurchgang überprüft und ggf. angepasst. 

In der Unterlage 19.6, Blatt Nr. 3 (als Ergänzung zur Umweltverträglichkeits-

studie) ist in "Karte 2: Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und die biologische 
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Vielfalt" der Bestand dargestellt und bewertet. Planstand dieser Unterlage ist 

Mai 2017. 

Im Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln sind nahezu flächende-

ckend Grünlandbestände verschiedener Ausprägung (Fettwiesen und Fett-

weiden, Magerwiesen und Magerweiden), oftmals auch Streuobstbestände 

und in geringem Umfang Ackerflächen anzutreffen. Ein großer Teil der Grün-

landbestände wurden im Rahmen der Kartierungen dem FFH-LRT 6510 

"Magere Flachlandmähwiesen" zugeordnet. 

Biotopverbund Im LBP wird unter „Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft nach 

nationalem Naturschutzrecht, Biotopverbund nach § 21 BNatSchG (i.V.§ 22 

NatSchG) auf den Fachplan Landesweiter Biotopverbund der LUBW als zu 

berücksichtigende Grundlage für die Planung und den LBP hingewiesen. Im 

Planungsprozess und der Erstellung des LBP wurden die entsprechenden 

Inhalte jedoch nicht hinreichend berücksichtigt. 

Die Offenlandbereiche zwischen Karsau und Minseln besitzen eine sehr ho-

he Bedeutung für den Verbund von Offenlandbiotopen mittlerer Standorte im 

Bereich des Dinkelbergs und als Anschlussbereich auch für den Hochrhein. 

Die besondere Bedeutung der Grünlandflächen im Bereichs Karsau-Minseln 

ergibt sich aus ihrer Lage im Übergangsbereich des einzigen den Dinkelberg 

durchgängig querenden Offenlandbereichs zum Hochrhein hin. Die Darstel-

lung in Anhang 1 (Quelle: Daten- und Kartendienst der LUBW im Internet) 

verdeutlicht die herausragende Bedeutung des Offenlandbereichs Karsau-

Minseln. 

Da es sich bei den entsprechenden Grünlandbeständen "mittlerer Standorte" 

oftmals um Ausprägungen des FFH-LRT 6510 "Flachland Mähwiesen" han-

delt, sind die entsprechenden Biotopverbund-Flächen auch von sehr hoher 

Bedeutung als Vernetzungszone für die Teilflächen des FFH-Gebietes "Din-

kelberg und Röttler Wald". 

Bewertung des 

Bestandes 

Die oben beschriebene besondere Bedeutung des Offenlandbereiches Kar-

sau-Minseln für den Biotopverbund mittlerer Standorte (und insbesondere 

den FFH-LRT  6510) wird im Rahmen von UVS und LBP nicht hinreichend 

berücksichtigt. Die Wertigkeit der Grünlandbiotope wird zu gering beurteilt. 

Westlich der K 6336 werden alle Bestände einschließlich der FFH-LRT 6510 

ausschließlich mit "überwiegend oder durchschnittlich mittlerer Bedeutung" 

angegeben. Östlich der K 6336 finden sich neben Flächen entsprechender 

Bewertung großflächig sogar Bereiche, die nur als geringwertig beurteilt wur-

den und für die eine Erheblichkeit hinsichtlich Flächeninanspruchnahme voll-

ständig negiert wird. Entsprechendes gilt für die Beurteilung der faunistischen 

Wertigkeit. Westlich der K 6336 wird den Flächen eine mittlere Wertigkeit und 

östlich der K 6336 eine geringe Wertigkeit zugeschrieben. Die im Rahmen 

der Kartierungen in diesen Bereichen nachgewiesenen Tierarten, insbeson-

dere aus den Artengruppen der Fledermäuse, Vögel und Tagfalten in Verbin-

dung mit der besonderen Bedeutung der Flächen für den Biotopverbund ma-

chen ersichtlich, dass die Einstufung der Wertigkeit in den Unterlagen deut-

lich zu gering ist 

Teilweise wurde die Wertigkeit von Biotoptypen in den Plänen zur Ergänzung 

der UVS von 2017 sogar noch geringer beurteilt als im entsprechenden Plan 

der UVS 2011. 

Bewertung der 

Eingriffe 

Auf der Grundlage der aktuellen Planung werden durch die A 98 einschließ-

lich des tiefen Böschungseinschnitts ca. 8,2 ha Offenlandbiotope zwischen 

Karsau und Minseln durch dauerhafte Flächeninanspruchnahme beeinträch-

tigt (bauzeitlich ca. weitere 1,5 ha). Hiervon werden etwa 3 ha (Fahrbahn) 

dauerhaft versiegelt, die übrigen 5,2 ha Böschungsflächen werden als Land-
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schaftsrasen angesät und mit Gehölzen bepflanzt. Aufgrund ihrer an die Au-

tobahn angrenzender Lage sind die neu geschaffenen Vegetationsflächen im 

Böschungsbereich jedoch starken Beeinträchtigungen ausgesetzt und daher 

von deutlich geringerer Wertigkeit als der aktuelle Bestand. 

Im LBP wird aufgrund der zu geringen Beurteilung des Biotoptypen-

Bestandes auch die Bedeutung des Eingriffs im Offenlandbereich Karsau-

Minseln insgesamt und speziell hinsichtlich des FFH-LRT 6510 "Flachland-

Mähwiesen" viel zu gering beurteilt. Entsprechend ergibt sich aus der zu ge-

ringen Beurteilung der faunistischen Bedeutung des Offenlandbereichs eine 

zu geringe Eingriffsbeurteilung im LBP. Hinsichtlich der Eingriffe in faunisti-

schen Lebensräume östlich der K 6336 wird im LBP aktuell entsprechend gar 

keine Erheblichkeit konstatiert, was aus den oben genannten Gründen nicht 

plausibel ist. 

Insgesamt ergibt sich hieraus, dass der Umfang geplanter Kompensations-

maßnahmen für die Eingriffe im Bereich Karsau-Minseln deutlich höher aus-

fallen muss, als aktuell im LBP vorgesehen. Dies betrifft insbesondere Maß-

nahmen zur Kompensation der Beeinträchtigung des Biotopverbundes und 

der FFH-LRT 6510 Flachland-Mähwiesen. Es verbleiben somit aktuell erheb-

liche Beeinträchtigungen, die einer Plangenehmigung entgegenstehen. 

Vermeidung von 

Beeinträchtigungen 

Aufgrund der oben beschriebenen hohen Bedeutung der Offenlandflächen 

zwischen Karsau und Minseln hinsichtlich des Schutzguts Arten und Biotope, 

und insbesondere hinsichtlich des Biotopverbunds und den FFH-LRT 6510 

Flachland-Mähwiesen, sollte vorrangig versucht werden, Eingriffe zu vermei-

den bzw. zu reduzieren. 

Durch eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs könnten dort 

Beeinträchtigungen des Schutzguts Arten und Biotope weitgehend vermie-

den werden. 

2.2  Schutzgut Boden 

Beschreibung Im Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln sind entsprechend den 

Ausführungen und Darstellungen in der UVS und dem LBP überwiegend 

hochwertige Böden (Parabraunerden und Parabraunerden-Pseudogley), in 

geringem Umfang auch Böden mittlerer Wertigkeit anzutreffen. 

Eingriffe Im Rahmen der aktuellen Planung werden durch den geplanten tiefen Ein-

schnitt entsprechend der Darstellung im LBP ca. 8,2 ha beansprucht (bauzeit-

lich ca. weitere 1,5 ha). Etwa 3 ha dieser Flächen werden durch die Fahrbahn 

dauerhaft versiegelt, die übrigen 5,2 ha werden durch steile Böschungen mit 

Bermen modelliert. Überschlägig werden im Offenlandbereich Karsau-Minseln 

hierfür schätzungsweise 600.000 m
3
 Bodenmassen (keine genauen Angaben 

hierzu in den Offenlage-Unterlagen, Schätzung auf der Grundlage der Pläne / 

Schnitte) abgetragen und müssen auf Erddeponien entsorgt werden. 

Berücksichtigt werden müssen zudem ggf. erforderliche Eingriffe und Aus-

tauschmassen im Zuge der Gewährleistung der Standsicherheit der Fahrbahn 

und insbesondere der Böschungen. Im Zuge der Bauarbeiten im Abschnitt 4 

hat sich gezeigt, dass nicht unerhebliche Hangrutschungen im Bereich von 

Böschungsanschnitt am Dinkelberg auftreten können. Im Erläuterungsbericht 

der Offenlageunterlagen wird hier bereits insbesondere auf den von Schicht-

wasserhorizonten beeinflussten Einschnittsbereich zwischen Bau-km 17+550 

und Bau-km 17+650 hingewiesen, in dem Probleme hinsichtlich der Standsi-

cherheit der Böschungen zu erwarten sind. Dieser Abschnitt befindet sich im 

Offenlandbereich Karsau-Minseln, überwiegend westlich der  K6336. 

Vermeidung von Aufgrund der oben beschriebenen, hohen Bedeutung der Offenlandflächen 
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Beeinträchtigungen zwischen Karsau und Minseln hinsichtlich des Schutzguts Boden und unter 

Berücksichtigung der entsprechend der aktuellen Planung  

 sehr tiefen Einschnitte in die naturnahen Böden 

 sehr umfangreichen Bodenmassen, die einer Entsorgung zugeführt wer-

den müssen 

 zu erwartenden Probleme hinsichtlich der Standsicherheit der Böschun-

gen, die weitergehende Beeinträchtigungen von Böden bewirken 

sollte vorrangig versucht werden, die genannten Eingriffe in das Schutzgut 

Boden in diesem Bereich zu vermeiden bzw. zu reduzieren. 

Durch eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs könnten dort 

Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden minimiert werden. 

Der Umfang der im Rahmen des Bauabschnitts 5 erforderlichen Kompensati-

onsmaßnahmen für das Schutzgut Boden könnte so deutlich reduziert wer-

den. Dies ist vor dem Hintergrund, dass nur ein sehr kleiner Anteil der Eingrif-

fe in das Schutzgut Boden funktionsbezogen durch Entsiegelungen ausgegli-

chen werden kann (LBP: "Trotz intensiver Recherchen keine weiteren Entsie-

gelungsmaßnahmen") von besonderer Bedeutung. 

2.3  Schutzgut Wasser 

Bestands- 

beschreibung 

Im Offenlandbereich Karsau-Minseln sind keine Oberflächengewässer vor-

handen. Es befinden sich dort jedoch sehr viele Böden mit hoher bis sehr 

hoher Funktion als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt. Zudem wird im 

Erläuterungsbericht der Offenlageunterlagen auf Schichtwasserhorizonte 

zwischen Bau-km 17+550 und Bau-km 17+650 hingewiesen, also im ent-

sprechenden Offenlandbereich, vor allem westlich der K 6336 hingewiesen. 

Laut LBP ist die hydrogeologische Situation in weiten Teilen des Untersu-

chungsraums ansonsten sehr stark von unterirdischen Abflüssen in Klüften 

des verwitterten Muschelkalks geprägt. Durch dieses verbundene Karstsys-

tem ergibt sich eine hohe Speicherkapazität des Aquifers und eine hohe bis 

sehr hohe Fließgeschwindigkeit des Grundwassers. 

Bewertung der 

Eingriffe 

Weder im Rahmen der UVS noch im LBP werden die im Offenlandbereich 

Karsau-Minseln zu erwartenden Beeinträchtigungen hinsichtlich des Grund-

wassers hinreichend beschrieben und im Rahmen der Eingriffsminimierung 

und der EA-Bilanz berücksichtigt. Im LBP wird lediglich auf die dauerhafte 

Reduktion der Grundwasserneubildung infolge anlagebedingter Versiegelun-

gen hingewiesen. Die Fläche umfasst ca. 3 ha im Offenlandbereich Karsau-

Minseln. Nicht erwähnt wird jedoch die großflächigen (8,5 ha) dauerhaften 

Inanspruchnahme von Böden überwiegend hoher Funktion als Ausgleichs-

körper im Wasserhaushalt und insbesondere die möglichen Veränderungen 

hinsichtlich des Abflussverhaltens und der Abflussmengen im Grundwasser-

bereich durch die tiefen Einschnitte in Schichtwasserhorizonte im Offenland-

bereich Karsau-Minseln. 

Zu bemängeln ist ferner, dass keine Beurteilung der zusätzlichen Regenwas-

ser-Abflussmengen, die über Regenrückhaltebecken an der Rhein abgege-

ben werden, hinsichtlich des Themenfelds HQ100 erfolgte. Zudem wurden 

die voraussichtlich durch den Anschnitt von Schichtwasser abzuleitenden 

Wassermengen nicht bei der Berechnung des Abfluss berücksichtigt. 

Vermeidung von 

Beeinträchtigungen 

Aufgrund der oben beschriebenen hohen Bedeutung der Offenlandflächen 

zwischen Karsau und Minseln in Bezug auf vorhandene Schichtwasser und 

Böden mit hoher bis sehr hoher Funktion als Ausgleichskörper im Wasser-

haushalt, sollte versucht werden, Eingriffe vorrangig zu vermeiden bzw. zu 
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reduzieren. 

Durch eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs könnten dort 

Beeinträchtigungen des Schutzguts Wasser minimiert werden und das Aus-

maß der Einleitung von Regenwasser und Schichtwasser über Regenrück-

haltebecken deutlich reduziert werden (Thema HQ100). 

2.4 Schutzgut Luft und Klima 

Bestands- 

beschreibung 

In der UVS wird darauf hingewiesen, dass es sich gemäß Landschaftsrah-

menplan Hochrhein beim Dinkelberg um einen bioklimatisch belasteten Raum 

handelt. Zudem wird erwähnt, dass Schadstoffbelastungen vor allem in Form 

von verkehrsbedingten Benzol und Feinstaub bestehen. Im Fachgutachten 

Luft + Klima (iMA 2015) ist dargestellt, dass die Vorbelastungen im Hoch-

rheintal höher sind als in den Höhenlagen (Offenlandbereich Karsau-Minseln). 

Im LBP und der UVS wird ausschließlich den Waldflächen eine hohe Bedeu-

tung hinsichtlich des Schutzguts Klima und Luft zugeschrieben. Die Bedeu-

tung der mit Grünland, Streuobstwiesen und anderen Gehölzen bestandenen 

Offenlandflächen zwischen Karsau und Minseln hinsichtlich des Schutzguts 

Luft und Klima wird nicht hinreichend gewürdigt. 

Bewertung der 

Eingriffe 

Entsprechend dem Fachgutachten Luft + Klima ergeben sich die höchsten 

Zusatzbelastungen durch die geplante A 98 bei NO2. Bei den Stäuben (PM10, 

PM2,5) sind die Unterschiede geringer. Dort wird ausgeführt: „Die größte Zu-

nahme der Belastung findet sich am Südrand von Minseln bzw. am Nordrand 

von Karsau. Diese Punkte liegen vergleichsweise nahe an der Autobahntras-

se und profitieren nicht von der Entlastung der B 34.“ Am stärksten betroffen 

ist somit der Bereich Karsau-Minseln. Zudem wird entsprechend den Ausfüh-

rungen in dem Fachgutachten Luft + Klima der Kaltluftzufluss nach Karsau 

durch die Einschnitte etwas reduziert, da sich die neu geschaffenen Einschnit-

te erst mit Kaltluft füllen müssen, bevor die angrenzenden Siedlungsbereiche 

durchströmt werden können. 

Im LBP werden die oben genannten Ergebnisse des Fachgutachten Luft + 

Klima im Hinblick auf den Offenlandbereich Karsau-Minseln nicht aufgegriffen.  

Zudem werden die Eingriffe, welche die deutliche Erhöhung von NO2. und 

PM10, PM2,5 im Siedlungsbereich von Karsau und Minseln bewirken, als uner-

heblich eingestuft, da dem Schutzgut Luft und Klima dort keine hohe Bedeu-

tung zugeschrieben wird. 

Vermeidung von 

Beeinträchtigungen 

Aufgrund der oben beschriebenen hohen Bedeutung der Offenlandflächen 

zwischen Karsau und Minseln insbesondere für die lufthygienische Situation 

in den beiden Ortschaften Karsau und Minseln, sollte versucht werden, Beein-

trächtigungen vorrangig zu vermeiden bzw. zu reduzieren. 

Durch eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-

Minseln können dort Beeinträchtigungen des Schutzguts Luft und Klima weit-

gehend vermieden werden. 

2.5  Schutzgut Landschaftsbild und natürliche Erholungsfunktion 

Bestands 

beschreibung 

und Bewertung 

Im Rahmen des LBP und der UVS wird die Wertigkeit des Landschaftsbild 

und die Erholungsfunktion im Offenlandbereich Karsau-Minseln nur als "mit-

tel" und somit deutlich zu gering beurteilt. 

So wird im LBP hinsichtlich des Aspekts Eigenart zwar aufgeführt: "Der ge-

samte Landschaftsbildraum wird von teils kleinteiliger, landwirtschaftlicher 

Nutzung geprägt. Insbesondere die vielen z. T. sehr alten Streuobstwiesen 

und Streuobstweiden kennzeichnen den Raum als historische Kulturland-
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schaft." und hinsichtlich des Aspekts Vielfalt ergänzt: "Der Landschaftsbild-

raum besitzt aufgrund seiner starken Reliefenergie, die in der Offenlandschaft 

an sehr vielen Stellen deutlich erlebbar ist, eine hohe Reliefvielfalt." Auch die 

Abbildung (Foto) des Landschaftsbildes im Bereich des Offenlands Karsau-

Minseln im LBP verdeutlicht eindrücklich die hohe Wertigkeit. Es erschließt 

sich daher nicht, warum im LBP insgesamt nur die Einstufung der Wertigkeit 

als "mittel" getroffen wurde. 

Auch im Landschaftsplan der VVG Rheinfelden-Schwörstadt wird dem Land-

schaftsbereich Karsau-Minseln eine hohe Bedeutung hinsichtlich des Land-

schaftsbilds und der natürliche Erholungseignung zugeordnet. 

Die hohe Wertigkeit des Bereichs ergibt sich zudem bereits aus seiner Funk-

tion als Grünzug sowie seiner in der UVS dargestellte Funktion als siedlungs-

naher Freiraum hoher Bedeutung. 

Zudem wird aus der Darstellung im Bestands- und Konfliktplan der UVS deut-

lich, dass es sich im Bereich zwischen Karsau und Minseln um ein hochwerti-

ges Landschaftsbild handelt, da hier nahezu alle Flächen als "gliedernde und 

belebende Landschaftselemente" und / oder "landschaftsprägende, teilweise 

lückige Streuobstbestände oder einzelne Obstbäume" dargestellt sind. Me-

thodisch ist die in der UVS und dem LBP vorgenommene Aufspaltung in eine 

"mittlere Wertigkeit" hinsichtlich des Landschaftsbildes nur für Landschaftsbe-

reiche sachgerecht, in denen hochwertige Landschaftsbildelemente nur in 

untergeordnetem Umfang oder unregelmäßig auftreten. Dies ist jedoch im 

Offenlandbereich Karsau-Minseln nicht der Fall. 

Besondere Bedeu-

tung hinsichtlich 

Landschaft und Erho-

lung aufgrund der 

räumlichen Lage 

Beim Naturraum Dinkelberg handelt es sich um einen einzigartigen, relativ 

kleinflächigen Landschaftsraum, der sich aufgrund der geologischen Gege-

benheiten und dem daraus resultierenden Relief, Wasserführung und Nut-

zung deutlich von dem großflächig angrenzenden Naturraum Schwarzwald 

sowie dem Naturraum Hochrhein unterscheidet. 

Der Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln ist hinsichtlich des 

Schutzguts Landschaftsbild und natürliche Erholung aufgrund seiner Lage 

von besonderer Bedeutung für den Naturraum Dinkelberg und somit von lan-

desweiter Bedeutung. 

Der Landschaftsteil Karsau-Minseln stellt das Tor zum sich unmittelbar an-

schließenden, dicht besiedelten Hochrhein dar und gewährleistet somit land-

schaftlich den südlichen Anschluss des einzigen, den gesamten zentralen 

Dinkelberg durchgängig querenden Offenlandbereichs an den Hochrhein. Die 

besondere Bedeutung wird auch aus der Darstellung in Anhang 1 ersichtlich, 

auf die bereits in Kapitel 2.1 im Hinblick auf den Biotopverbund verwiesen 

wurde. 

Kulturhistorisch ist die Entwicklung der heutigen Stadtteile Rheinfeldens Kar-

sau, Minseln und Beuggen eng miteinander verknüpft, sodass dieser Sied-

lungsbereich einschließlich der historisch vorhandenen, verbindenden Offen-

landbereiche als Einheit zu betrachten ist. Diese kulturhistorische Verbindung 

spiegelt sich bislang auch im Landschaftsbild wider. 

Im Rahmen der UVS und des LBP wird auf die oben beschriebene Funktion 

und Bedeutung des Landschaftsraums Karsau-Minseln nicht eingegangen. 

Beurteilung des 

Eingriffs 

Im LBP ist die Empfindlichkeit des Landschaftsbereichs Karsau-Minseln ge-

genüber dem Bauvorhaben als "hoch" eingestuft, sie müsste jedoch noch 

höher beurteilt werden. 

In der UVS wird bei den Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zwar 

beschrieben, dass es durch die Zerschneidung der Landschaft zu "abgetrenn-

ten Restflächen ... der jeweiligen Trasse und dem Rand der Siedlungsflä-

chen" kommt. Zudem wird erläutert, dass es im Bereich der "siedlungsnahen 
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Flächen zwischen Karsau und Minseln" neben Beeinträchtigungen der Land-

schaft und des Landschaftsbildes auch zu Beeinträchtigungen des Ortbildes 

kommt. Die Entstehung geringwertiger Restflächen sowie Beeinträchtigungen 

des angrenzenden Ortsbildes wird im LBP für den Bereich Karsau-Minseln, 

der durch die Zerschneidung ausschließlich aus Restflächen besteht, jedoch 

nicht dargestellt und somit nicht hinreichend gewürdigt. 

Zudem bewirkt der extrem tiefe und breite Einschnitt zwischen den beiden 

Ortschaften Karsau und Minseln eine vollständig Trennung der kulturhisto-

risch bedeutsamen Siedlungseinheit Beuggen, Karsau und Minseln, zu der 

auch die verbindenden Offenlandbereiche zählen. 

Ausmaß und Reichweite der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wurden 

weder im Rahmen der UVS noch im LBP in ausreichendem Maße berücksich-

tigt. Im Rahmen des 2012 von faktorgruen erstellten Gutachtens (Arten-

schutzfachliche und landschaftsplanerische Stellungnahme zur Überdecke-

lung der A 98 zwischen Karsau und Minseln) wurde anhand von Fotos Lage 

und Ausmaß der geplanten A 98 im Offenlandbereich Karsau-Minseln von 

verschiedenen Perspektiven aus skizzierte. Die Abbildungen sind im An-

hang 2 zu diesem Gutachten nochmals angefügt. Sie verdeutlichen, dass der 

gesamte Offenlandbereich Karsau-Minseln durch die A 98 seine hohe Wertig-

keit vollständig verliert. Der Verlust dieses hochwertigen Landschaftsraums 

umfasst insgesamt etwa 35 ha. Zudem wirken sich die Beeinträchtigungen 

aufgrund der vorhandenen Topographie und den weiten Sichtbezügen auch 

nach Norden hin bis weit über das in der UVS und dem LBP untersuchte Ge-

biet hinaus aus. Betroffen hiervon sind insbesondere die sehr hochwertigen 

Landschaftsbereiche westlich und östlich von Minseln. 

Im Rahmen der UVS und des LBP wurde im Internet die Simulation eines 

Flugs entlang der zukünftigen A 98 entsprechend der aktuellen Planung sei-

tens des RP zur Verfügung gestellt. Die Simulation veranschaulicht die 

schwerwiegenden Folgen hinsichtlich des Landschaftsbildes im Offenlandbe-

reich Karsau-Minseln. In der UVS und dem LBP wird jedoch auf diese Simula-

tion im Rahmen der Eingriffsbeschreibung nicht eingegangen. Auch Fotosi-

mulationen zur Veranschaulichung der Auswirkungen der Planung im Offen-

landbereich Karsau-Minseln sind im LBP und UVS nicht enthalten. 

Sichtbezüge im Bereich Karsau-Minseln und dessen Umfeld sind ebenfalls 

nicht in UVS und LBP dargestellt und somit auch keine beeinträchtigten 

Sichtbezüge. 

Kompensation Hinsichtlich der Kompensation von Eingriffen hat die im LBP getroffene Be-

wertung die Auswirkung, dass die Zerstörung der Offenlandbereiche zwischen 

Karsau und Minseln aufgrund der dort konstatierten "mittleren" Wertigkeit 

noch nicht einmal einen Ausgleich im Verhältnis 1:1 erforderlich machen. Dies 

ist bereits allein vor dem Hintergrund, dass es in diesem Bereich zur großflä-

chigen Zerstörung eines regionalen Grünzugs kommt, nicht nachvollziehbar. 

In Regionalen Grünzügen sind gemäß Regionalplan ökologische Funktionen 

und die landschaftsgebundene Erholung zu sichern und zu entwickeln. 

Die herausragende Stellung des Landschaftsbereiches Karsau-Minseln wird 

bei der Bewertung des Eingriffs im LBP, sowie bei der Beurteilung der Kom-

pensationsmöglichkeiten nicht berücksichtigt. 

Insgesamt ergibt sich hieraus, dass der Umfang geplanter Kompensations-

maßnahmen für die Eingriffe hinsichtlich des Schutzguts Landschaftsbild und 

natürliche Erholungsfunktion im Bereich Karsau-Minseln deutlich höher aus-

fallen muss, als aktuell im LBP vorgesehen. Es verbleiben somit derzeit er-

hebliche Beeinträchtigungen, die einer Plangenehmigung entgegenstehen. 

Naturpark Der Offenlandbereich Karsau-Minseln ist Bestandteil des Naturparks 

Südschwarzwald (Schutzgebiet nach §§ 23ff BNatSchG). Im LBP wird hierzu 
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Südschwarzwald ausgeführt: "Das Anlegen von Straßen, Wegen oder sonstigen Verkehrsanla-

gen steht dem im § 3 der Schutzgebietsverordnung vorgesehenen Entwick-

lung, Pflege und Förderung einer vorbildlichen Erholungslandschaft innerhalb 

des Naturparks „Südschwarzwald“ entgegen. Durch Umsetzung von kompen-

satorischen Maßnahmen, die auch in Größenordnungen einer Verbesserung 

der örtlichen Erholungseignung der Waldflächen zugute kommen, können 

nachteilige Wirkungen vermieden werden. Die Vorraussetzung zur Erteilung 

einer Erlaubnis nach § 4 Abs. 3 NP-VO ist daher gegeben." 

Diese Einschätzung im LBP ist nicht zutreffend. Die vorgesehenen kompen-

satorischen Maßnahmen können das Ausmaß der Beeinträchtigungen im 

Landschaftsbereich Karsau-Minseln, der aus den bereits beschriebenen 

Gründen eine besondere Bedeutung für den Naturraum Dinkelberg besitzt 

und somit hinsichtlich des Schutzzwecks des Naturparks Südschwarzwald 

elementar ist, nicht hinreichend kompensieren. 

Vermeidung von 

Beeinträchtigungen 

Aufgrund der oben beschriebenen hohen Bedeutung der Offenlandflächen 

zwischen Karsau und Minseln hinsichtlich des Schutzguts Landschaftsbild 

und natürliche Erholungsfunktion, und insbesondere aufgrund der herausra-

genden Bedeutung die sich aus der Lage im südlichen Übergangsbereich 

zum Hochrhein des einzigen, den gesamten zentralen Dinkelberg durchgän-

gig querenden Offenlandbereichs ergibt, sollte vorrangig versucht werden, 

Eingriffe zu vermeiden bzw. zu reduzieren. 

Durch eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs könnten Be-

einträchtigungen des Schutzguts Landschaftsbild und natürliche Erholungs-

funktion weitgehend vermieden werden. 

Die im Rahmen der aktuellen Planung vorgesehene Überdeckelung von 79 m 

Länge kann hingegen nicht als wirksame Maßnahme zur Vermeidung von 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder als Ausgleich angesehen 

werden. Hierfür ist der überdeckelte Abschnitt, der weniger als ein Zehntel 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln umfasst, deutlich zu kurz. Zudem 

nimmt die K 6336 einschließlich Irritationsschutzwände bereits mit einer Breite 

von knapp 10 m einen nennenswerten Anteil des Bauwerks ein. Die Überde-

ckelung wird sehr deutlich als ingenieursbaulicher Fremdkörper in der Land-

schaft wahrnehmbar sein. Die Wirkung des sich jeweils westlich und östlich 

anschließenden, tiefen Einschnitts in der Landschaft und die störenden Ein-

flüsse des Straßenverkehrs der A 98 werden den Offenlandbereich Karsau-

Minseln optisch und akustisch selbst im Nahbereich des erweiterte Brücken-

bauwerk massiv überprägen. 

2.6  Artenschutz 

Hohe Bedeutung 

für den Artenschutz 

Der Offenlandbereich Karsau-Minseln ist, wie aus den entsprechenden Offen-

lage-Unterlagen UVS, LBP einschließlich der Kartierberichte und dem Arten-

schutzrechtlichen Gutachten ersichtlich, für eine Vielzahl geschützter Tierar-

ten insbesondere aus der Artengruppe der Fledermäuse und Vögel von be-

sonderer Bedeutung. 

Entsprechend dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sind aktuell für 15 der 

17 nachgewiesenen Fledermausarten sowie für 19 von 32 nachgewiesenen 

Vogelarten mit besonderer artenschutzrechtlicher Relevanz und weitere 30 

allgemein verbreitete, häufige Brutvogelarten der geschlossenen und lichten 

Wälder, artenschutzrechtliche Ausnahmen erforderlich. 

Im Rahmen der Prüfung der fachlichen Ausnahmebedingungen nach § 45 

BNatSchG sind Alternativen zu prüfen, die mit geringeren Beeinträchtigungen 

der jeweiligen Art einhergehen. Eine großflächige Überdeckelung vermindert 

die Beeinträchtigungen hinsichtlich zahlreicher Fledermaus- und Vogelarten 
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erheblich und ist daher auch aus artenschutzrechtlichen Gründen erforderlich. 

Im Folgenden ist die spezifische Relevanz der oben genannten Aspekte für 

die jeweiligen Arten erläutert. 

2.6.1 Fledermäuse 

Bechsteinfledermaus 

- Bestand 

Für die Bechsteinfledermaus wurde im Rahmen der durchgeführten Erfas-

sungen eine kleine Wochenstubenkolonie bei Karsau ermittelt und es ist von 

einer weiteren Kolonie in direkter Nachbarschaft auszugehen. Quartiere wur-

den bei Karsau im Wald und auf Obstwiesen nachgewiesen. Als Jagdhabitat 

kommt hinsichtlich der Bechsteinfledermaus laut Formblatt Artenschutz im 

Untersuchungsraum dem struktur- und gehölzreichem Offenland eine ebenso 

große Bedeutung zu wie den Wäldern. Aufgrund der artspezifischen geringen 

Größe der individuellen Jagdgebiete und der geringen durchschnittlichen Ent-

fernung (wenige hundert Meter) dieser vom jeweils genutzten Quartier, ist der 

Offenlandbereich (und hier insbesondere die Obstwiesen) von Karsau sowohl 

als Quartierstandort als auch als Jagdgebiet von besonders hoher Bedeutung 

für die Bechsteinfledermaus. Aufgrund der geringen Größe der ermittelten 

Wochenstubenkolonie ist der Erhaltungszustand dieser Population schlecht 

und gegenüber Beeinträchtigungen sehr empfindlich. 

Bechsteinfledermaus 

- Beeinträchtigungen 

- Verbotstatbestände 

Entsprechend den Ausführungen im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund 

 des erhöhten Kollisionsrisikos 

 von Störwirkungen durch die Trasse (Barrierewirkung der betriebsbeding-

ten Lärm- und Lichtimmissionen) 

 der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

(durch Rodung von Quartierbäumen sowie Entwertung von Quartieren in-

folge der Barrierewirkung / Habitatfragmentierung) 

trotz der Umsetzung umfangreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur 

Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach 

§ 45 BNatSchG hinsichtlich der Bechsteinfledermaus erforderlich. 

Bechsteinfledermaus 

- Ausnahme  

- Alternativenprüfung 

Im Rahmen der Prüfung der Ausnahmebedingungen erfolgt im Formblatt des 

artenschutzrechtlichen Fachbeitrags auch eine Alternativenprüfung. Allerdings 

wird dort ausschließlich auf die Unterlage 19.3, Kapitel 8.2 verwiesen. In der 

entsprechenden Unterlage werden lediglich die 5 Trassenvarianten als ge-

prüfte Alternativen beschrieben. Eine weitergehende Prüfung sonstiger tech-

nischer oder baulicher Alternativen im Rahmen der gewählten Antragstrasse 

erfolgte somit hinsichtlich der Bechsteinfledermaus nicht, was fachlich jedoch 

erforderlich gewesen wäre. Hierzu wird in Kapitel 8.2 (S. 85) des artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrags zutreffend ausgeführt: "Da für zahlreiche Tierarten 

des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie europäische Vogelarten Verbotstat-

bestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt werden, ist gem. 

§ 45 Abs. 7 BNatSchG der Nachweis zu erbringen, dass es keine zumutbare 

Lösung gibt, die zu einer geringeren Betroffenheit der europarechtlich ge-

schützten Arten führt. Gegenstände der Prüfung von alternativen Lösungen 

zum Erreichen des Planziels sind auf der Ebene der Planfeststellung sowohl 

Standort- und Trassenalternativen als auch technische Alternativen.“ Eine 

solche technische Alternative stellt auch die großflächige Überdeckelung des 

Offenlandbereichs Karsau-Minseln dar, welche jedoch im Rahmen der nun 

offen gelegten Unterlagen nicht geprüft wurde. Dass eine entsprechende Prü-

fung unterlassen wurde, ist nicht nachvollziehbar, da die Stadt Rheinfelden 

Alternativen bereits frühzeitig in das Planungsverfahren eingebracht hatte und 

zudem eine Überdeckelung von 79 m Breite im Rahmen der aktuellen Pla-

nung zur Reduktion von Beeinträchtigungen der Fledermausfauna bereits 
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berücksichtigt wurde. 

Die Alternative einer großflächigen Überdeckelung des Offenlandbereichs 

zwischen Karsau und Minseln ist aus artenschutzrechtlichen Gründen hin-

sichtlich der Bechsteinfledermaus zwingend erforderlich, da hierdurch das 

Ausmaß des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände in hohem 

Maße reduziert werden kann. Die Überdeckelung bewirkt im Offenlandbereich 

Karsau-Minseln: 

 Den Erhalt der Flugroute / Funktionsbeziehung  

 Die Vermeidung von Kollisionen 

 Die Vermeidung betriebsbedingter Störwirkungen (Jagdhabitat / Flugrou-

ten / Quartiere) 

 Den Erhalt der Habitateignung (Jagdhabitat / Quartiere) 

Die Alternative bewirkt somit im Bezug auf alle drei Verbotstatbestände des 

§ 44 BNatSchG hinsichtlich der Bechsteinfledermaus eine umfassende Ver-

minderung des Ausmaßes der Beeinträchtigungen. 

Die aktuell vorgesehene Überdeckelung von 79 m des Offenlandbereichs 

bewirkt im Vergleich zu der oben beschriebenen Alternative nur eine margina-

le Verbesserung hinsichtlich der Bechsteinfledermaus. Zum einen quert die 

Bechsteinfledermaus den Offenlandbereich Karsau-Minseln aktuell nicht be-

vorzugt im Bereich der K 6336 und sie muss daher im Rahmen der Baumaß-

nahme erst durch Anpflanzung / Anbringen von umfangreichen Leitstrukturen 

(-zäunen / -wänden) und Irritationsschutzwänden (insgesamt ca. 1,4 km Län-

ge) zur gewünschten, zukünftigen Querungsstelle hin geführt werden. Zum 

anderen wird K 6336 ebenfalls im „zukünftigen Querungsbereich“ über die 

Autobahn geführt, wodurch sich für die Bechsteinfledermaus die Gefahr von 

Kollisionen gegenüber der K 6336 erhöht, auch wenn diese wiederum durch 

die Anlage weiterer Irritationsschutzvorrichtungen zu vermindern versucht 

werden. 

Eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs würde demgegen-

über zusätzlich die dortige Realisation von CEF-Maßnahmen sowie kompen-

satorischer Maßnahmen wie die Entwicklung von Streuobstbeständen und 

magerer Grünlandbestände und (übergangsweise) dem Anbringen von Fle-

dermauskästen für die Bechsteinfledermaus ermöglichen. Derartige Maß-

nahmen würden aufgrund ihrer räumlichen Lage im direkten Aktionsraum der 

nachgewiesenen Kolonie eine hohe Prognosesicherheit aufweisen. 

Folgende Aspekte, die im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung in dem 

Formblatt zur Bechsteinfledermaus genannt werden, unterstreichen ebenfalls 

dass die Überdeckelung des Offenlandbereichs zwischen Karsau und Minseln 

aus artenschutzrechtlichen Gründen hinsichtlich der Bechsteinfledermaus zu 

wählen ist: 

 Hinsichtlich der Erfolgswahrscheinlichkeit und Wirksamkeit der bislang 

vorgesehenen Maßnahmen für die Bechsteinfledermaus wird darauf ver-

wiesen, dass diese dadurch eingeschränkt sein können, dass in bestimm-

ten Bereichen bislang keine Bechsteinfledermäuse vorkommen 

 Die Wirksamkeit von einigen Maßnahmen wie der Strukturanreicherung in 

Wäldern wird nur als "mittel" eingestuft 

 Ein populationsbezogenes Monitoring insbesondere der Kolonie in Min-

seln/Karsau wird als erforderlich angesehen, um bei etwaigem Nichtein-

treten des Erfolgs gezielt entgegen wirken zu können. 

Hinsichtlich des letztgenannten Punktes muss bezweifelt werden, ob im Rah-

men der aktuellen Planung Möglichkeiten bestehen, bei "Nichteintreten des 

Erfolgs" tatsächlich gezielt entgegen wirken zu können. Der Offenlandbereich 

zwischen Karsau und Minseln würde für entsprechende Maßnahmen zumin-
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dest nicht mehr zur Verfügung stehen, eine nachträgliche Überdeckelung bei 

"Nichteintreten des Erfolgs" ist nicht möglich. 

Wimperfledermaus Für die Wimperfledermaus wurde im Rahmen der Untersuchungen eine rela-

tiv große Wochenstube in Hasel als vierte bislang in BW überhaupt nachge-

wiesene Kolonie (und einzige am Hochrhein) ermittelt. Einzelquartiere der Art 

wurden u.a. in Minseln ermittelt und nachgewiesen, dass unter anderem die 

Viehställe in Karsau und Minseln sowie die Streuobstwiesen als Jagdgebiet 

von Tieren aus der Kolonie in Hasel genutzt werden. Somit bestehen auch 

zahlreiche individuelle Funktionsbeziehungen / Flugrouten in diesem Bereich. 

Im Formblatt Artenschutz wird die Maßnahme M III 13 (Überdeckelung 

K 6336) als Maßnahme zur Vermeidung des artspezifisch sehr hohen Kollisi-

onsrisikos insbesondere im Offenland zwischen Einzelquartieren und Jagd-

habitaten beiderseits der Trasse in Minseln und Karsau sowie zur Reduktion 

von Störungen durch die Zerstörung von Austauschbeziehungen (Barrierewir-

kung) im entsprechenden Bereich sowie den hierdurch möglicherweise be-

dingten Verlust essentieller Jagdhabitate benannt. Hinsichtlich der Wimperfle-

dermaus ist die Entwicklung und Aufwertung von Streuobstbeständen als 

umzusetzende Kompensationsmaßnahmen im Formblatt Artenschutz ge-

nannt. Entsprechende Maßnahmen wären für die Art im Falle der Überdecke-

lung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln auch dort möglich. Aufgrund der 

dort bestehenden Funktionsbeziehungen, die hinsichtlich der Art auch bis in 

das FFH-Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ hineinreichen, wären derar-

tige Maßnahmen von besonderer Relevanz für die Art. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos, auf-

grund von Störwirkungen durch die Trasse (betriebsbedingte Barrierewirkung) 

und aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten (infolge der Barrierewirkung) trotz der Umsetzung zahlreicher 

CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von 

Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hinsichtlich des 

Wimperfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, (wie bereits bei der Bechsteinfleder-

maus beschrieben) trotz der erheblichen Reduktion artenschutzrechtlich rele-

vanter Beeinträchtigungen hinsichtlich der Wimperfledermaus nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

den oben genannten artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die 

Wimperfledermaus zwingend erforderlich 

Großes Mausohr Das große Mausohr konnte im gesamten Untersuchungsraum nachgewiesen 

werden. Da das Große Mausohr neben Waldgebieten auch Obstwiesen, offe-

ne Wiesenflächen und abgeerntete Äcker bejagt, stellt der Offenlandbereich 

Karsau-Minseln einen wichtigen Lebensraum für die Art dar. 

Im Formblatt  Artenschutz wird daher ebenfalls die Maßnahme M III 13 (Über-

deckelung K 6336) als Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen und Stö-

rungen für die Art geführt.  Durch eine vollständige Überdeckelung es Offen-

landbereichs Karsau-Minseln könnten Beeinträchtigungen von Jagdhabitaten 

und Kollisionen in diesem Bereich ausgeschlossen werden. Hinsichtlich des 

Großen Mausohrs sind die Entwicklung und Aufwertung von Streuobstbe-

ständen sowie die Entwicklung von mageren Flachlandmähwiesen als Kom-

pensationsmaßnahmen geplant. Entsprechende Maßnahmen wären für die 

Art im Falle der Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln auch 

dort möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 
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aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung 

zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-

derung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hin-

sichtlich des Großen Mausohrs erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich des Großen 

Mausohrs nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf das Großen Mausohrs 

erforderlich. 

Fransenfledermaus Die Fransenfledermaus wurde im Siedlungsbereich von Karsau nachgewie-

sen und mehrere Flugbeziehungen in Richtung Trasse wurden im Offenland 

bei Karsau ermittelt. Ähnlich wie das Braune Langohr, kann die Art jedoch 

überall erwartet werden. 

Im Formblatt zur Art im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird ebenfalls die 

Maßnahme M III 13 (Überdeckelung K 6336) als Maßnahmen zur Vermeidung 

von Kollisionen und Störungen für die Art geführt. Eine vollständige Überde-

ckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln hätte somit auch für die Fran-

senfledermaus eine weitergehende Reduktion artenschutzrechtlich relevanten 

Beeinträchtigungen zur Folge. 

Ebenso wird hinsichtlich der Fransenfledermaus die Entwicklung und Aufwer-

tung von Streuobst als vorgesehene Maßnahmen genannt. Entsprechende 

Maßnahmen wären für die Art im Falle der Überdeckelung des Offenlandbe-

reichs Karsau-Minseln auch dort für die Art möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 

aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung zahl-

reicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Verminde-

rung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hinsicht-

lich der Fransenfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Fransen-

fledermaus nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Fransenfledermaus 

erforderlich. 

Kleine Bartfledermaus Die kleine Bartfledermaus wurde verteilt über den gesamten Untersuchungs-

raum nachgewiesen und mehrere Flugbeziehungen in Richtung Trasse im 

Offenland bei Karsau ermittelt. 

Im Formblatt Artenschutz wird daher ebenfalls die Maßnahme M III 13 (Über-

deckelung K 6336) als Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen und Stö-

rungen für die Art geführt. Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Kar-

sau-Minseln hätte für die besonders störungsempfindliche Kleine Bartfleder-

maus eine deutliche Reduktion artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchti-

gungen zur Folge. 

Auch hinsichtlich der Kleinen Bartfledermaus ist die Entwicklung und Aufwer-

tung von Streuobst als Maßnahmen geplant. Entsprechende Maßnahmen 

wären im Falle der Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln 

auch dort für die Art möglich. 
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Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos, erhebli-

che Störungen (Lichtimmissionen / Barrierewirkung) und aufgrund der Zerstö-

rung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (infolge Ro-

dung potentieller Quartierbäume und Verlust essentieller Jagdgebiete) trotz 

der Umsetzung zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermei-

dung und Verminderung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 

BNatSchG hinsichtlich der Kleinen Bartfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Kleinen 

Bartfledermaus nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Kleine Bartfleder-

maus erforderlich. 

Rauhautfledermaus Nachweise der Rauhautfledermaus erfolgten im Rahmen der Untersuchungen 

insbesondere während der Zug- und Paarungszeiten. Ein Schwerpunkt lag im 

Siedlungsbereich und insbesondere im Bereich Karsau-Minseln. Aus diesem 

Grund wird für die bedingt strukturfliegende Art zur Vermeidung von Kollisio-

nen sowie zur Verminderung von Störungen (wobei die Art nur eine geringe 

Störungsempfindlichkeit ausweist) im Formblatt Artenschutz vor allem die 

Maßnahme M III 13 (Überdeckelung der K 6336) benannt. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 

aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung 

zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-

derung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hin-

sichtlich der Rauhautfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Rauhaut-

fledermaus nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Rauhautfledermaus 

erforderlich. 

Zwergfledermaus Die Zwergfledermaus wurde als vermutlich häufigste Art im Untersuchungs-

gebiet im Siedlungsgebiet sowie im Wald und Offenland nachgewiesen. Ge-

bäudequartiere sind im Siedlungsbereich unter anderem in Karsau und Min-

seln anzunehmen, darunter wahrscheinlich auch Wochenstuben. Nachgewie-

sene Flugrouten der Art befinden sich u.a. nördlich von Karsau, es sind je-

doch auch zahlreiche funktionale Beziehungen über die Trasse im gesamten 

Verlauf zu erwarten. 

Im Formblatt Artenschutz wird die Maßnahme M III 13 (Überdeckelung der 

K6336) als Maßnahme zur Vermeidung von Kollisionen und Störungen durch 

die Zerstörung von Austauschbeziehungen (Barrierewirkung) im entspre-

chenden Bereich benannt. Hinsichtlich der Zwergfledermaus werden die Ent-

wicklung und Aufwertung von Streuobstbeständen als umzusetzende Kom-

pensationsmaßnahmen im Formblatt Artenschutz genannt. Entsprechende 

Maßnahmen wären für die Art im Falle der Überdeckelung des Offenlandbe-

reichs Karsau-Minseln auch dort möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 
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aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung 

zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-

derung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hin-

sichtlich der Zwergfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Zwergfle-

dermaus nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Zwergfledermaus 

erforderlich. 

Mückenfledermaus Nachweise der Mückenfledermaus erfolgten selten, aber über das gesamte 

Untersuchungsgebiet verteilt (unter anderem auch bei Karsau). Die bedingt 

strukturgebunden fliegende Art ist kollisionsgefährdet, weshalb im Formblatt 

Artenschutz ebenfalls die Maßnahme M III 13 (Überdeckelung K 6336) als 

Vermeidungsmaßnahme genannt wird. Auch zur Verminderung der Störwir-

kungen wird die Maßnahme genannt. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 

aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung 

zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-

derung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hin-

sichtlich der Mückenfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Mücken-

fledermaus nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Mückenfledermaus 

erforderlich. 

Braunes Langohr Für das Braune Langohr wurde keine Flugroute im Bereich Karsau-Minseln im 

Rahmen der Kartierungen belegt. Es handelt sich jedoch entsprechend den 

Ausführungen im Formblatt zur Art im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag um 

eine verbreitete Art am Dinkelberg, weshalb dort auch die Maßnahme M III 13 

(Überdeckelung K 6336) als Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen und 

Störungen sowie Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

durch Barrierewirkungen benannt wird. 

Eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln 

hätte somit auch für das Braune Langohr eine weitergehende Reduktion ar-

tenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen zur Folge. Zudem sind hin-

sichtlich des Braunen Langohrs ebenfalls die Entwicklung und Aufwertung 

von Streuobst als Kompensationsmaßnahmen geplant. Entsprechende Maß-

nahmen wären für die Art im Falle der Überdeckelung des Offenlandbereichs 

Karsau-Minseln auch dort für die Art möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ist 

aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos, aufgrund von Störwirkungen durch 

die Trasse (betriebsbedingte Barrierewirkung) und aufgrund der Zerstörung 

und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (infolge der Barrier-

ewirkung) trotz der Umsetzung zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnah-

men zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen eine Aus-

nahme nach § 45 BNatSchG hinsichtlich des Braunen Langohrs erforderlich. 
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Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, (wie bereits bei der Bechsteinfleder-

maus beschrieben) trotz der deutlichen Reduktion artenschutzrechtlich rele-

vanter Beeinträchtigungen hinsichtlich des Braunen Langohrs nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf das Braune Langohr 

erforderlich. 

Graues Langohr Für das Graue Langohr wurden keine Flugroute, auch nicht im Bereich Kar-

sau-Minseln, im Rahmen der Kartierungen belegt. Es ist vom Vorkommen von 

Einzeltieren auszugehen, die möglicherweise auch die Randbereiche von 

Karsau als Quartierstandort nutzen. 

Im Formblatt Artenschutz ist die Maßnahme M III 13 (Überdeckelung K6336) 

als Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen und Störungen hinsichtlich 

des Grauen Langohrs benannt. Eine großflächige Überdeckelung des Offen-

landbereichs Karsau-Minseln hätte somit auch für das Braune Langohr eine 

weitergehende Reduktion artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen 

zur Folge. Da das Graue Langohr gerne Streuobststände bejagt, werden hin-

sichtlich der Art ebenfalls die Entwicklung und Aufwertung von Streuobst als 

umzusetzende Maßnahmen genannt. Entsprechende Maßnahmen wären für 

die Art im Falle der Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln 

möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos trotz der 

Umsetzung zahlreicher Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von 

Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hinsichtlich des 

Grauen Langohrs erforderlich. 

m Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich des Graue 

Langohrs nicht geprüft. 

Eine vollständige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist 

jedoch aus artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf das Graue 

Langohr erforderlich. 

Großer Abendsegler Der Große Abendsegler wurde innerhalb des gesamten Untersuchungsraums 

vereinzelt nachgewiesen, auch östlich von Karsau. 

Kollisionsgefahr besteht für den Großen Abendsegler, der zumeist in großen 

Höhen jagt entsprechend den Ausführungen im Formblatt des artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrags durch gelegentliche Jagdflüge unmittelbar über der 

Fahrbahn. Durch eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs 

Karsau-Minseln könnten Kollisionen in diesem Bereich ausgeschlossen wer-

den. Da der Große Abendsegler offene, insektenreiche Lebensräume bejagt, 

wird hinsichtlich der Art im Formblatt Artenschutz die Entwicklung und Aufwer-

tung von Streuobst als umzusetzende Maßnahmen genannt. Entsprechende 

Maßnahmen wären für die Art im Falle der Überdeckelung des Offenlandbe-

reichs Karsau-Minseln möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 

aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung 

zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-

derung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hin-

sichtlich des Großen Abendseglers erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 
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des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich des Großen 

Abendseglers nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf den Großen Abendseg-

ler erforderlich. 

Kleiner Abendsegler Der Kleine Abendsegler wurde insbesondere während der Zugzeit auch im 

Bereich Karsau-Minseln nachgewiesen. 

Kollisionsgefahr besteht für den Kleinen Abendsegler, der zumeist in großen 

Höhen jagt, durch gelegentliche Jagdflüge unmittelbar über der Fahrbahn. 

Durch eine vollständige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-

Minseln könnten Kollisionen in diesem Bereich ausgeschlossen werden. Da 

sich im Hinblick auf den Kleinen Abendsegler auch Streuobstwiesen positiv 

auf die Nahrungsraumkapazität auswirkten, .ist die Entwicklung und Aufwer-

tung von Streuobst als umzusetzende Maßnahmen genannt. Entsprechende 

Maßnahmen wären für die Art im Falle der großflächigen Überdeckelung des 

Offenlandbereichs Karsau-Minseln möglich. 

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos und 

aufgrund der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten (infolge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung 

zahlreicher CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-

derung von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hin-

sichtlich des Kleinen Abendseglers erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich des Kleinen 

Abendseglers nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf den Kleinen Abendseg-

ler erforderlich. 

Weißrandfledermaus Die Weißrandfledermaus wurde im Rahmen der Untersuchungen mehrfach 

nachgewiesen, vor allem im Siedlungsbereich, verstärkt im Bereich Karsau-

Minseln. Der Siedlungsbereich von Karsau und Minseln wird auch als potenti-

eller Quartierstandort angenommen.  

Im Formblatt Artenschutz wird die Maßnahme M III 13 (Überdeckelung 

K 6336) zur Vermeidung von Kollisionen und Störungen infolge von Barriere-

wirkungen benannt. Hinsichtlich der Weißrandfledermaus sind die Entwick-

lung und Aufwertung von Streuobstbeständen sowie die Entwicklung von 

mageren Flachlandmähwiesen als umzusetzende Kompensationsmaßnah-

men zur Verbesserung der Nahrungssituation insbesondere in Siedlungsnähe 

geplant. Entsprechende Maßnahmen wären für die Art im Falle der großflä-

chigen Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln auch dort mög-

lich. 

Entsprechend den Ausführungen im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos, trotz 

der Umsetzung zahlreicher Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

von Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hinsichtlich der 

Weißrandfledermaus erforderlich.  

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der deutlichen Reduktion arten-

schutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Weißrand-

fledermaus nicht geprüft. 
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Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Weißrandfledermaus 

erforderlich. 

Mopsfledermaus Die Mopsfledermaus wurde bislang im Rahmen der Untersuchungen nur 

durch das Vorkommen einzelner Männchen im Wehratal östlich des Bauab-

schnitts 5 nachgewiesen. Diese wurden als möglichen Vorboten einer dauer-

haften Besiedlung des Raums beurteilt. 

Das Eintreten von Verbotstatbeständen wird aufgrund der bislang allenfalls 

nur sporadischen Nutzung des Bauabschnitts 5 im Rahmen der Formblatts 

Artenschutz als nicht wahrscheinlich angegeben. Da die bedingt strukturge-

bunden fliegende Art kollisionsgefährdet ist, wird dort jedoch darauf verwie-

sen, dass die geplanten Querungshilfen auch der Mopsfledermaus zugute-

kommen. Aus diesem Grund würde auch die in Baden-Württemberg stark 

gefährdete Mopsfledermaus von einer großflächigen Überdeckelung des Of-

fenlandbereichs Karsau-Minseln profitieren. 

Wasserfledermaus Im Rahmen der Untersuchungen konnte eine Wochenstube der Wasserfle-

dermaus in Öflingen nachgewiesen werden, Männchenquartiere sind in 

Waldgebieten anzunehmen. Obgleich entsprechend dem Formblatt Arten-

schutz von einem nahezu flächendeckenden Vorkommen der Wasserfleder-

maus im Untersuchungsgebiet ausgegangen werden kann, sind die Offen-

landbereiche Karsau-Minseln für die Art von geringer Relevanz, da die Art 

über offenen Wasserflächen jagt und vor allem entlang der bewaldeten Kerb-

täler relevante Flugrouten bestehen. 

Trotzdem wird im Formblatt Artenschutz auch die Maßnahme M III 13 (Über-

deckelung der K 6336) als Maßnahme zur Vermeidung von Kollisionen und 

Barrierewirkungen benannt. Insofern würde sich für die Art eine großflächigen 

Überdeckelung des Offenlandbereichs ebenfalls positiv auswirken.  

Entsprechend den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in 

den Offenlage-Unterlagen ist aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos, zer-

schneidungsbedingten Störungen (hohe Empfindlichkeit der Art) und aufgrund 

der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (in-

folge der Rodung potentieller Quartierbäume) trotz der Umsetzung zahlreicher 

CEF-Maßnahmen und Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von 

Beeinträchtigungen eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG hinsichtlich der 

Wasserfledermaus erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, trotz der Reduktion artenschutzrecht-

lich relevanter Beeinträchtigungen auch hinsichtlich der Wasserfledermaus 

nicht geprüft. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln wäre jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf die Wasserfledermaus 

positiv zu beurteilen. 

Nordfledermaus Hinsichtlich der Nordfledermaus wurden entsprechend den Unterlagen keine 

sicheren Nachweise erbracht. Da davon ausgegangen werden kann, dass die 

Art wenn überhaupt nur vereinzelt nahe der geplanten Trasse auftritt und 

zudem hinsichtlich Kollisionen und Störungen relativ unempfindlich ist, wird 

das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände im Formblatt Arten-

schutz ausgeschlossen. 

Zweifarbfledermaus Im Rahmen von Untersuchungen konnten einzelne jagende Individuen ledig-

lich 2003 im Siedlungsbereich (u.a. von Karsau) nachgewiesen werden. Es ist 

daher davon auszugehen, dass wenn überhaupt nur Einzelne Zweifarbfle-

dermäuse im Untersuchungsgebiet auftreten. Das Eintreten artenschutzrecht-
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licher Verbotstatbestände wird vor diesem Hintergrund sowie aufgrund der 

Tatsache, dass die Art nur eine sehr geringe artspezifisches Kollisionsrisiko 

besitzt und gegenüber Lärm- und Lichtimmissionen sowie gegenüber Barrie-

reeffekten weitgehend unempfindlich ist, im Formblatt Artenschutz ausge-

schlossen. 

2.6.2 Vögel 

Feldlerche Die Feldlerche wurde im gesamten Untersuchungsraum nur mit 2 Brutrevie-

ren nachgewiesen, wobei sich eines im Offenlandbereich zwischen Karsau 

und Minseln befindet. Entsprechend der geringen Nachweisdichte wird im 

Formblatt Artenschutz ein mittlerer bis schlechter Erhaltungszustand (Erhal-

tungszustand C) für die lokale Population angenommen. 

Im Formblatt Artenschutz wird dargestellt, dass durch bau- und betriebsbe-

dingte Störungen vom Verlust des entsprechenden Brutvorkommens in die-

sem Bereich auszugehen ist und es somit zur Zerstörung von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten kommt. 

Als CEF-Maßnahme ist die Extensivierung von Grünlandflächen nordwestlich 

von Minseln (Maßnahme A II 1CEF) und östlich von Minseln geplant (Maß-

nahme A II 8 CEF). Entsprechend den Ausführungen im Formblatt Arten-

schutz kann mit der Annahme der Standorte und somit der vorgezogenen 

Entwicklung eines neuen Brutreviers gerechnet werden. Somit wird davon 

ausgegangen, dass keine artenschutzrechtliche Ausnahme erforderlich ist. 

Dieser Einschätzung wird als nicht zutreffend erachtet, da die geplanten CEF-

Maßnahmen nicht geeignet sind, die Entwicklung eines neuen Brutreviers der 

Feldlerche mit hinreichender Prognosesicherheit zu gewährleisten. Folgende 

Gründe sprechen dagegen: 

 Die aktuell besiedelten Fläche zwischen Karsau und Minseln weist auf-

grund ihrer Lage in einem relativ großflächigen, offenen, vergleichsweise 

ebenen Bereich mit höherem Anteil ackerbaulicher Nutzung und ohne 

höhere Kulissenwirkungen im Umfeld eine sehr hohe Eignung als Brutre-

vier auf. 

 Sowohl die Lage der Maßnahmenfläche A II 1 CEF im direkten Umfeld 

größeren von Feldgehölzen / kleineren Waldbeständen und Obstbäumen 

in bewegtem Geländerelief, als auch die Lage der Maßnahmenfläche 

A II 8 CEF angrenzend an Wald und Feldgehölzen in bewegtem Relief 

und zudem direkt angrenzend an die K 6336 lassen keine entsprechende 

Habitateignung hinsichtlich der Feldlerche erkennen. 

 Die geringe Besiedlungsdichte der Feldlerche (Erhaltungszustand C der 

lokalen Population) vermindert die Erfolgswahrscheinlichkeit für die ge-

plante CEF-Maßnahme zusätzlich. 

Es ist somit entgegen der Einschätzung im Formblatt Artenschutz eine arten-

schutzrechtliche Ausnahme hinsichtlich der Feldlerche erforderlich in deren 

Rahmen ebenfalls eine Prüfung möglicher Alternativen, einschließlich der 

großflächigen Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln zu prü-

fen ist. 

Da bei einer entsprechenden Überdeckelung nicht von einem Verlust des 

bestehenden Brutreviers auszugehen ist, ist diese Alternative auch aus ar-

tenschutzrechtlichen Gründen hinsichtlich der Feldlerche erforderlich. 

Feldsperling Der Feldsperling wurde im Untersuchungsraum mit hoher Revierdichte nach-

gewiesen. Einen Vorkommensschwerpunkt bildet der Bereich Karsau-

Minseln. 

Im Formblatt Artenschutz wird für 8 Brutpaare (alle im Bereich Karsau-

Minseln) die Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten prognostiziert. 
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Ferner wird davon ausgegangen, dass durch die geplanten CEF-Maßnahmen 

nicht sichergestellt ist, dass alle betroffenen Brutpaare einen Ausweichle-

bensraum finden können, weshalb eine artenschutzrechtliche Ausnahme 

erforderlich ist. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht geprüft, obgleich hierdurch das 

Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände weitgehend vermieden 

werden könnte. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf den Feldsperling erfor-

derlich. 

Gartenrotschwanz Für den Gartenrotschwanz wurde im Untersuchungsraum ausschließlich zwi-

schen Minseln und Karsau insgesamt 5 Brutvorkommen in Streuobstwiesen 

nachgewiesen. Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird daher im 

Formblatt Artenschutz als mittel (Erhaltungszustand C) eingeschätzt. 

Entsprechend den Angaben im Formblatt kommt es anlagebedingt zum Ver-

lust eines Brutreviers sowie störungsbedingt zum Verlust eines weiteren Brut-

reviers. Trotz des Anbringens von 2 geeigneten Nistkästen im Rahmen der 

Maßnahme A II 22 CEF kann jedoch laut Formblatt Artenschutz nicht mit 

Sicherheit prognostiziert werden, dass der Brutverlust im erforderlichen Um-

fang ausgeglichen wird. Aus diesem Grund wird eine Ausnahme als erforder-

lich angesehen. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht geprüft, obgleich hierdurch das 

Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände weitestgehend vermie-

den werden könnte. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf den Gartenrotschwanz 

erforderlich. 

Grauspecht Für den Grauspecht konnte mit insgesamt sieben Reviernachweisen im ge-

samten Untersuchungsraum eine relativ hohe Bestandsdichte ermittelt wer-

den. Die Art wird im Formblatt Artenschutz noch entsprechend der alten Rote 

Liste der Brutvögel BW als Art der Vorwarnliste geführt, es handelt sich je-

doch entsprechend der aktuellen Einstufung in der Roten Liste BW um eine 

stark gefährdete Art (RL 2 BW).  

Entsprechend den Angaben im Formblatt kommt voraussichtlich in 4 Fällen 

zur bau- bzw. anlagebedingten zur Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten (im Wald) sowie in 5 Fällen zur störungsbedingten entsprechenden 

Zerstörung. Insgesamt sind alle sieben nachgewiesenen Reviere betroffen. 

Trotz der geplanten CEF-Maßnahmen (u.a. Extensivierung von Wiesen) kann 

jedoch laut Formblatt Artenschutz nicht davon ausgegangen werden, dass 

der Brutverlust im erforderlichen Umfang ausgeglichen wird. Aus diesem 

Grund wird eine Ausnahme als erforderlich angesehen. 

Als Kompensationsmaßnahme ist hierbei für den Grauspecht neben umfang-

reichen Maßnahmen im Wald auch die Entwicklung und Aufwertung von 

Streuobstbeständen und mageren Wiesen geplant, da der Grauspecht sehr 

gerne auch Streuobstwiesen und extensive Wiesen zur Nahrungssuche nutzt. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht geprüft, obgleich hierdurch eine 

deutliche Verringerung der zu erwartenden Beeinträchtigungen hinsichtlich 

des Grünspechts zu erzielen wären. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf den Grauspecht erfor-
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derlich. 

Grünspecht Im Untersuchungsraum wurden 7 Reviere des Grünspechts ermittelt, wobei 

ein Vorkommensschwerpunkt der Bereich zwischen Karsau und Minseln dar-

stellt, wo vier Reviere erfasst wurden. 

Vorhabensbedingt wird im Formblatt Artenschutz die Beschädigung bzw. 

Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten in zwei Fällen durch direkte 

Flächeninanspruchnahme und in den übrigen fünf Fällen indirekt durch erheb-

liche Störung des Grünspechts angenommen. Als CEF-Maßnahmen ist die 

Entwicklung von Magerwiesen und mageren Flachlandmähwiesen geplant. 

Trotzdem wird für die Art eine artenschutzrechtliche Ausnahme entsprechen 

den Ausführungen im Formblatt Artenschutz als erforderlich angesehen. Als 

Kompensationsmaßnahme ist hierbei neben der Entwicklung weiterer Flach-

landmähwiesen auch die Entwicklung und Aufwertung von Streuobstwiesen 

geplant. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht geprüft, obgleich hierdurch eine 

deutliche Verringerung der zu erwartenden Beeinträchtigungen hinsichtlich 

des Grünspechts zu erzielen wären. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist jedoch aus 

artenschutzrechtlichen Gründen auch im Hinblick auf den Grünspecht erfor-

derlich. 

Rotmilan Der Rotmilan wurde im Untersuchungsraum mit 5 Brutvorkommen nachge-

wiesen, zwei davon im Umfeld von Karsau. Zudem ist der Rotmilan ein re-

gelmäßiger Nahrungsgast im gesamten Untersuchungsraum. 

Der Rotmilan stellt eine besonders kollisionsgefährdete Art dar, da er oft 

überfahrene Tiere am Straßenrand frisst. Vor dem Hintergrund, dass im Be-

reich Dinkelberg ein für die Art bedeutsamer Raum neu durchschnitten wird, 

ergibt sich hieraus entsprechend der Beurteilung im Formblatt Artenschutz 

das Eintreten aller drei Verbotstatbestände (Tötung, Störung und Zerstörung 

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten). 

Hinsichtlich kompensatorischer Maßnahmen wird im Formblatt Artenschutz 

auf die primär für den Grauspecht konzipierten Wald- und Offenlandmaß-

nahmen (v.a. Waldumbau, in geringerem Umfang Nutzungsverzicht und Ent-

wicklung von Dauerwald, sowie weitere Maßnahmen im Wald, Entwicklung 

und Aufwertung von Streuobst und Entwicklung von mageren Flachland-

mähwiesen) verwiesen. Es muss jedoch bezweifelt werden, ob sich durch die 

im Wald geplanten Maßnahmen hinsichtlich des Rotmilans die Bruteignung 

tatsächlich im erforderlichen Ausmaß erhöht. Dass entsprechend dem Form-

blatt Artenschutz ein populationsbezogenes Monitoring die Prognose des 

Erfolgseintritts der kompensatorischen Maßnahmen überprüfen soll, unter-

streicht, dass hier relevante Unsicherheiten bestehen. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde hinsichtlich des Rotmilans eine 

großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht 

geprüft, obgleich hierdurch eine erhebliche Verringerung der zu erwartenden 

Beeinträchtigungen durch die vollständige Vermeidung von Kollisionen in 

diesem Bereich und durch den Erhalt essentiellen Jagdhabitate (da vom 

Rotmilan nur Offenland als Jagdhabitat genutzt wird). 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist aus arten-

schutzrechtlichen Gründen somit auch im Hinblick auf den Rotmilan erforder-

lich. 

Hinsichtlich des im Formblatt Artenschutz für den Rotmilan beschriebenen 

Risikomanagements, dass bei "Nichteintreten des Erfolgs" der kompensatori-

schen Maßnahmen tatsächlich gezielt entgegen gewirkt werden könnte, muss 
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bezweifelt werden. Der Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln wür-

de für entsprechende Maßnahmen zumindest nicht mehr zur Verfügung ste-

hen, eine nachträgliche Überdeckelung bei "Nichteintreten des Erfolgs" ist 

nicht möglich. 

Schwarzmilan Der Schwarzmilan wurde im Untersuchungsraum mit 3 Brutvorkommen 

nachgewiesen, eines davon im Umfeld von Karsau. Zudem ist der Schwarz-

milan ein regelmäßiger Nahrungsgast im gesamten Untersuchungsraum.  

Der Schwarzmilan stellt eine besonders kollisionsgefährdete Art dar, da er oft 

überfahrene Tiere am Straßenrand frisst. Vor dem Hintergrund, dass über die 

gesamte Trasse eine Zerschneidung von Revieren erfolgt, ergibt sich hieraus 

entsprechend der Beurteilung im Formblatt Artenschutz das Eintreten aller 

drei Verbotstatbestände (Tötung, Störung und Zerstörung von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten). 

Hinsichtlich kompensatorischer Maßnahmen wird im Formblatt Artenschutz 

auf die primär für den Grauspecht konzipierten Wald- und Offenlandmaß-

nahmen (v.a. Waldumbau, in geringerem Umfang Nutzungsverzicht und Ent-

wicklung von Dauerwald, sowie weitere Maßnahmen im Wald, Entwicklung 

und Aufwertung von Streuobst und Entwicklung von mageren Flachland-

mähwiesen) verwiesen. Es muss jedoch zumindest bezweifelt werden, ob 

sich durch die im Wald geplanten Maßnahmen hinsichtlich des Schwarzmi-

lans die Bruteignung tatsächlich im erforderlichen Ausmaß erhöht. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde hinsichtlich des Schwarzmilans 

eine großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln 

nicht geprüft, obgleich hierdurch eine deutliche Verringerung der zu erwar-

tenden Beeinträchtigungen durch vollständige Vermeidung von Kollisionen in 

diesem Bereich und dem Erhalt essentiellen Jagdhabitate.  

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist aus arten-

schutzrechtlichen Gründen somit auch im Hinblick auf den Schwarzmilan 

erforderlich. 

Hinsichtlich des im Formblatt Artenschutz beschriebenen Risikomanage-

ments, dass bei "Nichteintreten des Erfolgs" der kompensatorischen Maß-

nahmen tatsächlich gezielt entgegen gewirkt werden könnte, muss bezweifelt 

werden. Der Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln würde für ent-

sprechende Maßnahmen zumindest nicht mehr zur Verfügung stehen, eine 

nachträgliche Überdeckelung bei "Nichteintreten des Erfolgs" ist nicht möglich 

Steinkauz Der einzige Nachweis eines Brutvorkommens des Steinkauzes erfolgte in den 

Streuobstbereichen östlich von Karsau. Aufgrund der geringen Nachweisdich-

te wurde der Erhaltungszustand der lokalen Population im Formblatt Arten-

schutz als mittel bis schlecht (Erhaltungszustand C) beurteilt. 

Entsprechend den Ausführungen im Formblatt Artenschutz ist aufgrund des 

erhöhten Kollisionsrisikos, aufgrund von Störwirkungen sowie aufgrund hier-

durch bewirkten indirekten Zerstörung / Beschädigung von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten trotz der Umsetzung von CEF-Maßnahmen (Anbringen von 

Nisthilfen und Entwicklung von Magerwiesen) eine Ausnahme nach § 45 

BNatSchG hinsichtlich des Steinkauzes erforderlich. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde hinsichtlich des Steinkauzes eine 

großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht 

geprüft, obgleich hierdurch eine nahezu vollständige Vermeidung der zu er-

wartenden Beeinträchtigungen erzielt würde. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist aus arten-

schutzrechtlichen Gründen somit auch im Hinblick auf den Steinkauz erfor-

derlich. 
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Girlitz, Star 

(Brutvogelarten der 

geschlossenen und 

lichten / aufgelocker-

ten Wälder) 

Ein Verbreitungsschwerpunkt des Stars befindet sich im Offenlandbereich 

Karsau-Minseln. Der Girlitz wurde mit einem Brutvorkommen bei Karsau 

nachgewiesen. Die beiden Vogelarten werden im Formblatt Artenschutz zu-

sammen als Brutvogelarten der geschlossenen und lichten / aufgelockerten 

Wälder beurteilt. 

Für diese Arten wird pauschal die Beeinträchtigung / Zerstörung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten prognostiziert. Es erschließt sich nicht, warum in 

Kenntnis dieser Beeinträchtigungen für die betroffenen Arten im Rahmen der 

Planung keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen wurden. 

Kompensationsmaßnahmen werden im Rahmen der Ausnahmeprüfung an-

gesichts der weiten Verbreitung dieser ungefährdeten Arten ebenfalls nicht 

als erforderlich angesehen. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde hinsichtlich der beiden Arten eine 

großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht 

geprüft, obgleich hierdurch eine nahezu vollständige Vermeidung der zu er-

wartenden Beeinträchtigungen erzielt würde. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist aus arten-

schutzrechtlichen Gründen somit auch im Hinblick auf den Girlitz und Star 

erforderlich. 

Goldammer 

(Brutvogelarten der 

halboffenen 

Landschaft, 

Heckenbrüter) 

Brutvorkommen der Goldammer wurde im Untersuchungsraum sehr häufig 

nachgewiesen. Ein Verbreitungsschwerpunkt befindet sich im Bereich Kar-

sau-Minseln. Die Goldammer wird im Formblatt Artenschutz zusammen mit 

weiteren Arten als Brutvogelarten der halboffenen Landschaft, Heckenbrüter 

behandelt. 

Für diese Arten wird pauschal die Beeinträchtigung / Zerstörung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten prognostiziert. Durch vorgezogene Ausgleichs-

maßnahmen können die Verluste der Fortpflanzungs- und Ruhestätten teil-

weise ausgeglichen werden. Kompensationsmaßnahmen werden im Rahmen 

der Ausnahmeprüfung angesichts der weiten Verbreitung dieser ungefährde-

ten Arten nicht als erforderlich angesehen. 

Im Rahmen der Alternativenprüfung wurde hinsichtlich der Goldammer eine 

großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln nicht 

geprüft, obgleich hierdurch eine nahezu vollständige Vermeidung der zu er-

wartenden Beeinträchtigungen erzielt würde. 

Eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist aus arten-

schutzrechtlichen Gründen somit auch im Hinblick auf die Goldammer erfor-

derlich. 

2.7  FFH-Gebiet "Dinkelberg und Röttler Wald" 

Hohe Bedeutung 

für das FFH-Gebiet 

„Dinkelberg und 

Röttler Wald“ 

Der Offenlandbereich Karsau-Minseln ist kein Bestandteil des FFH-Gebietes 

„Dinkelberg und Röttler Wald“. Es bestehen jedoch wichtige funktionale Be-

ziehungen zwischen den Offenlandflächen Karsau-Minseln und den FFH-

Teilgebieten „Kulturlandschaft bei Minseln“ und „Hollwanger Wald“: 

 Im Bereich Karsau-Minseln sind wie in der UVS und dem LBP dargestellt, 

zahlreiche Grünlandbestände vorhanden, die dem FFH-LRT 6510 „Flach-

land-Mähwiesen“ zugeordnet werden können. Aufgrund seiner Lage ist 

der Bereich Karsau-Minseln (wie in Kapitel 2.1 und Anhang 1 dargestellt) 

von besonderer Bedeutung für den Biotopverbund mittlerer Standorte. In-

sofern besitzt der Bereich auch eine sehr hohe Bedeutung hinsichtlich 

des FFH-Gebietes als Vernetzungs- / Verbundzone für den FFH-

LRT 6510 „Flachland-Mähwiesen“. 

 Die faunistischen Kartierungen haben im Offenlandbereich Karsau-
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Minseln wichtige Funktionsbeziehungen hinsichtlich der Bechsteinfleder-

maus, der Wimperfledermaus und dem Großen Mausohr nachgewiesen, 

die als Arten des Anhangs II Erhaltungsziel des FFH-Gebietes darstellen 

und zudem charakteristische Arten verschiedener FFH-LRT sind. 

Im Rahmen der Prüfung der fachlichen Ausnahmebedingungen nach § 34 

BNatSchG sind Alternativen zu prüfen, die ohne oder mit geringeren Beein-

trächtigungen der für die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes maßgeblichen 

Bestandteile einhergehen. Eine großflächige Überdeckelung vermindert die 

zu erwartenden Beeinträchtigungen erheblich hinsichtlich der für den 

LRT 9130 und den prioritären LRT *9180 charakteristischen Fledermaus- und 

Vogelarten, sowie den entsprechenden Fledermausarten als betroffene Arten 

des Anhang II. Auch die Beeinträchtigungen gegenüber dem LRT 6510 ein-

schließlich seiner charakteristischen Tierarten werden deutlich reduziert. Ins-

gesamt ist daher eine Überdeckelung auch aus Gründen des FFH-

Gebietsschutzes erforderlich. 

Im Folgenden ist die spezifische Relevanz der oben genannten Aspekte für 

die betroffenen Arten des Anhangs II sowie die FFH-LRT erläutert. 

Wimperfledermaus Im Rahmen der FFH-VP wird sowohl die Barrierewirkung, als auch die zu 

erwartenden Kollisionen als erhebliche Beeinträchtigung hinsichtlich der Er-

haltungsziele der Wimperfledermaus beurteilt. Es wird darauf hingewiesen, 

dass die Voraussetzungen zur langfristigen Sicherung des günstigen Erhal-

tungszustandes der Wimperfledermaus im FFH-Gebiet nicht gewahrt bleiben, 

bzw. eine Verschlechterung der sehr seltenen Art nicht sicher ausgeschlos-

sen werden kann. 

Es wird hierbei insbesondere auf den barrierebedingten Verlust ganzer Jagd-

habitate hingewiesen. Barrierebedingt kann es entsprechend den Ausführun-

gen in der FFH-VP auch zu Beeinträchtigungen von Wechselbeziehungen 

zwischen den Jagdgebieten und den nachgewiesenen Wochenstuben und 

Einzelquartieren bei Hasel, Karsau, Minseln, Schwörstadt und Dossenbach 

bei Eichen (außerhalb des FFH-Plangebietes) kommen. Es wird auf die Ge-

fahr verwiesen, dass sich durch diese zwar außerhalb des Schutzgebietes 

wirkenden Beeinträchtigungen eine Schwächung und Teil-Isolation der Ge-

samtpopulation ergeben kann. 

Als Schadensbegrenzungsmaßnahme wird in der FFH-VP die Maßnahme 

M II 13 (Gestaltung der Überdeckelung K 6336) und M III 3 (Errichtung einer 

Heckenbrücke Nordschwabenstraße) genannt, neben weiteren Maßnahmen 

zu Querungshilfen im weiteren Trassenverlauf. 

In der Bewertung der Querungshilfen an der K 6336 und Nordschwabenstra-

ße wird in der FFH-VP ausgeführt, dass die starke Barrierewirkung hierdurch 

gemindert wird. Für den Querungsbereich K 6336 wird ferner erläutert, dass 

hierdurch die Erhaltung vorhandener Flugwege gewährleistet werden könne, 

so dass das betriebsbedingte Kollisionsrisiko „gesenkt“ wird, die K 6336 wird 

als Störfaktor nicht genannt. Für den Bereich der Nordschwabenstraße wird 

hinsichtlich der Wimperfledermaus sogar ein „gefahrloser Überflug“ prognosti-

ziert, wobei im Anschluss nur ausgeführt wird, dass hierdurch das hohe Kolli-

sionsrisiko „gesenkt“ (und nicht vollständig vermieden) wird. 

Aufgrund der dargestellten Schadensbegrenzungsmaßnahme kommt die 

FFH-VP abschließend zu der Beurteilung, dass unter Berücksichtung dieser 

Maßnahmen die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen unter die Erheblich-

keitsschwelle gesenkt werden. 

Dieser abschließenden Beurteilung in der FFH-Prüfung ist aus folgenden 

Gründen zu widersprechen und eine erhebliche Beeinträchtigung der Wim-

perfledermaus auch unter Berücksichtigung der beschriebenen Schadensbe-

grenzung zu konstatieren: 
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 Die Kolonie in Hasel ist die vierte nachgewiesene Kolonie in BW über-

haupt der auch bundesweit sehr seltenen Art und aus diesem Grund von 

besonderer Bedeutung hinsichtlich möglicher Beeinträchtigungen 

 Die Wirksamkeit der Querungshilfen ist aufgrund der bereits beim Arten-

schutz genannten Aspekte (Prognosesicherheit erfolgreiche Entwicklung 

und Annahme der Leitstrukturen und Kollisionsrisiko durch im Querungs-

bereich verlaufende K 6336) nicht als hinreichend zu beurteilen. 

 Es verbleibt eine erhebliche erhöhte Kollisionsgefahr und Barrierewirkung 

 Es verbleiben Beeinträchtigungen essentialer Habitatelemente 

Die erheblichen Beeinträchtigungen machen somit entgegen der Beurteilung 

in der FFH-Vorprüfung einen Ausnahmeantrag hinsichtlich der Wimperfle-

dermaus erforderlich. Im Rahmen des FFH-Ausnahmeantrags sind neben 

den 5 untersuchten Standortvarianten auch weitere technische Alternativen 

hinsichtlich der Verringerung von Beeinträchtigungen der Wimperfledermaus 

zu prüfen. 

Aus den bereits beim Artenschutz (Kapitel 2.6) erläuterten Gründen stellt die 

Alternative der großflächigen Überdeckelung des Offenbereichs Karsau-

Minseln eine Variante dar, mit der entsprechende Beeinträchtigungen für die 

Art und somit auch hinsichtlich der Erhaltungsziele im Bezug auf das FFH-

Gebiet, reduziert werden können. Die Kollisionsgefahr wird im gesamten, als 

Vernetzungsbereich für das FFH-Gebiet sehr wichtigen Offenlandbereich 

Karsau-Minseln, in dem im Rahmen der Untersuchungen auch wichtige Funk-

tionsbeziehungen / Flugrouten der Wimperfledermaus ermittelt werden konn-

ten, weitestgehend vermieden. Hinsichtlich der Barrierewirkungen kann der 

Austausch zwischen dem Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ und Offen-

land Karsau-Minseln nahezu vollständig und mit dem Teilgebiet „Hollwanger 

Wald“ teilweise erhalten werden. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass im artenschutzfachlichen Beitrag 

aufgrund der verbleibenden erheblichen Beeinträchtigung für die Wimperfle-

dermaus zur Gewährleistung des Vorliegens der artenschutzrechtlichen Aus-

nahmevoraussetzungen, umfangreiche kompensatorische Maßnahmen als 

erforderlich angesehen werden. Entsprechende Maßnahmen stellen jedoch 

keine Schadensbegrenzungsmaßnahmen hinsichtlich des FFH-Gebietes Din-

kelberg und Röttler Wald dar. Es erscheint daher nicht plausibel, weshalb das 

FFH-Gebiet hinsichtlich der Erhaltungsziele der Art keine Beeinträchtigung 

erfahren sollte. Dies gilt zudem insbesondere unter Berücksichtigung von 

Summationseffekten durch zu erwartende Beeinträchtigungen im Bauab-

schnitt 6. 

Bechsteinfledermaus Im Rahmen der FFH-VP wird sowohl die Barrierewirkung als auch die zu er-

wartenden Kollisionen als erhebliche Beeinträchtigung hinsichtlich der Erhal-

tungsziele der Bechsteinfledermaus beurteilt. Es wird darauf hingewiesen, 

dass die Voraussetzungen zur langfristigen Sicherung des günstigen Erhal-

tungszustandes der Bechsteinfledermaus im FFH-Gebiet nicht gewahrt blei-

ben, bzw. eine Verschlechterung nicht sicher ausgeschlossen werden kann. 

Es wird hierbei insbesondere auf den barrierebedingten Verlust ganzer Jagd-

habitate und die Unterbindung des genetischen Austauschs sowie die lang-

fristige Trennung von Kolonien hingewiesen. Hierdurch kann es entsprechend 

den Ausführungen in der FFH-VP auch zu Beeinträchtigungen von Wechsel-

beziehungen zwischen den Teilgebieten „Kulturlandschaft bei Minseln“ und 

„Hollwanger Wald“ kommen (als Teile des Jagdhabitats und Einzelquartiere 

für die bei Karsau außerhalb des FFH-Plangebietes nachgewiesenen Wo-

chenstube). Es wird auf die Gefahr verwiesen, dass sich durch diese zwar 

außerhalb des Schutzgebietes wirkenden Beeinträchtigungen eine Schwä-

chung und Teil-Isolation der Gesamtpopulation ergeben können. 
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Als Schadensbegrenzungsmaßnahme wird in der FFH-VP vorrangig die 

Maßnahme M II 13 (Gestaltung der Überdeckelung K 6336) und M III 3 (Er-

richtung einer Heckenbrücke Nordschwabenstraße) genannt, neben weiteren 

Maßnahmen zu Querungshilfen im weiteren Trassenverlauf. 

In der Bewertung der Querungshilfen an der K 6336 und Nordschwabenstra-

ße wird in der FFH-VP ausgeführt, dass die starke Barrierewirkung hierdurch 

gemindert wird. Für den Querungsbereich K 6336 wird ferner erläutert, dass 

hierdurch die Erhaltung vorhandener Flugwege gewährleistet werden könne, 

so dass das betriebsbedingte Kollisionsrisiko „gesenkt“ wird, die K 6336 wird 

als Störfaktor nicht genannt. Für den Bereich der Nordschwabenstraße wird 

hinsichtlich der Bechsteinfledermaus sogar ein „gefahrloser Überflug“ prog-

nostiziert, wobei im Anschluss nur ausgeführt wird, dass hierdurch das hohe 

Kollisionsrisiko „gesenkt“ (und nicht vollständig vermieden) wird. 

Aufgrund der dargestellten Schadensbegrenzungsmaßnahme kommt die 

FFH-VP abschließend zu der Beurteilung, dass unter Berücksichtung dieser 

Maßnahmen die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen unter die Erheblich-

keitsschwelle gesenkt werden. 

Dieser abschließenden Beurteilung in der FFH-Prüfung ist aus folgenden 

Gründen zu widersprechen und im Gegenteil eine erhebliche Beeinträchti-

gung der Bechsteinfledermaus auch unter Berücksichtigung der beschriebe-

nen Schadensbegrenzung zu konstatieren: 

 Aufgrund der geringen Größe der ermittelten Wochenstubenkolonie ist der 

Erhaltungszustand dieser Population schlecht und gegenüber Beeinträch-

tigungen sehr empfindlich (siehe Ausführungen Artenschutz in Kapitel 

2.6). Zudem ist auch der Erhaltungszustand der Art auf Landesebene un-

günstig-unzureichend. 

 Die Wirksamkeit der Querungshilfen ist aufgrund der bereits beim Arten-

schutz genannten Aspekte (Prognosesicherheit erfolgreiche Entwicklung 

und Annahme der Leitstrukturen und Kollisionsrisko durch im Querungs-

bereich verlaufende K6336) nicht als hinreichend zu beurteilen. 

 Es verbleibt aufgrund der sehr empfindlichen Populationssituation eine 

erhebliche erhöhte Kollisionsgefahr und Barrierewirkung 

 Es verbleiben Beeinträchtigungen essentialer Habitatelemente, die erheb-

lich sind 

Die erheblichen Beeinträchtigungen machen somit entgegen der Beurteilung 

in der FFH-Vorprüfung einen Ausnahmeantrag hinsichtlich der Art erforder-

lich. Im Rahmen des FFH-Ausnahmeantrags sind neben den 5 untersuchten 

Standortvarianten auch weitere technische Alternativen hinsichtlich der Ver-

ringerung von Beeinträchtigungen der Bechsteinfledermaus zu prüfen.  

Aus den bereits beim Artenschutz erläuterten Gründen stellt die Alternative 

der großflächigen Überdeckelung des Offenbereichs Karsau-Minseln eine 

Variante dar, mit der entsprechende Beeinträchtigungen für die Art und somit 

auch hinsichtlich der Erhaltungsziele im Bezug auf das FFH-Gebiet reduziert 

werden können. Die Kollisionsgefahr wird im gesamten, als Vernetzungsbe-

reich für das FFH-Gebiet sehr wichtigen Offenlandbereich Karsau-Minseln 

weitestgehend vermieden. Hinsichtlich der Barrierewirkungen kann der Aus-

tausch mit dem Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ nahezu vollständig 

und mit dem Teilgebiet „Hollwanger Wald“ teilweise erhalten werden. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass im artenschutzfachlichen Beitrag 

aufgrund der verbleibenden erheblichen Beeinträchtigung für die Bechstein-

fledermaus zur Gewährleistung des Vorliegens der artenschutzrechtlichen 

Ausnahmevoraussetzungen, umfangreiche kompensatorische Maßnahmen 

als erforderlich angesehen werden. Entsprechende Maßnahmen stellen je-

doch keine Schadensbegrenzungsmaßnahmen hinsichtlich des FFH-
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Gebietes Dinkelberg und Röttler Wald dar. Es erscheint daher nicht plausibel, 

weshalb das FFH-Gebiet hinsichtlich der Erhaltungsziele der Art keine Beein-

trächtigung erfahren sollte. Dies gilt zudem insbesondere unter Berücksichti-

gung von Summationseffekten durch zu erwartende Beeinträchtigungen im 

Bauabschnitt 6. 

Methodisch ist insgesamt hinsichtlich der FFH-Verträglichkeitsprüfung in Be-

zug auf die Bechsteinfledermaus zu bemängeln, dass Auswirkungen auf das 

Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ nicht hinreichend untersucht wurden. 

Dabei grenzt dieser Teilraum direkt an den Untersuchungsraum an und es 

wurden zudem für die Bechsteinfledermaus funktionale Beziehungen / Wech-

selbeziehungen dieser FFH-Teilflächen mit dem Offenlandbereich Karsau-

Minseln nachgewiesen. Insofern wäre eine vertiefende Untersuchung der 

Bechsteinfledermaus, aber auch der Wimperfledermaus und des Großen 

Mausohr in diesem Teilgebiet erforderlich gewesen, um die Auswirkungen 

der Planung auf das FFH-Gebiet besser beurteilen zu können. 

Großes Mausohr Im Rahmen der FFH-VP werden die zu erwartenden Kollisionen als erhebli-

che Beeinträchtigung hinsichtlich der Erhaltungsziele des Großen Mausohr 

beurteilt. Es wird darauf hingewiesen, dass die Voraussetzungen zur langfris-

tigen Sicherung des günstigen Erhaltungszustandes der Bechsteinfledermaus 

im FFH-Gebiet nicht gewahrt bleiben, bzw. eine Verschlechterung nicht sicher 

ausgeschlossen werden kann. Es wird auf die Gefahr verwiesen, dass sich 

durch diese zwar außerhalb des Schutzgebietes wirkenden Beeinträchtigun-

gen eine Schwächung der Gesamtpopulation ergeben könnte. 

Als Schadensbegrenzungsmaßnahmen wird in der FFH-VP die Maßnahme 

M II 13 (Gestaltung der Überdeckelung K 6336) und M III 3 (Errichtung einer 

Heckenbrücke Nordschwabenstraße) genannt, neben weiteren Maßnahmen 

zu Querungshilfen im weiteren Trassenverlauf. 

In der Bewertung der Querungshilfen an der K 6336 und Nordschwabenstra-

ße wird in der FFH-VP ausgeführt, dass die starke Barrierewirkung hierdurch 

gemindert wird. Für den Querungsbereich K 6336 wird ferner erläutert, dass 

hierdurch die Erhaltung vorhandener Flugwege gewährleistet werden könne, 

so dass das betriebsbedingte Kollisionsrisiko „gesenkt“ wird, die K6336 wird 

als Störfaktor nicht genannt. Für den Bereich der Nordschwabenstraße wird 

hinsichtlich des Großen Mausohr sogar ein „gefahrloser Überflug“ prognosti-

ziert, wobei im Anschluss nur ausgeführt wird, dass hierdurch das hohe Kolli-

sionsrisiko „gesenkt“ (und nicht vollständig vermieden) wird. 

Aufgrund der dargestellten Schadensbegrenzungsmaßnahme kommt die 

FFH-VP abschließend zu der Beurteilung, dass unter Berücksichtung dieser 

Maßnahmen die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen unter die Erheblich-

keitsschwelle gesenkt werden. 

Dieser abschließenden Beurteilung in der FFH-Prüfung ist aus folgenden 

Gründen zu widersprechen und im Gegenteil eine erhebliche Beeinträchti-

gung des Großen Mausohr auch unter Berücksichtigung der beschriebenen 

Schadensbegrenzung zu konstatieren: 

 Die Wirksamkeit der Querungshilfen ist aufgrund der bereits beim Arten-

schutz genannten Aspekte (Prognosesicherheit erfolgreiche Entwicklung 

und Annahme der Leitstrukturen und Kollisionsrisiko durch im Querungs-

bereich verlaufende K 6336) nicht als hinreichend zu beurteilen. 

 Es verbleibt eine erhebliche erhöhte Kollisionsgefahr und Barrierewirkung 

 Es verbleiben Beeinträchtigungen essentialer Habitatelemente 

Die erheblichen Beeinträchtigungen machen somit entgegen der Beurteilung 

in der FFH-Vorprüfung einen Ausnahmeantrag hinsichtlich der Art erforder-

lich. Im Rahmen des FFH-Ausnahmeantrags sind neben den 5 untersuchten 

Standortvarianten auch weitere technische Alternativen hinsichtlich der Ver-
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ringerung von Beeinträchtigungen des Großen Mausohrs zu prüfen.  

Aus den bereits beim Artenschutz erläuterten Gründen stellt die Alternative 

der großflächigen Überdeckelung des Offenbereichs Karsau-Minseln eine 

Variante dar, mit der entsprechende Beeinträchtigungen für die Art und somit 

auch hinsichtlich der Erhaltungsziele im Bezug auf das FFH-Gebiet reduziert 

werden können. Die Kollisionsgefahr wird im Offenlandbereich Karsau-

Minseln weitestgehend vermieden. Hinsichtlich der Barrierewirkungen kann 

der Austausch zwischen dem Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ und 

Offenland Karsau-Minseln nahezu vollständig und mit dem Teilgebiet „Holl-

wanger Wald“ teilweise erhalten werden. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass im artenschutzfachlichen Beitrag 

aufgrund der verbleibenden, erheblichen Beeinträchtigung für das Große 

Mausohr zur Gewährleistung des Vorliegens der artenschutzrechtlichen Aus-

nahmevoraussetzungen, umfangreiche kompensatorische Maßnahmen als 

erforderlich angesehen werden. Entsprechende Maßnahmen stellen jedoch 

keine Schadensbegrenzungsmaßnahmen hinsichtlich des FFH-Gebietes Din-

kelberg und Röttler Wald dar. Es erscheint daher nicht plausibel, weshalb das 

FFH-Gebiet hinsichtlich der Erhaltungsziele der Art keine Beeinträchtigung 

erfahren sollte. Dies gilt zudem insbesondere unter Berücksichtigung von 

Summationseffekten durch zu erwartende Beeinträchtigungen im Bauab-

schnitt 6. 

FFH-LRT 6510 

Magere Flachland-

Mähwiesen 

Im Rahmen der FFH-VP werden Auswirkungen auf den LRT 6510 „Flachland 

Mähwiesen“ nicht betrachtet, obgleich mit dem Offenlandbereich Karsau-

Minseln ein zentraler Vernetzungsbereich hinsichtlich des Biotopverbunds des 

entsprechenden Lebensraums betroffen ist, der sich direkt an das FFH-

Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ anschließt, welches für den LRT von 

sehr hoher Bedeutung ist. Die fehlende Berücksichtigung des LRT 6510 

„Flachland-Mähwiesen“ im Rahmen der FFH-VP ist insbesondere deshalb zu 

bemängeln, da im Rahmen der aktuellen Planung entsprechende Lebens-

räume einschließlich ihrer charakteristischer Arten im Offenlandbereich zwi-

schen Karsau und Minseln in sehr hohem Umfang zerstört und beeinträchtigt 

werden. Bei Flachland-Mähwiesen handelt es sich um einen FFH-LRT, der 

landesweit einen ungünstig-schlechten Erhaltungszustand aufweist und star-

ke Rückgänge in der Vergangenheit zu verzeichnen hatte. 

Es ist naheliegend, dass im Rahmen der aktuellen Planung durch den tiefen 

Einschnitt der A 98 und sowie direkte Flächeninanspruchnahmen eine Frag-

mentierung hinsichtlich des LRT 6510 einschließlich seiner charakteristischen 

Tier- und Pflanzenarten bewirkt wird, die sich „von außen“ auch negativ auf 

das FFH-Teilgebiet „Kulturlandschaft bei Minseln“ auswirkt. Der genetische 

Austausch wird in diesem wichtigen Übergangsbereich des Biotopverbunds 

zum Hochrhein hin deutlich erschwert und wichtige Funktionsbeziehungen 

zerstört. Es sei in diesem Zusammenhang nur beispielhaft auf die Bechstein-

fledermaus, das Große Mausohr und die Wimperfledermaus verwiesen, die 

diesen Lebensraum ebenfalls als Jagdhabitat nutzen, sowie insbesondere 

auch auf den Gartenrotschwanz, Feldsperling, Grünspecht, Steinkauz, 

Schwarz- und Rotmilan sowie Insektenarten als charakteristische Arten des 

LRT. 

Der LRT 6510 Flachland-Mähwiesen ist somit auch im Rahmen der FFH-

Ausnahmeprüfung zu berücksichtigen und eine großflächige Überdeckelung 

des Offenlandbereichs bei Karsau-Minseln entweder bereits als Schadensbe-

grenzungsmaßnahme zu berücksichtigen oder im Rahmen der Alternativen-

prüfung vor dem Hintergrund der besonderen Bedeutung des LRT für das 

FFH-Gebiet Dinkelberg und die besondere Verantwortung des Landes BW für 

den Erhalt des LRT als erforderlich zu beurteilen. Durch die Überdeckelung 

können der LRT in dem entsprechenden Bereich erhalten bzw. nach bauzeit-
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lichen Beeinträchtigungen wieder hergestellt werden, die Vernetzungsfunktion 

im Sinne des Biotopverbundes weitestgehend erhalten bleiben und Kollisio-

nen von charakteristischen Tierarten des LRT nahezu vollständig vermieden 

werden. 

FFH-LRT 9130 

Waldmeister-

Buchenwald 

Der Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln weißt Funktionsbezie-

hungen hinsichtlich Populationen der Arten Kleiner Abendsegler, Braunes 

Langohr, Kleine Bartfledermaus, Fransenfledermaus und Grauspecht als cha-

rakteristische Art des LRT 9130 „Waldmeister-Buchenwald“ auf, für den im 

Rahmen der FFH-VP erhebliche Beeinträchtigungen konstatiert werden. In 

der FFH-Ausnahmeprüfung verbleiben für den LRT trotz der vorgesehenen 

Schadensbegrenzungsmaßnahmen erhebliche Beeinträchtigungen. Da eine  

Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln mit einer deutlichen 

Reduktion von Beeinträchtigungen bezüglich den genannten Arten einhergeht 

(siehe Kapitel 2.6 zum Artenschutz) würde sich die Überdeckelung somit auch 

positiv auf den Erhaltungszustand des LRT 9130 auswirken. 

FFH-LRT *9180 

Schlucht- und 

Hangmischwälder 

Der Offenlandbereich zwischen Karsau und Minseln weißt Funktionsbezie-

hungen hinsichtlich Populationen der Arten Braunes Langohr, Kleine Bartfle-

dermaus und Fransenfledermaus als charakteristische Art des prioritären 

FFH-LRT „Schlucht- und Hangmischwälder“ auf, für den im Rahmen der FFH-

VP erhebliche Beeinträchtigungen konstatiert werden. In der FFH-

Ausnahmeprüfung verbleiben für den prioritären LRT trotz der vorgesehenen 

Schadensbegrenzungsmaßnahmen erhebliche Beeinträchtigungen. 

Da eine Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln mit einer 

deutlichen Reduktion von Beeinträchtigungen bezüglich den entsprechenden 

Arten einhergeht (siehe Kapitel 2.6 zum Artenschutz) würde sich die Überde-

ckelung somit auch positiv auf den Erhaltungszustand des prioritären 

LRT *9180 auswirken 

3 Geplante Erddeponie Mausloch 

Aktuelle Planung Im Erläuterungsbericht der Offenlage-Unterlagen wird hinsichtlich der geplan-

ten Erddeponie Mausloch dargestellt, dass im Bauabschnitt 5 durch die Ein-

schnitte mehr Abtragmassen (1.965.000 m³) anfallen, als für die Dammschüt-

tungen (335.000 m³) benötigt werden. Es besteht somit ein Überschuss von 

ca. 1.630.000 m³. Die überschüssigen Erdmassen sollen in den zu errichteten  

Erddeponien im Bereich der PWC-Anlage "Ossenberg" und im Gewann 

„Mausloch“ entsorgt werden. Entsprechend den Angaben im Regelungsver-

zeichnis soll auf der Erddeponie Mausloch „in Form einer breitflächigen Auf-

schüttung“ ein Volumen von 1.100.000 m
3
 abgelagert werden. Bei der PWC-

Anlage / Erddeponie Ossenberg beträgt das angegebene Erdablagerungsvo-

lumen ca. 765.500 m³. 

Der Umfang der zu entsorgenden Bodenmassen im Bauabschnitt 5 

(1.630.000 m
3
) ist aufgrund der tiefen Einschnitte in das Gelände extrem hoch 

und stellt für sich betrachtet (wie in Kapitel 2.1 bis 2.7. bereits für den Offen-

landbereich Karsau-Minseln beschrieben) bereits einen gravierenden Eingriff 

in das Schutzgut Boden, sowie die übrigen Schutzgüter, insbesondere Land-

schaftsbild und Arten und Biotope dar. Es werden im Rahmen der Offenla-

geunterlagen keine Angaben dazu gemacht, inwiefern versucht wurde, durch 

ein abschnittsübergreifendes Bodenmassenmanagement (welches über den 

Bauabschnitt 5 hinausgeht), den Umfang zu deponierender Böden möglicher-

weise zu reduzieren. 

Da die geplante Erddeponie Mausloch eine Fläche von ca. 8,1 ha einnimmt, 

wäre theoretisch bei gleichmäßiger Verteilung der Auftragsmassen eine Über-

schüttung in Höhe von 14 m anzusetzen. Da die Erdmassen im Bereich eines 
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Taleinschnitts ausgebracht werden sollen, ergeben sich überschlägig ge-

schätzt Auftragshöhen von bis zu ca. 35 m gegenüber dem aktuellen Be-

standsniveau. Entsprechende Angaben hierzu finden sich in den Offenlage-

Unterlagen nicht. 

Zusammenfassung Die im Rahmen der aktuellen Planung vorgesehene Erddeponie Mausloch 

bewirkt erhebliche umweltrelevante Beeinträchtigungen, die im Rahmen der 

aktuellen Planung bislang nicht hinreichend kompensiert werden. Dies betrifft 

insbesondere die Schutzgüter Arten und Biotope einschließlich des Biotopver-

bundes, Boden, Wasser und Landschaftsbild. Zudem sprechen artenschutz-

rechtliche Gründe sowie der FFH-Gebietsschutz und die vollständige Inan-

spruchnahme des im Gewann Mausloch gelegenen prioritären LRT *7220 

Kalktuffquellen gegen die aktuelle Planung. 

Es wird daher gefordert, den Umfang der im Rahmen des Baus der A 98 anfal-

lenden Erdmassen deutlich zu reduzieren, um so auf die Deponie Mausloch 

vollständig oder weitgehend verzichten zu können. 

 Durch die in Kapitel 2 beschriebene, großflächige Überdeckelung des Of-

fenlandbereichs Karsau-Minseln, könnte der zu deponierende Erdaushub 

erheblich reduziert werden. 

 Sofern eine 5 m geringere Regelbreite für den Neubau der A 98 angesetzt 

würde, könnten über den gesamte Bauabschnitt 5 betrachtet, überschlägig 

200.000 m
3
 Aushubmassen eingespart werden. 

 Zudem ist zu prüfen, ob durch ein abschnittsübergreifendes Bodenmas-

senmanagement der Umfang zu deponierender Böden weiter reduziert 

werden kann. 

 Ergänzend sollten alternative Standort (vorrangig im Bereich bereits beein-

trächtigter Flächen) für eine Erddeponie geprüft werden, um ggf. beste-

hende Flächen mit geringerem Konfliktpotential als Erddeponie zu ermit-

teln. 

Die Gründe für die oben genannten Forderungen sind im Folgenden hinsicht-

lich der einzelnen Schutzgüter / Themenfelder erläutert. 

Schutzgut Arten und 

Biotope 

Im Kartierbericht 2014 (Die Fläche Mausloch wurde bei der Erfassung 2008 

noch nicht berücksichtigt) wird der Bereich der Erddeponie Mausloch wie folgt 

beschrieben: „Die leicht kesselartige Senke wird überwiegend von Fettwiesen 

und -weiden eingenommen, an den steilsten Hangbereichen sind Übergänge 

zu Magerwiesen erkennbar. Die Talsohle ist bereichsweise quellig.“ 

Entsprechend dem Kartierbericht befinden sich im Bereich der geplanten Erd-

deponie Mausloch: 

 Fettweiden mittlerer Standorte, die auch mehrere Arten der Magerwiesen 

aufweisen und aus diesem Grund dem FFH-LRT 6510 „Magere Flachland-

Mähwiesen“ (schlechte Ausbildung) zugeordnet wurden. 

 Vorkommen des nach § 30 BNatSchG geschützten Biotops "Waldsimsen-

Sumpf" von hoher naturschutzfachlicher Wertigkeit 

 Vorkommen einer nach § 30 BNatSchG geschützten Biotops "Sickerquelle" 

bzw. einer Quellflur kalkreicher Standorte und somit des prioritären LRT 

*7220 Die Quellflur stellt ein nicht ausgleichbares Biotop dar und ist auf-

grund ihrer naturräumlichen Lage von sehr hoher naturschutzfachlicher 

Bedeutung. 

Insgesamt befindet sich die geplante Erddeponie Mausloch in einem Bereich, 

der für den Offenland-Biotopverbund mittlerer Standorte von hoher Bedeutung 

ist. Zusätzlich besitzen die im Bereich der geplanten Deponie Mausloch und 

deren Umfeld vorkommenden Biotope feuchter Standorte auch eine wichtige 

vernetzende Funktion hinsichtlich des Biotopverbunds feuchter Standorte. 
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Der Bereich der Deponie Mausmatten weist hinsichtlich der Fauna eine hohe 

Bedeutung auf für Arten, die teilweise oder ausschließlich Offenland und 

bevorzugt Grünland nutzen. Hierunter befinden sich auch artenschutzrechtlich 

besonders bedeutsame Arten, auf die weiter unten eingegangen wird. Zudem 

ist der Bereich von besonderer Bedeutung für Tierarten, die an das 

Vorkommen feuchter Standorte gebunden sind. So wurden hier die 

Ringelnatter (mit der höchsten Individuenzahl im Untersuchugnsraum) und die 

Gelbbauchunke (20 von insgesamt 116 im Untersuchungsraum nachgewiese-

nen Individuen) ermittelt. 

In der Unterlage 19.6, Blatt Nr. 3 (als Ergänzung zur Umweltverträglichkeits-

studie) ist in "Karte 2: Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und die biologische 

Vielfalt" der Bestand im Bereich der Autobahntrasse dargestellt und bewertet. 

Planstand dieser Unterlage ist Mai 2017. Im Bereich der Erddeponie Maus-

loch, die auf der Karte ebenfalls verzeichnet ist, erfolgt jedoch keine Darstel-

lung und Bewertung der Auswirkungen. 

Schutzgut Boden Die geplante Erddeponie Mausloch befindet sich im Bereich des im gesamten 

Untersuchungsraum am höchsten bewerteten Bodentyps "Tiefes Kolluvium 

aus holozönen Abschwemmmassen (z800)" (sehr hohe Bedeutung) sowie im 

Bereich des Bodentyps "Terra fusca-Parabraunerden (z73)", der von hoher 

Bedeutung ist. Durch die Ablagerung der Erdmassen kommt es zur Zerstörung 

der entsprechenden Bodentypen auf einer Fläche von insgesamt 8,2 ha. 

Schutzgut Wasser Der Dinkelberg stellt einen Naturraum dar, der aufgrund der geologischen 

Situation sehr arm an Oberflächengewässern ist. Im Bereich der geplanten 

Erddeponie befindet sich eine Sickerquelle, welche somit von hoher Wertigkeit 

hinsichtlich des Schutzguts Wasser ist. Durch die geplante Aufschüttung der 

Erddeponie Mausloch wird diese Sickerquelle vollständig zerstört. Die genann-

ten Auswirkungen wurden in der UVS und dem LBP hinsichtlich des Schutz-

guts Wasser nicht dargestellt, und auch in der EA-Bilanz nicht berücksichtigt, 

wodurch ein Kompensationsdefizit im Rahmen der aktuellen Planung verbleibt. 

Schutzgut 

Landschaftsbild 

und Erholung 

Die Erddeponie Minseln befindet sich in einem Landschaftsbereich, der eine 

sehr hohe Bedeutung hinsichtlich des Landschaftsbilds und der natürliche 

Erholungseignung aufweist (Bewertung entsprechend Landschaftsplan VVG 

Rheinfelden-Schwörstadt). In der UVS der Offenlageunterlagen wurde der 

Bereich der Erddeponie Mausloch nur in seinem östlichen Teil dargestellt und 

die Auswirkungen der Planung in Bereich Mausloch in der gesamten UVS 

nicht berücksichtigt. Es findet sich in der UVS (im offen gelegten Stand von 

2011) jedoch bereits Beschreibungen, dass die Deponie Mausloch für über-

schüssige Erdmassen genutzt werden soll. Dem genannten östlichen Teilbe-

reich Mausloch wurde in der UVS eine „mittlere Wertigkeit“ hinsichtlich des 

Landschaftsbildes zugewiesen. Diese Einstufung ist jedoch deutlich zu ge-

ringwertig. Entsprechend wurden die Wertigkeit des Landschaftsbilds im Be-

reich der geplanten Erddeponie Mausloch auch im LBP nicht hinreichend dar-

gestellt und die Auswirkungen der großflächigen und bis zu schätzungsweise 

ca. 35 m hohen Überschüttung des bestehenden Geländes nicht sachgerecht 

beurteilt. Da die Eingriffe in das Landschaftsbild auch in der Eingriffs-

Ausgleichsbilanzierung nicht berücksichtigt wurden, verbleibt ein Kompensati-

onsdefizit im Rahmen der aktuellen Planung. 

Artenschutz Als artenschutzrechtlich besonders relevante Arten wurden im Bereich der 

geplanten Erddeponie und deren direktem Umfeld die Haselmaus, die Zau-

neidechse und die Gelbbauchunke als Arten des Anhangs IV nachgewiesen. 

Zudem wurden zwei Brutvorkommen des Feldsperlings, eines des Neuntöters, 

Fitis, Baumfalken und Schwarzmilans, sowie etwas weiter entfernt des Rotmi-

lans nachgewiesen. 
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Die Bedeutung des Bereichs der geplanten Erddeponie Mausloch hinsichtlich 

der Artengruppe der Fledermäuse wurde bislang nicht untersucht. Aus diesem 

Grund finden sich hierzu in den Offenlage-Unterlagen auch keine Hinweise auf 

mögliche Vorkommen und Funktionsbeziehungen. Es ist jedoch aufgrund der 

Habitatausstattung und der Lage der Flächen davon auszugehen, dass der 

Bereich zumindest für alle im Offenland Karsau-Minsel vorkommenden Fle-

dermausarten von Relevanz ist und für die entsprechenden Arten auch Funkti-

onsbeziehungen zum FFH-Gebiet bestehen. 

Vor allem hinsichtlich der baubedingten Beeinträchtigungen (bezogen auf die 

Gelbbauchunke jedoch auch dauerhaft) der oben genannten Arten des An-

hangs IV und europäische Vogelarten werden in den Formblättern Artenschutz 

die zu erwartenden Beeinträchtigungen im Bereich der Erddeponie nicht hin-

reichend berücksichtigt: 

 Hinsichtlich der Zauneidechse ist davon auszugehen, dass es baubedingt 

im Bereich der geplanten Erddeponie auch zur Tötung von Individuen 

kommt, die das Eintreten des entsprechenden artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbestandes bedingen. Nachweise der Art wurden bis direkt an den 

geplanten Auffüllungsbereich heran erbracht, so dass auf der Grundlage 

der Lebensraumansprüche der Art davon ausgegangen werden kann, 

dass auch die gesamten Grünlandbereiche im Gewann Mausloch in gerin-

ger Individuendichte von der Zauneidechse besiedelt wird. Zudem ist da-

von auszugehen, dass bauzeitlich die Art auch im Zuge der kontinuierli-

chen Verfüllung der Deponie diese als Lebensraum nutzt und somit einer 

erhöhten Kollisionsgefahr und Tötungen unterliegt. 

 Die Gelbbauchunke ist vor allem durch die dauerhafte Zerstörung der ak-

tuell feuchten Standorte (Dauerhafte Zerstörung der Verbundfunktion und 

somit Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) im Bereich 

der Erddeponie Mausloch sowie durch die bauzeitliche Erhöhung des Tö-

tungsrisikos betroffen, da die Gelbbauchunke entsprechende Störstellen 

wie die geplante Erddeponie bauzeitlich bevorzugt aufsucht, bzw. anwan-

dert. 

 Die Brutvorkommen von Baumfalke, Fitis und Schwarzmilan unterliegen 

bauzeitlich relevanten Beeinträchtigungen (optische und akustische Stö-

rungen sowie Verlust von Jagdhabitaten) die artenschutzrechtlich im Rah-

men der Formblätter nicht hinreichend berücksichtigt wurden. 

 Hinsichtlich der potentiell im Bereich Mausloch vorkommenden Fleder-

mausarten sind die zu erwartenden Beeinträchtigungen in den Formblät-

tern bislang noch nicht berücksichtigt. 

FFH-Gebiet 

"Dinkelberg und 

Röttler Wald" 

Die FFH-LRT 6510 "Flachland-Mähwiesen" im Bereich der geplanten Erdde-

ponie Mausloch werden zwar im Kartierbericht 2014 erwähnt, sind jedoch kar-

tografisch in keinem Plan in den Offenlage-Unterlagen abgegrenzt und somit 

ihre genaue Lage und Größe nicht nachvollziehbar. Die Flachland-Mähwiesen 

sind auch in UVS, LBP und FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht berücksichtigt. 

Zudem wurden die funktionalen Beziehungen der Flächen im Bereich der ge-

planten Erddeponie Mausloch hinsichtlich der charakteristischen Tierarten 

(insbesondere Fledermäuse und Vögel, Gelbbauchunke) der verschiedenen 

LRT im Rahmen der FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht untersucht oder be-

rücksichtigt. 

4 Weitere umweltrelevante Aspekte 

Regelquerschnitt/  

Flächeninanspruch- 

Die A 98 wird im Bauabschnitt 5 aktuell mit dem Regelquerschnitt RQ 31 ge-

plant. Die bereits gebauten Abschnitte A 98.4 und A 98.7 sind jedoch mit dem 

Regelquerschnitt der Richtlinien RQ 26 trassiert. Es erschließt sich nicht, wa-
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nahme rum im Bauabschnitt 5 eine 5 m breitere Trasse erforderlich sein sollte, als in 

den direkt angrenzenden Abschnitten. 

Bereits vor dem Hintergrund der umfangreichen Eingriffe insbesondere in die 

Schutzgüter Arten und Biotope, Boden und Landschaftsbild, bedingt durch die 

massiven Einschnitte in das natürliche Gelände und den hierbei anfallenden 

umfangreichen Erdmassen ist die Erhöhung der Trassenbreite in diesem sen-

siblen Teilabschnitt nicht nachvollziehbar. 

Vor dem Hintergrund, dass im Rahmen der aktuellen Planung  

 entsprechend dem artenschutzrechtlichen Fachgutachten artenschutz-

rechtliche Ausnahmen für 15 Fledermausarten und für 19 besonders pla-

nungsrelevante Vogelarten erforderlich sind 

 entsprechend der Beurteilung in der FFH-Verträglichkeitsstudie für den 

FFH-LRT 9130 und den prioritären FFH-LRT *9180 sowie für das Grüne 

Besenmoos erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele zu erwar-

ten sind, die eine Ausnahme nach § 34 BNatSchG erforderlich machen 

 entsprechend der FFH-Ausnahmeprüfung ermittelt wurde, dass mangels 

des Vorliegens zwingender Gründe öffentlichen Interesses im Zusam-

menhang mit der Gesundheit des Menschen, der Öffentlichen Sicherheit, 

einschließlich der Landesverteidigung und des Schutzes der Zivilbevölke-

rung, die Planung nur ausnahmsweise nach Einholung einer Stellung-

nahme der EU-Kommission zugelassen werden kann 

kann letztlich nur der Schluss gezogen werden, dass eine Trassierung ent-

sprechend der Richtlinie RQ 26 (im Sinne einer Alternative die mit geringeren 

Beeinträchtigungen einhergeht) auch im Bauabschnitt 5 zwingend realisiert 

werden muss. Andernfalls ist die Planung insbesondere vor dem Hintergrund 

des FFH-Ausnahmeverfahrens nicht genehmigungsfähig. 

„Längsgeteilte 

Dringlichkeit“ / 

Anzahl Fahrstreifen 

Im aktuellen Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 ist für die A 98 Rhein-

felden-Tiengen nur mit zwei Fahrstreifen als „vordringlichen Bedarf“ gelistet. 

Ein möglicher späterer Ausbau auf vier Fahrstreifen ist nur im weiteren Bedarf 

aufgeführt. Auf eingehendere Ausführungen hierzu sei auf das Gutachten 

„Beitrag zur Stellungnahme im Zuge der Offenlage“ von Rapp Regioplan 

GmbH verwiesen. 

Vor dem Hintergrund der bereits hinsichtlich des Regelquerschnitts genann-

ten Gründe (massive Eingriffe in die verschiedenen Schutzgüter, erforderliche 

artenschutzrechtliche Ausnahmen sowie Ausnahme hinsichtlich des FFH-

Gebietsschutzes, die auch eine Stellungnahme der Kommission erforderlich 

macht) ist eine modular aufgebaute Planung zu fordern, bei der zunächst nur 

so viel Beeinträchtigungen erfolgen, wie für die Umsetzung der ersten Stufe 

zwingend erforderlich sind. Die für einen (möglicherweise nie erforderlichen) 

weiteren Ausbau notwendigen Eingriffe sind planerisch von der ersten Aus-

baustufe zu trennen. 

Andernfalls ist die Planung insbesondere vor dem Hintergrund des FFH-

Ausnahmeverfahrens nicht genehmigungsfähig. 

Waldbereiche 

Sägebächle und 

Hirschbrunnbächle 

Durchlässe / 

Brückenbauwerk 

Im Rahmen der aktuellen Planung sind massive Eingriffe in geschützte  

Waldbiotope einschließlich ihrer Gewässersysteme am Sägebächle und 

Hirschbrunnbächle geplant. Die schluchtartig ausgebildeten Bachläufe (Keu-

perklingen) und Seitenarme mit standorttypischem Schluchtwald sollen ent-

sprechend den Planunterlagen durch Dammschüttungen für die A 98 verfüllt 

und damit großflächig zerstört werden. Betroffen hiervon sind alle drei Seiten-

arme des „Sägebächlesystems“ sowie das „Hirschbrunnbächle“. Neben der 

direkten Flächeninanspruchnahme wird hierdurch auch eine sehr starke Bar-

riere hinsichtlich des Biotopverbundes sowie Wander- / Verbreitungskorrido-

ren zahlreicher Tierarten geschaffen. Entlang der schluchtartigen Bachläufe 
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des Sägebächles wurden insbesondere für die Wasserfledermaus wichtige 

Flugrouten nachgewiesen. Des Weiteren werden jedoch auch erhebliche Be-

einträchtigungen zahlreicher weiterer geschützter Arten sowie charakteristi-

schen Tierarten (insbesondere Fledermäuse und Vögel, Gelbbauchunke) 

verschiedener LRT hierdurch bewirkt. 

Die drei Gewässerarme des Sägebächlesystems und des Hirschbrunnbächles 

sollen entsprechend der aktuellen Planung auf unterschiedliche Längen, mit 

unterschiedlich dimensionierten Durchlassprofilen, die vorgesehenen Damm-

schüttungen queren (Bauwerks Nr.: 98/203, 98/204 und 98/207). Inwieweit 

hierbei in den Profilen die Gewässersohle natürlich belassen wird, geht aus 

den Unterlagen nicht hervor. 

Aus Gründen des Biotopschutzes sowie aus artenschutzrechtlichen Gründen 

und aus Gründen des FFH-Gebietsschutzes, sollte im Querungsbereich des 

Sägebächlesystems und des Hirschbrunnbächles entgegen der bisherigen 

Planung, anstatt der vorgesehenen Dammschüttungen mit „Durchlässen“ 

breitere Brückenbauwerke realisiert werden. Es handelt sich bei entsprechen-

den Brückenbauwerken um technische Alternativen mit deutlich geringeren 

Auswirkungen auf die betroffenen geschützten Arten und die Schutzziele des 

FFH-Gebietes einschließlich seiner charakteristischen Tierarten, die aus die-

sem Grund zu wählen sind. 

Altlasten 

Alter Sportplatz 

Karsau 

Der Stadt Rheinfelden liegen Hinweise vor, wonach im Bereich des alten 

Sportplatzes Karsau Altlasten vorhanden sind, die durch den Geländean-

schnitt der A 98 freigelegt werden. Angaben hinsichtlich der genauen Art und 

des Umfangs der Altlast liegen nicht vor, es sind jedoch u.a. belastete 

Schlämme abgelagert worden. 

Es sind daher frühzeitig Erkundungen vorzunehmen und geeignete Maßnah-

men zu ergreifen, die eine baubedingte Mobilisierung der Altlasten zu verhin-

dern. Zudem ist zu prüfen, ob durch den tiefen Geländeeinschnitt Austräge 

durch abzuführendes Schichtwasser zu erwarten sind. 

Deponie Karsau In der UVS wird hinsichtlich der Schutzgüter Boden und Wasser auf Vorbelas-

tungen durch die bestehende Deponie Karsau hingewiesen. Hinsichtlich der 

Böden wird der deponiebedingte Eintrag unterschiedlicher Schadstoffe im 

Nahbereich der Deponie erwähnt, hinsichtlich des Grundwassers deponiebe-

dingte Beeinträchtigungen durch Sickerwasser. 

Mögliche Konflikte mit dem Bau der A 98 im nahen Umfeld der Deponie Kar-

sau werden jedoch weder in der UVS noch im LBP thematisiert. Vor dem 

Hintergrund des extrem hohen Gefahrenpotentials der deponierten Industrie-

abfälle, sollte durch entsprechende geotechnische Gutachten insbesondere 

die Gefahr von Hangrutschungen durch die im Umfeld zu realisierenden, tie-

fen Geländeeinschnitte bereits im Zuge der Planung abschließend geklärt 

werden. Aufgrund der geologischen Situation am Dinkelberg sind entspre-

chende Auswirkungen nicht pauschal auszuschließen. Hierzu finden sich in 

den Offenlageunterlagen bislang keine Aussagen. Auch mögliche Verände-

rungen des Strömungsverhaltens von Schicht-/Grundwasser sind im Hinblick 

auf Belastungen durch Sickerwasser und die Standsicherheit der Deponie 

eingehend zu untersuchen. 

Schutzgut Boden Eine Beschränkung auf Darstellung des Bestandes und die Auswirkung des 

Eingriffs im LBP auf Böden hoher und sehr hoher Wertigkeit ist methodisch 

nicht korrekt. Es müssen auch Böden mittlerer Wertigkeit berücksichtigt wer-

den, wie dies auch in der UVS realisiert wurde. Insgesamt werden die Eingrif-

fe in das Schutzgut Boden nicht hinreichend gewürdigt, bzw. deutlich zu ge-

ring beurteilt. Die im Rahmen des LBP vorgesehenen Kompensationsmaß-

nahmen für die Eingriffe in das Schutzgut Boden werden entgegen der Dar-
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stellung im LBP nicht als ausreichend angesehen. Aufwertungen von Boden-

funktionen werden mit 1:2 viel zu hoch als Kompensation zum Ansatz ge-

bracht. Maßnahmen, die eine Wiederherstellung bzw. "Optimierung" der Bö-

den als Standort für die Entwicklung einer natürlichen Vegetation und als 

Ausgleichskörper im Wasserhaushalt bzw. der Reduzierung der Erosionsnei-

gung auf Ackerflächen können nicht mit dem Faktor 1:2 für Versiegelungen 

naturnaher angesetzt werden. Es sind daher zusätzliche Kompensations-

maßnahmen für das Schutzgut Boden zu fordern. 

Schutzgut Wasser Im Rahmen der UVS und des LBP wurde das Themenfeld HQ100 (in Verbin-

dung mit den geplanten Einleitungen in den Rhein, sowie die WRRL insge-

samt noch nicht hinreichend berücksichtigt. 

Entwässerung 

Hirschbächle- 

Talbrücke 

Wie den Planunterlagen zu entnehmen ist, wird im Bereich der Hirschbächle-

Talbrücke (AK 19+852) das anfallende Straßenoberflächenwasser via Fel-

lenbühlweg mit einer Abwasserleitung DN 800 einem südlich der B 34, auf 

dem Grundstück Lgb.-Nr. 1755/1 bei Riedmatt befindlichen Regenklärbecken 

(RKB 1), zugeführt und danach in den Rhein als Vorfluter abgeschlagen. Es 

ist dabei nicht genau ersichtlich, wie die anfallenden verschmutzten Straßen-

oberflächenwässer gereinigt werden sollen. 

Geschützte Biotope Das im LBP auf S. 95 dargelegte Vorgehen, wonach die Grundlage der Ein-

griffsermittlung in geschützte Biotope "in Abstimmung mit dem RP Freiburg, 

Abteilung Umwelt", die "offizielle Kartierung der geschützten Biotope" und 

nicht die Erfassungen im Rahmen der UVS/LBP realisierten Kartierungen ist, 

steht nicht im Einklang mit dem BNatSchG, wonach für den Schutz der Bioto-

pe immer die tatsächliche Situation in der Natur entscheidend ist. 

Methodik: 

Planstände / 

Aktualisierung der 

Unterlagen 

Methodisch ist zu kritisieren, dass die umfangreichen Ergebnisse der Nach-

kartierungen / Gutachten im Rahmen der Offenlage nicht mehr in die UVS 

eingeflossen sind und diese noch mit dem Stand 2011 den Unterlagen beige-

fügt wurde. Dies erschwert die Beurteilung der umweltrelevanten Daten, da 

kontinuierlich verglichen werden muss, ob sich zwischenzeitlich möglicher-

weise relevante Veränderungen ergeben haben. Besonders erschwerend ist 

dies für die Karten der UVS und des LBP sowie der Machbarkeitsstudie, auf 

denen Biotoptypen, LRT oder Artvorkommen aufgrund der unterschiedlichen 

Planstände teilweise abweichend dargestellt sind. Dies betrifft aber auch  die 

übrigen Schutzgüter, speziell Boden, Klima und Luft sowie Wasser. 

5 Zusammenfassung 

Ergebnisse Die Prüfung der umweltrelevanten Offenlageunterlagen zum Neubau der 
A 98 Bauabschnitt 5 Karsau-Schwörstadt kommt im Rahmen des vorliegen-
den Gutachtens zu folgenden zentralen Ergebnissen: 

Überdeckelung Die besondere Bedeutung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln, insbeson-

dere hinsichtlich des Schutzguts Landschaftsbild (einschließlich der natürli-

chen Erholungsfunktion) sowie des Schutzguts Arten und Biotopen (ein-

schließlich des Biotopverbundes) und speziell im Hinblick auf den Artenschutz 

und den FFH-Gebietsschutz wurde nicht hinreichend gewürdigt. 

Entsprechend wurden die zu erwartenden Beeinträchtigungen durch die mas-

sive Zerschneidung des Offenlandbereichs nicht angemessen berücksichtigt. 

Die Möglichkeit, zu erwartende Beeinträchtigungen durch eine großflächige 

Überdeckelung des Offenlandbereichs weitestgehend zu vermeiden, wurde 

nicht geprüft. 

Aufgrund der oben genannten, besonderen Bedeutung des Offenlandbereichs 

und insbesondere aufgrund der Notwendigkeit zahlreicher artenschutzrechtli-
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cher Ausnahmen sowie einer Ausnahme bezüglich des FFH-Gebietsschutz, 

die auch die Einholung einer Stellungnahme der EU-Kommission erforderlich 

macht, ist die Überdeckelung des Offenlandbereichs jedoch als Alternative mit 

deutlich geringeren Beeinträchtigungen hinsichtlich der genannten Aspekt 

zwingend zu wählen. 

Es handelt sich bei der Überdeckelung unter Berücksichtigung der spezifi-

schen Situation trotz erheblicher Mehrkosten aufgrund des beschriebenen, 

sehr hohen umweltrelevanten Nutzens um eine zumutbare Alternative. 

Die großflächige Überdeckelung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln ist 

daher in die Planung zu integrieren. 

Erddeponie Mausloch Die aktuelle Bedeutung der Flächen im Bereich der geplanten Erddeponie 

Mausloch wurde insbesondere hinsichtlich der Schutzgüter Arten und Bioto-

pe, Boden, Wasser und Landschaftsbild sowie den Artenschutz und den FFH-

Gebietsschutz nicht hinreichend gewürdigt. 

Entsprechend wurden die zu erwartenden Beeinträchtigungen ebenfalls nicht 

angemessen berücksichtigt. Möglichkeiten zur Vermeidung von Beeinträchti-

gungen durch einen abschnittsübergreifendes Bodenmassenmanagement 

oder die Reduktion anfallender Bodenmassen (durch die oben beschriebene 

Überdeckelung des Offenlandbereichs oder einen reduzierten Regelquer-

schnitt) wurden nicht geprüft. 

Auch die Option alternativer Deponiestandorte wurde nicht berücksichtigt. Die 

Planung sollte daher dahingehend geändert werden, dass die Inanspruch-

nahme der Flächen im Bereich Mausloch deutlich reduziert oder auf diese 

ggf. vollständig verzichtet werden kann. 

Regelquerschnitt 

Autobahn 

Aktuell ist die Trassenbreite des Bauabschnitts 5 um 5 m breiter geplant, als 

die sich anschließenden, bereits fertig gestellten Autobahnabschnitte. Auf-

grund der zu erwartenden, massiven Beeinträchtigungen der Umweltbelange 

und insbesondere vor dem Hintergrund des FFH-Ausnahmeverfahrens ist die 

Trassenbreite zu reduzieren. 

„Längsgeteilte 

Dringlichkeit“ / 

Anzahl Fahrstreifen 

Im aktuellen Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 ist die A 98 Rheinfel-

den-Tiengen nur mit zwei Fahrstreifen als „vordringlichen Bedarf“ gelistet. Ein 

möglicher späterer Ausbau auf vier Fahrstreifen ist nur im weiteren Bedarf 

aufgeführt. 

Aus den hinsichtlich des Regelquerschnitts bereits genannten Gründe, ist 

eine modular aufgebaute Planung zu fordern, bei der zunächst nur so viel 

Beeinträchtigungen erfolgen, wie für die Umsetzung der ersten Stufe zwin-

gend erforderlich sind. 

 

 

Freiburg, den 22.01.2018 

 

Holger Mette-Christ 
Dipl. Biologe 

www.faktorgruen.de 

 

http://www.faktorgruen.de/
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Anhang 1: Biotopverbund mittlerer Standorte (Quelle LUBW, Ergänzungen faktorgruen: Pfeile (zentrale Dinkelberg-Achse) und Kreis (Karsau-Minseln) 
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Anhang 2: Fotos zur geplanten Beeinträchtigung des Offenlandbereichs Karsau-Minseln durch die A 98 

Abbildung 1: Blick von der K 6336 nach Westen im Bereich der geplanten A 98 

 

 

Abbildung 2: Lage der geplanten A 98 
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Abbildung 3: Blick von Westen in Richtung der K 6336 im Bereich der geplanten A 98 

 

 

Abbildung 4: Lage der geplanten A 98 
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Abbildung 5: Blick vom Sportplatz nach Westen im Bereich der geplanten A 98 

 

 

Abbildung 6: Lage der geplanten A 98 
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Abbildung 7: Blick von den Hängen westlich von Minseln aus auf den Bereich der geplanten A 98 

 

 

Abbildung 8: Lage der geplanten A 98 
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Abbildung 9: Blick vom Bereich der geplanten A 98 (Lage: K 6336) in Richtung NW 

 

Abbildung 10: Blick vom Bereich der geplanten A 98 (Lage: Sportplatz) in Richtung NO 
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